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235. Sitzung 

Bonn, den 15. November 1990 

Beginn: 9.31 Uhr 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Die Sitzung ist eröff-
net. 

Meine Damen und Herren, die heutige Sitzung 
habe ich gemäß Art. 39 Abs. 3 Satz 3 des Grundgeset-
zes auf Grund eines Verlangens der Fraktion der SPD 
einberufen. Den Gegenstand dieses Einberufungsver-
langens werden wir unter Punkt 2 der Tagesordnung 
beraten. 

Bevor wir in die Tagesordnung eintreten, habe ich 
einige Mitteilungen zu machen. 

Herr Kollege Dr. Möller feierte am 2. November 
1990 seinen 60. Geburtstag 

(Beifall) 

und Herr Kollege Dr. Czaja am 5. November 1990 sei-
nen 76. Geburtstag. 

(Beifall) 

Ich spreche beiden Kollegen nachträglich im Namen 
des Hauses sehr herzliche Glückwünsche aus. 

Herr Abgeordneter Dr. Biedenkopf hat am 9. No-
vember 1990 auf seine Mitgliedschaft im Deutschen 
Bundestag verzichtet. Als sein Nachfolger hat Herr 
Abgeordneter Lohmann (Lüdenscheid) am 12. No-
vember 1990 die Mitgliedschaft im Deutschen Bun-
destag erworben. Ich heiße den uns aus der 10. Wahl-
periode bekannten Kollegen herzlich willkommen. 

(Beifall) 

Herr Kollege Wüppesahl hat fristgemäß einen An-
trag auf Erweiterung der heutigen Tagesordnung ein-
gereicht. Dieser Antrag wird nach Tagesordnungs-
punkt 1 aufgerufen. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 1 auf: 

Regierungserklärung des Bundeskanzlers 

— über die Ergebnisse seiner Gespräche mit 
dem Ministerpräsidenten der Republik Po-
len, Tadeusz Mazowiecki, und dem Präsi-
denten der UdSSR, Michail Gorbatschow, 

sowie 

— zur Unterzeichnung des Vertrages zwi-
schen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Republik Polen über die Bestätigung der 
zwischen ihnen bestehenden Grenze. 

Hierzu sind Entschließungsanträge angekündigt 
worden, die noch im Laufe der Sitzung eingebracht 
werden sollen. 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für 
die Aussprache 90 Minuten vorgesehen. — Ich sehe 
keinen Widerspruch dagegen. 

Das Wort zur Regierungserklärung hat der Herr 
Bundeskanzler. 

Dr. Kohl, Bundeskanzler: Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Ich habe Ihnen 
heute über zwei Besuche in unserem Land zu berich-
ten, die vor dem Hintergrund der geschichtlichen Si-
tuation eine besondere Bedeutung haben: Mit Mini-
sterpräsident Tadeusz Mazowiecki konnte ich den er-
sten ausländischen Regierungschef und mit dem Prä-
sidenten der UdSSR Michail Sergejewitsch Gorba-
tschow das erste ausländische Staatsoberhaupt im 
vereinten Deutschland willkommen heißen. 

Beide Besuche standen im Zeichen des gemeinsa-
men politischen Willens, die bitteren Auseinanderset-
zungen der letzten Jahrzehnte endgültig zu überwin-
den und jetzt gemeinsam den Weg in eine friedliche 
Zukunft zu beschreiten. 

Beiden Besuchen kommt eine erhöhte politische 
Aussagekraft zu, weil sie in den Tagen stattfanden, in 
denen sich der Fall der Berliner Mauer zum ersten 
Mal jährte. Sie verdeutlichten die große, weite politi-
sche Wegstrecke, die wir Deutsche seither auf dem 
Weg zu unserer Einheit zurückgelegt haben, einer 
Einheit, die wir auch den politischen Umgestaltungen 
in Mittel- und Osteuropa verdanken und die wir im 
Einvernehmen mit allen unseren Nachbarn und Part-
nern glücklich vollenden konnten. Ich habe deshalb 
beiden Besuchern gegenüber unsere Dankbarkeit be-
kräftigt. 

Der zehnjährige Kampf der „Solidarität" in Polen 
für Freiheit und Selbstbestimmung hat auch unserer, 
der deutschen Sache gedient. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und bei 
Abgeordneten der SPD) 

Ohne das Geschehen an der Danziger Lenin-Werft 
1980 wäre Berlin vor einem Jahr nicht denkbar gewe-
sen. 
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Ich habe besonders gewürdigt, daß Ministerpräsi-
dent Mazowiecki und seine Regierung zu den ersten 
gehörten, die die Mitgliedschaft des vereinten 
Deutschlands im Bündnis freiheitlicher Demokratien 
des Westens befürwortet haben. 

Ich habe Präsident Gorbatschow gedankt, daß er 
neues Denken auch in der sowjetischen Deutschland-
politik durchsetzte. Er hat uns Deutschen damit den 
Weg zur Einheit freigemacht. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP sowie bei 
Abgeordneten der SPD und GRÜNE/Bünd

-

nis 90) 

Meine Damen und Herren, der Ort des Treffens mit 
Ministerpräsident Mazowiecki, Frankfurt an der 
Oder, hat eine besondere Bedeutung; denn hier ver-
läuft die Grenze, die wir, wie wir es im Vertrag über 
die abschließende Regelung in bezug auf Deutsch-
land zugesagt haben, durch einen völkerrechtlich ver-
bindlichen Vertrag bekräftigen wollen und die wir 
zugleich im Sinne der größeren Einheit Europas als 
Brücke zwischen den Völkern zukunftsgewandt aus-
gestalten wollen. 

Die Vertragsverhandlungen zwischen dem verein-
ten Deutschland und der Republik Polen waren des-
halb ein Schwerpunkt der Gespräche mit Ministerprä-
sident Mazowiecki. Wir waren uns einig, daß neben 
dem Grenzvertrag auch ein umfassender Vertrag aus-
gehandelt wird. 

Der bereits fertiggestellte Grenzvertrag ist gestern 
von den beiden Außenministern in Warschau unter-
zeichnet worden. Der zweite, der umfassende Vertrag 
wird auf der Gemeinsamen Erklärung, die wir vor 
einem Jahr unterzeichnet haben, aufbauen. Unser 
Ziel ist es — ich will das unterstreichen — , ihn bis 
Ende Januar, Anfang Februar 1991 fertig zu verhan-
deln. 

Bereits jetzt haben wir fest vereinbart, daß beide 
Verträge gemeinsam ins parlamentarische Verfahren 
eingeführt und ratifiziert werden. Das heißt, daß dabei 
kein Vertrag vorgezogen wird. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Der Inhalt des Grenzvertrages lehnt sich, wie dies 
von Anfang an beabsichtigt war, aufs engste an die 
Entschließungen des Deutschen Bundestages und der 
Volkskammer vom Juni 1990 an. Ich möchte beson-
ders einen Satz aus der Präambel des Vertrags zitie-
ren. Dort heißt es: 

... eingedenk dessen, daß seit Ende des Zweiten 
Weltkrieges 45 Jahre vergangen sind, und im Be-
wußtsein, daß das schwere Leid, das dieser Krieg 
mit sich gebracht hat, insbesondere auch der von 
zahlreichen Deutschen und Polen erlittene Ver-
lust ihrer Heimat durch Vertreibung oder Aus-
siedlung, eine Mahnung und Herausforderung 
zur Gestaltung friedlicher Beziehungen zwischen 
beiden Völkern und Staaten darstellt, ... 

Diese Aussage zeugt von gemeinsamer Bereitschaft 
zur Versöhnung. Deutsche und Polen gedenken des 
von den Menschen beider Völker Erlittenen und be-
greifen es als Mahnung und Herausforderung. Deut-
sche und Polen wollen den Blick nach vorn richten 
und die Zukunft gemeinsam und friedlich gestalten. 

Lassen Sie mich an dieser Stelle noch einmal unter-
streichen: Alle Menschen in Deutschland, an deren 
Leid, an deren Verlust der Heimat erinnert wird, ver-
dienen gerade in diesen Tagen unsere besondere Soli-
darität und Zuwendung. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD) 

Gestern, bei der Vertragsunterzeichnung in War-
schau, hat Ministerpräsident Mazowiecki betont, man 
müsse heute auch von den Leiden des deutschen Vol-
kes sprechen. Er sagte wörtlich: 

Wir denken daran, daß es bei der Rechnung der 
Opfer keine Arithmetik geben kann. Jedes Un-
recht bleibt Unrecht, jedes Unglück bleibt Un-
glück, unabhängig welches Unrecht und welches 
Unglück wir selbst erlitten haben. 

Für den zweiten, den umfassenden Vertrag haben 
Ministerpräsident Mazowiecki und ich uns ein hohes 
Ziel gesetzt. Wir wollen den Beziehungen des verein-
ten Deutschlands und der Republik Polen einen star-
ken und zukunftsgewandten Impuls geben, wie uns 
dies ja auch glücklicherweise im Verhältnis zu unse-
ren französischen Nachbarn gelungen ist. 

Wir wollen, mit einem Wort, Vorwärtsbewegung auf 
allen Gebieten: in der Politik einschließlich der Si-
cherheitspolitik sowie bei Abrüstung und Rüstungs-
kontrolle, in Wissenschaft, in Wirtschaft und Technik, 
im kulturellen Austausch und in humanitären Fragen 
sowie in der breiten Begegnung der Menschen. Insbe-
sondere wollen wir die junge Generation beider Völ-
ker zusammenführen. Wir wollen dies durch die 
Gründung eines deutsch -polnischen Jugendwerks 
weithin sichtbar machen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD) 

Ich bin mit Ministerpräsident Mazowiecki einig, daß 
eine umfassende Regelung der Rechte der deutschen 
Minderheit in Polen — und im Gegenzug der bei uns 
wohnenden polnischen Bürger — Kernstück unseres 
Vertrages sein wird. Ministerpräsident Mazowiecki 
hat die Bereitschaft Polens erklärt, diese Rechte nach 
europäischem Standard zu regeln. Ich würdige diese 
weiterführende Zusage ausdrücklich; denn sie bedeu-
tet, daß wir die einschlägigen Bestimmungen der 
Schlußakte von Helsinki und der KSZE-Dokumente 
von Wien und Kopenhagen, die den Charakter politi-
scher Willenserklärungen tragen, nunmehr in den 
Rang völkerrechtlicher Verpflichtungen erheben und 
so zur festen Grundlage unserer Beziehungen ma-
chen. 

Polen wird darüber hinaus für die Rechtsstellung 
der nationalen Minderheiten Weiteres leisten. Im 
Zuge seines beabsichtigten Beitritts zum Europarat, 
den wir selbstverständlich befürworten und fördern, 
wird es die Europäische Menschenrechtskonvention 
ratifizieren. Darin ist — ich betone dies — bekanntlich 
auch die Zuständigkeit des Europäischen Menschen-
rechtsgerichtshofs enthalten. Im Zuge seiner Verfas-
sungsreform, die 1991 abgeschlossen sein soll, will 
Polen die politischen Vertretungsrechte aller nationa-
len Minderheiten stärken. 
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Meine Damen und Herren, ausführlich haben Mini-
sterpräsident Mazowiecki und ich auch über die Mög-
lichkeiten gesprochen, unseren Landsleuten zusam-
men mit ihren polnischen Mitbürgern die notwendige 
Unterstützung vor Ort zu geben. Wir wollen den 
Sprachunterricht und die Kulturarbeit verstärken. 
Wir wollen sie mehr als bisher mit unseren Medien 
versorgen. Wir haben ausdrücklich die Fortschritte in 
der Frage von Gottesdiensten in der Muttersprache 
gewürdigt. 

Meine herzliche Bitte gilt heute allen Bürgern unse-
res Landes und insbesondere auch allen Verantwort-
lichen in Parteien und Stiftungen, in Kirchen und Ge-
werkschaften sowie Verbänden: Setzen Sie sich dafür 
ein, tun Sie das Ihnen Mögliche, um das Leben unse-
rer Landsleute in ihrer angestammten Heimat zu er-
leichtern. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD) 

Ein weiterer Schwerpunkt der Gespräche in Frank-
furt/Oder war das Zusammenleben an der Grenze. 
Hier müssen Sofortmaßnahmen und langfristige Pla-
nungen Hand in Hand gehen. 

Erstens habe ich, nach Vorgesprächen mit Minister-
präsident Stolpe und Oberbürgermeister Denda, mit 
Ministerpräsident Mazowiecki vereinbart, die Auto-
bahn Berlin—Warschau beiderseits der Grenze auf ei-
ner Länge von je 5 Kilometern sechsspurig auszu-
bauen und endlich die Zollabfertigung zu modernisie-
ren und zu beschleunigen. Es ist für mich nicht nur 
eine technische oder bürokratische Frage, daß es an 
dieser Grenze und an anderen Übergängen nicht wie 
heute zu kilometerlangen Staus und zu unerträgli-
chen Wartezeiten kommt. Dies zu vermeiden hat auch 
an dieser Grenze eine hohe politische und psycholo-
gische Bedeutung. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der FDP) 

In diesem Geiste haben wir zweitens vereinbart, die 
Sichtvermerkspflicht aufzuheben, sobald das lau-
fende Konsultationsverfahren mit unseren Partnern 
im Schengener Abkommen abgeschlossen ist. 

Drittens sind wir uns einig, daß grenzüberschrei-
tende regionale Zusammenarbeit ein Schlüssel für 
die künftige Gemeinsamkeit beider Staaten und Völ-
ker ist. Wir Deutschen können dabei an die guten 
Erfahrungen anknüpfen, die wir mit unseren Nach-
barn im Norden, im Westen und im Süden unseres 
Landes gemacht haben. Mit Ministerpräsident Mazo-
wiecki war ich einig, daß es auf beiden Seiten unserer 
jetzt rund 500 Kilometer langen Grenze zu einer mög-
lichst ausgewogenen Entwicklung kommen muß: bei 
der industriellen Ansiedlung und bei der Verkehrs-
infrastruktur, beim Umweltschutz und bei den vielfäl-
tigen gegenseitigen Hilfeleistungen auf kommunaler 
Ebene. 

Damit diese Zusammenarbeit möglichst rasch in 
Gang kommt, haben Ministerpräsident Mazowiecki 
und ich beschlossen, als ersten Schritt eine Kommis-
sion für grenzüberschreitende regionale Zusammen-
arbeit einzuberufen. In ihr werden die angrenzenden 
Bundesländer auf unserer Seite, die Woiwodschaften 
auf der polnischen Seite und die grenznahen Städte 

und Gemeinden beider Seiten vertreten sein. Mein 
Ziel — und so ist auch die Absprache — ist es, daß 
diese Kommission noch in diesem Jahr zusammen-
tritt. 

Viertens waren Ministerpräsident Mazowiecki und 
ich uns einig, daß die Tatsache, daß an Oder und 
Neiße jetzt auch die Außengrenze der Europäischen 
Gemeinschaft verläuft, keineswegs dazu führen darf, 
daß sich hier eine Wohlstandsgrenze verfestigt. Wir 
waren uns deshalb einig, daß noch bestehende Han-
delshemmnisse gemäß dem Kooperationsabkommen 
Polens mit der Europäischen Gemeinschaft zügig ab-
gebaut werden und daß Polen im Rahmen einer Asso-
ziierung so schnell wie möglich näher an die Europäi-
sche Gemeinschaft herangegführt werden muß. Wir 
wollen damit nicht zuletzt die polnischen Reformen in 
Richtung Marktwirtschaft wirksam abstützen. 

Wir werden uns nachdrücklich bemühen, bei der 
Neuordnung unserer Handelsbeziehungen Über-
gangslösungen zu finden und der polnischen Volks-
wirtschaft in Deutschland und im EG-Raum insgesamt 
lohnende Perspektiven zu eröffnen. Ich beabsichtige 
darüber hinaus, die weitere Unterstützung der polni-
schen Wirtschaftsreformen auf dem bevorstehenden 
Europäischen Rat im Dezember in Rom mit Nach-
druck anzusprechen. Wir werden uns wie bisher für 
die Anliegen auch unserer östlichen Nachbarn einset-
zen. 

Meine Damen und Herren, wer in diesen Tagen die 
Entwicklung der Beziehungen zwischen Deutschen 
und Polen in der Mitte Europas bedenkt, wer ihre 
besondere Verantwortung vor der Geschichte wägt 
und ihre herausragende Rolle beim Aufbau eines 
friedlichen und freiheitlichen Europas würdigt, der 
sollte sich 25 Jahre zurückerinnern. Damals, 1965, ha-
ben die beiden Kirchen Worte der Verständigung, 
der Vergebung und der Versöhnung gefunden. Sie 
haben damit der Politik beider Staaten und den Bür-
gern beider Völker die Richtung in eine gemeinsame 
friedliche Zukunft vorgegeben. Tadeusz Mazowiecki 
und ich haben uns vor einem Jahr in Kreisau zu dieser 
gemeinsamen Aufgabe verpflichtet. Wir haben das 
jetzt in Frankfurt/Oder bekräftigt: Wir halten Kurs! 

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, der 
Besuch Präsident Gorbatschows im vereinten 
Deutschland war ein Markstein in der Geschichte un-
serer Länder und Völker. Er hat das Neue in den 
deutsch-sowjetischen Beziehungen verdeutlicht: den 
gemeinsamen Willen an die große und gute Tradition 
jahrhundertelanger Beziehungen zwischen unseren 
Völkern wieder anzuknüpfen; das gemeinsame Be-
wußtsein, welch große Bedeutung unserem Verhältnis 
für die Zukunft ganz Europas und für den Frieden in 
der Welt zukommt, nicht zuletzt das hohe Maß an 
politischem und persönlichem Vertrauen, das Präsi-
dent Gorbatschow und mich und auch die beiden 
Außenminister verbindet. 

Im Verhältnis zwischen den Deutschen und den 
Völkern der Sowjetunion ist eine neue Qualität er-
reicht worden. Unsere Beziehungen werden unüber-
sehbar durch neue Tatsachen geprägt: Jahrzehnte-
lang gab es Widerstand gegen die Einheit unseres 
Vaterlandes. Jetzt sprach Präsident Gorbatschow da-
von, daß die Vereinigung Deutschlands im Rahmen 
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der stürmischen internationalen Veränderungen „bei-
nahe das eindrucksvollste Ereignis" war. 

Wir halten uns nicht länger mit Prognosen über das 
Scheitern kommunistischer Wirtschaftsstrukturen auf. 
Heute unterstützen wir aktiv ihre Umgestaltung in 
Richtung Markt und Privatinitiative. Statt überlebter 
Feindbilder gibt es jetzt Beweise der Freundschaft. 
Dies alles geschieht aus dem Geist und aus der Über-
zeugung, daß nur so gemeinsam eine friedliche Zu-
kunft unserer Völker gestaltet werden kann. 

Der Vertrag über gute Nachbarschaft, Partner-
schaft und Zusammenarbeit, den Präsident Gorba-
tschow und ich am vergangenen Freitag unterzeich-
net haben, verkörpert diesen politischen Willen. Er ist 
der erste politische Grundsatzvertrag, den das ver-
einte Deutschland schließt. 

Mit diesem Vertrag ziehen wir erstens einen 
Schlußstrich unter die leidvollen Kapitel der Vergan-
genheit. Wir wollen einen Neubeginn im Zeichen gu-
ter Nachbarschaft und der Versöhnung. 

Zweitens bahnen wir den Weg zu einer alle Berei-
che des zwischenstaatlichen Lebens umfassenden en-
gen Zusammenarbeit, wie sie auch in mehr als zwan-
zig Verträgen und Abkommen, die wir in den letzten 
beiden Jahren geschlossen haben, zum Ausdruck 
kommt. 

Drittens stellen wir uns den Herausforderungen, die 
morgen und an der Schwelle des nächsten Jahrtau-
sends unsere Völker, ja alle Völker Europas und der 
Welt, vor sich sehen: Wir wollen jeden Krieg vermei-
den und den Frieden wahren und gestalten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir wollen den Vorrang des Völkerrechts in der inne-
ren und in der internationalen Politik durchsetzen. Wir 
wollen das Überleben der Menschheit sichern und für 
die Erhaltung der natürlichen Umwelt sorgen. Wir 
wollen nicht zuletzt den Menschen mit seiner Würde 
und seinen Rechten in den Mittelpunkt der Politik 
stellen. 

Zu diesen hohen Zielen bekennen wir uns in unse-
rem Vertrag mit ganz konkreten Verpflichtungen: 
Achtung der territorialen Integrität aller Staaten in 
Europa, Verzicht auf Androhung und Anwendung 
von Gewalt, Nichtangriff und friedliche Konfliktlö-
sung, Abrüstung und Rüstungskontrolle. Wir setzen 
damit in der Mitte Europas einen starken Pfeiler für 
die übergreifenden Sicherheitsstrukturen, die — wie 
ich dies vor einem Jahr in meinen Zehn Punkten vor-
gezeichnet habe — unseren ganzen Kontinent um-
spannen sollen. 

Meine Damen und Herren, die deutsch-sowjetische 
Verständigung muß sich vor allem im Tun und im 
Denken unserer Bürger bewähren. Es erfüllt mich 
deshalb mit großer Befriedigung, daß der „Große Ver-
trag" auch die Menschen, auch jeden einzelnen Bür-
ger anspricht. Der Vertrag eröffnet den Weg zu umfas-
sender Begegnung, insbesondere der jungen Genera-
tion, und zu verstärktem kulturellen Austausch. Wir 
wollen, daß unsere Bürger Land und Leute, Sprache 
und Kultur des Partners besser kennenlernen. 

Der Vertrag setzt auch ein Zeichen der Aussöhnung 
über den Gräbern der Opfer von Krieg und Gewalt- 

herrschaft. Diese Stätten können nunmehr, wo immer 
sie liegen mögen, besucht, erhalten und gepflegt wer-
den. Sie stehen unter dem Schutz unserer Gesetze. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Besonders will ich hervorheben, daß der Vertrag es 
den sowjetischen Bürgern deutscher Nationalität 

 nunmehr verstärkt ermöglicht, ihre Sprache, ihre Kul-
tur und Tradition zu pflegen und damit ihre Identität 
zu erhalten. Uns ist die Chance gegeben, ihnen dabei 
vor Ort zu helfen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir werden diese neu eröffneten Möglichkeiten nach 
besten Kräften nutzen. 

Ich habe an Präsident Gorbatschow appelliert, daß 
die sowjetische Regierung gleichgerichtete Anstren-
gungen unternimmt, das Leben dieser Menschen in 
ihrer angestammten Heimat zu erleichtern, damit sie 
in der Sowjetunion eine gesicherte Zukunft erwarten 
können. Präsident Gorbatschow hat mir entspre-
chende Bemühungen zugesagt. 

Unsere menschliche Haltung muß sich auch im Um-
gang mit den in den neuen Bundesländern stationier-
ten sowjetischen Soldaten und ihren Familien bewäh-
ren. Wir alle wissen, daß dies für viele unserer Mitbür-
ger auf Grund bisheriger Erfahrungen eine schwie-
rige Aufgabe ist. Gerade sie bitte ich aber, mit mir den 
Blick nach vorn zu richten: Wir haben in einem Ver-
trag über den befristeten Aufenthalt und den planmä-
ßigen Abzug der sowjetischen Streitkräfte festgelegt, 
daß diese Soldaten bis Ende 1994 unser Land verlas-
sen werden. Ab jetzt wird bereits ihr Übungsbetrieb 
vermindert. 

Wir wollen — und ich will das mit Nachdruck unter-
streichen —, daß sich die sowjetischen Soldaten und 
ihre Familien in der verbleibenden Zeit ihres Hier-
seins wohl fühlen. Sie sollen, wenn sie heimkehren, 
unser Land und seine Menschen in guter Erinnerung 
behalten. Wir werden gemäß unserem Überleitungs-
vertrag ihre Eingliederung durch ein umfassendes 
Wohnungsbauprogramm und durch Umschulungs-
maßnahmen erleichtern. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD und der GRÜ-

NEN/Bündnis 90) 

Meine Damen und Herren, ein Schwerpunkt meiner 
Gespräche mit Präsident Gorbatschow war der von 
ihm ins Werk gesetzte umfassende Umbau der sowje-
tischen Volkswirtschaft. Er ist seit den jüngsten Be-
schlüssen des Obersten Sowjets in ein neues und ganz 
entscheidendes Stadium getreten. 

Präsident Gorbatschow hat deutlich gemacht, daß 
Perestroika vor allem natürlich eine Sache der So-
wjetunion selbst ist. Zugleich aber waren wir uns ei-
nig, daß der Erfolg des Reformwerks schneller und 
zielstrebiger erreicht werden kann, wenn es auch von 
außen mit Rat und Tat abgestützt wird. 

Dabei kommt — hierin pflichte ich Präsident Gorba-
tschow ausdrücklich bei — der engen wirtschaftlichen 
und wissenschaftlich-technischen Zusammenarbeit 
des vereinten Deutschlands mit der Sowjetunion eine 
Schlüsselbedeutung zu. Das ergibt sich zunächst aus 
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der Tatsache, daß das vereinte Deutschland der größte 
Wirtschaftspartner der Sowjetunion ist. Das ergibt sich 
aus unserer Verankerung in einer sich dynamisch ent-
wickelnden Europäischen Gemeinschaft und aus un-
serer wichtigen Rolle in den internationalen Finanzin-
stitutionen. Das ergibt sich insbesondere aus den ge-
wachsenen Wirtschaftsverflechtungen und daraus 
entstandenem Vertrauen zwischen unseren beiden 
Ländern. 

Wir haben aus alledem für die künftige Zusammen-
arbeit Folgerungen gezogen. Die Bestimmungen des 
„Großen Vertrages" werden durch einen Vertrag 
über umfassende Zusammenarbeit auf dem Gebiet 
der Wirtschaft, der Industrie, der Wissenschaft und 
Technik ergänzt. Diesen Vertrag haben Bundesmini-
ster Haussmann und der stellvertretende Ministerprä-
sident Sitarjan am letzten Freitag ebenfalls unter-
zeichnet. Er eröffnet Perspektiven der Zusammenar-
beit, die weit über die Schwelle unseres Jahrhunderts 
hinausreichen. 

Wir unterstützen die Perestroika weiterhin nach be-
sten Kräften. Mit unseren bisherigen Leistungen ste-
hen wir an der Spitze der westlichen Industrieländer. 
Ich erinnere an die im Juni von der Bundesregierung 
verbürgten Bankkredite und an die in diesem Jahr 
neu gewährten Exportbürgschaften. Ich erinnere an 
unsere Leistungen im Rahmen des Überleitungsab-
kommens, insbesondere für Wohnungsbau in der So-
wjetunion und für die Umschulung sowjetischer Sol-
daten. 

Ich erinnere an wiederholte Lebensmittellieferun-
gen, die wir im Fall akuter Versorgungskrisen auch in 
Zukunft fortsetzen werden. Auch dies habe ich Präsi-
dent Gorbatschow zugesagt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich erinnere nicht zuletzt an unsere Bemühungen auf 
dem EG-Gipfel in Dublin und auf dem Weltwirt-
schaftsgipfel in Houston, internationale Hilfsleistun-
gen in Gang zu bringen. Für deren zügige Umsetzung 
und Abwicklung wollen wir uns auch in Zukunft 
nachdrücklich einsetzen. 

Zusätzlich, meine Damen und Herren, habe ich mit 
Präsident Gorbatschow vereinbart, daß eine hochran-
gige Expertengruppe die sowjetische Regierung bei 
der Umsetzung des Reformprogramms berät. Mit ei-
nem von Bundesminister Blüm unterzeichneten Ab-
kommen der beiderseitigen Arbeits- und Sozialres-
sorts wird zugleich der Grund für Beratungen auf dem 
Gebiet der Arbeitsverwaltung, der Arbeitsvermittlung 
und der Umschulung gelegt. 

Wie wir immer wieder hören konnten, wird diese 
Hilfe von sowjetischer Seite hoch geschätzt; denn im 
Zuge der Umgestaltung müssen Arbeitskräfte in pro-
duktivere Beschäftigungen umgesetzt und selbstver-
ständlich dafür vorbereitet werden. 

Ich habe Präsident Gorbatschow zugesagt, das bei 
meinem Moskau-Besuch im Oktober 1988 vereinbarte 
Austauschprogramm über das Jahr 1991 hinaus fort-
zusetzen und auszubauen. Hier geht es in erster Linie 
um Aus- und Fortbildung von Fach- und Führungs-
kräften der Wirtschaft, damit auch in soweit Entwick-
lungschancen eröffnet werden. Flankierend dazu 

geht es um einen breiten Austausch von Wissen-
schaftlern, Studenten, Schülern und Jugendlichen 
insgesamt. 

Meine Damen und Herren, mit alledem beweisen 
wir: Wir wollen den Erfolg der politischen und wirt-
schaftlichen Umgestaltung in der Sowjetunion. Das 
gleiche gilt selbstverständlich auch für die Reformen 
in Polen, in der CSFR, in Ungarn und in den anderen 
Reformländern. 

Wir leisten Hilfe zur Selbsthilfe. Wir lassen uns in 
unserer Politik von der Grunderfahrung leiten, die 
jeder auch im privaten Lebensbereich nachvollziehen 
kann: Rasche, uneigennützige Hilfe für den Nachbarn 
in Not und in Bedrängnis bleibt in langer und guter 
Erinnerung. Sie begründet dauerhafte Freundschaft 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
der Abg. Frau Renger [SPD]) 

und ist eine gute Investition in die gemeinsame Zu-
kunft. 

Meine Damen und Herren, Präsident Gorbatschow 
und ich sowie die beiden Außenminister haben aus-
führlich über die Lage am Golf gesprochen. Wir haben 
mit Sorge festgestellt, daß sich die irakische Führung 
nach wie vor weigert, den Forderungen der Völkerge-
meinschaft nachzukommen, vor allem die Geiseln aus 
allen Nationen unverzüglich freizulassen und sich aus 
Kuwait vollständig zurückzuziehen. 

Die internationale Solidarität gegen Aggression 
und Gewalt, die in nunmehr zehn Resolutionen des 
UNO-Sicherheitsrates zum Ausdruck kommt, ist er-
mutigend. Diese Solidarität gilt es unbedingt zu wah-
ren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich stimme der Aussage Präsident Gorbatschows 
ausdrücklich zu, der erklärt hat: 

Wir müssen einig bleiben! Möge niemand darauf 
setzen, zu versuchen, diese Einheit durch Keile-

treiben zu untergraben! 

Deshalb waren Präsident Gorbatschow und ich uns 
einig, daß der Sicherheitsrat und insbesondere seine 
ständigen Mitglieder ihre Anstrengungen fortsetzen 
und verstärken müssen, um das internationale Recht 
durchzusetzen und so vor allem einer friedlichen Lö-
sung den Weg zu bereiten. 

Meine Damen und Herren, meine Gespräche mit 
Präsident Gorbatschow im kleinen Kreise, in der Dele-
gation und nicht zuletzt in meiner Heimat, in der Pfalz, 
standen vor allem unter dem Leitmotiv „Vertrauen". 
Wir haben dieses Vertrauen auf einem langen ge-
meinsamen Wege aufgebaut, beginnend mit meinem 
Besuch in Moskau vor zwei Jahren über den Gegen-
besuch im Juni vergangenen Jahres und die Begeg-
nungen in Moskau und im Kaukasus, bei denen wir 
den Weg zur deutschen Einheit gemeinsam frei ge-
macht haben. Wir haben die Grundlagen für eine weit 
in die Zukunft gerichtete freundschaftliche Zusam-
menarbeit gelegt, die unseren Völkern Frieden und 
Sicherheit garantieren kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
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Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, am 
kommenden Wochenende werde ich Präsident 
George Bush zu einem Kurzbesuch in Ludwigshafen 
willkommen heißen. Schwerpunkte unserer Gesprä-
che werden naturgemäß die Lage am Golf und die 
Bemühungen der Völkergemeinschaft um eine fried-
liche Lösung sein. Wir werden bei diesen Gesprächen 
selbstverständlich auch die Frage der Freilassung der 
Geiseln im Irak zu besprechen haben, wobei wir mit 
unseren amerikanischen Freunden immer wieder 
darin einig waren und sind, daß es um die Freilassung 
aller Geiseln aus allen Nationen geht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD und den GRÜ

-

NEN/Bündnis 90) 

Bei diesem Treffen — ich denke, daß Gespräche mit 
vielen anderen auch am Rande der KSZE-Konferenz 
in Paris am kommenden Montag, Dienstag und Mitt-
woch geführt werden können — werden wir vor allem 
auch darüber zu sprechen haben, inwieweit die west-
lichen Industrieländer die Reformprozesse in den Län-
dern Mittel-, Ost- und Südosteuropas wirksam und 
abgestimmt abstützen können. Dies ist bitter notwen-
dig, vor allem angesichts des zu erwartenden schwie-
rigen Winters, der in diesen Reformstaaten überall 
bevorsteht. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU und der FDP 
sowie bei Abgeordneten der GRÜNEN/ 

Bündnis 90) 

Meine Damen und Herren, vor allem werde ich aber 
die Gelegenheit wahrnehmen, Präsident Bush noch 
einmal für die großartige Unterstützung der Vereinig-
ten Staaten von Amerika und für sein eigenes Enga-
gement zu danken, mit denen sie uns vom ersten 
Augenblick an, an dem die Berliner Mauer fiel, auf 
dem Weg zur deutschen Einheit geholfen haben. Wir 
werden dies unseren amerikanischen Freunden nie 
vergessen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD) 

Meine Damen und Herren, Anfang der kommenden 
Woche werden, wie schon erwähnt, der Bundes-
außenminister und ich an der Gipfelkonferenz der 
Staats- und Regierungschefs der KSZE in Paris teil-
nehmen. Wir wollen dort die Chance zu vielen Ge-
sprächen nutzen. Gemeinsam mit allen unseren Part-
nern wollen wir dort einen weiteren Eckstein für die 
europäische Friedensordnung setzen. 

Wir werden das erste Abkommen über konventio-
nelle Streitkräfte in Europa unterzeichnen. Es verrin-
gert erstmals ganz wesentlich die konventionellen Po-
tentiale beider Seiten und unterstreicht angesichts des 
grundlegenden politischen Wandels, den Europa 
heute erlebt, die Richtigkeit auch unserer Politik. 
„Frieden schaffen mit weniger Waffen", das hat sich, 
für jedermann erkennbar, bewährt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die Mitgliedstaaten von NATO und Warschauer 
Pakt werden in einer gemeinsamen Erklärung fest-
stellen, daß sie einander nicht mehr als Gegner be-
trachten, daß sie vielmehr eine neue Partnerschaft 
begründen wollen. 

Mit neuen vertrauens- und sicherheitsbildenden 
Maßnahmen setzen wir konsequent den Weg zu mehr 
Offenheit und Vertrauensbildung auf militärischem 
Gebiet fort. 

Nicht zuletzt werden wir die KSZE selbst durch 
neue Institutionen stärken und durch Fortschritte zu 
Rechtsstaat und Pluralismus, zu Menschen- und Min-
derheitenrechten ausbauen. Schließlich wird die Eu-
ropäische Gemeinschaft mit den USA und Kanada in 
transatlantischen Erklärungen deren dauerhafte Ver-
ankerung in der politischen Verantwortung in und für 
Europa festschreiben. 

Meine Damen und Herren, dies alles belegt: Kon-
frontation und kalter Krieg in Europa liegen endgültig 
hinter uns. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD) 

Wir Deutschen, die mehr als andere darunter gelitten 
haben, sind verständlicherweise die ersten, die diesen 
Wandel begrüßen. 

Wir können heute dankbar feststellen: Anders als 
vor 120 Jahren, als nach drei Kriegen mit „Blut und 
Eisen" das Bismarck-Reich entstand, haben wir 1990 
unsere Einheit in Freiheit, in Frieden und in gutem 
Einvernehmen mit allen unseren Nachbarn und Part-
nern erreicht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Uns allen, aber vor allem auch der älteren Genera-
tion, die die geschichtlichen Katastrophen der ersten 
Hälfte dieses Jahrhunderts noch selbst erlebt hat und 
die in diesen Tagen zurückblickt, ist in besonderer 
Weise bewußt, was es heißt: Niemand zweifelt am 
Friedenswillen von uns Deutschen; 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

und was es heißt — und ich wünsche mir, diese Bot-
schaft erreicht viele in unserem Land — : Unser Land 
hat keine Gegner, hat keine Feinde mehr! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD) 

Wir verzeichnen dies mit großer Dankbarkeit und 
leiten daraus die feierliche Verpflichtung ab: Deut-
sche Politik ist und bleibt Friedenspolitik. 

(Langanhaltender lebhafter Beifall bei der 
CDU/CSU und der FDP) 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Das Wort hat der Mini-
sterpräsident des Saarlandes, Herr Lafontaine. 

(Beifall bei der SPD) 

Ministerpräsident Lafontaine (Saarland): Frau Prä-
sidentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Mit dem Besuch Michail Gorbatschows in Deutsch-
land und der Unterzeichnung der  deutsch-sowjeti-
schen Kooperationsverträge ist der lange, gewiß 
nicht immer geradlinig verlaufende Prozeß der Ent-
spannung zwischen Ost und West ein gutes Stück vor-
angekommen. Was wir Sozialdemokraten immer an-
gestrebt haben, kann jetzt Wirklichkeit werden: Die 
Konfrontation der Blöcke kann aufgehoben werden. 
Freundschaftliche Zusammenarbeit und Partnerschaft 
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sind an die Stelle von Mißtrauen und Gegnerschaft 
getreten. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der Gruppe der PDS) 

Dies und nichts anderes wollten wir erreichen, als 
wir vor mehr als 20 Jahren den Entspannungsprozeß 
durch eine neue Ostpolitik wiederbelebten. Ich kann 
Ihnen, Herr Bundeskanzler, die Erinnerung nicht er-
sparen: Wenn es nach Ihnen gegangen wäre, hätte es 
die Entspannungspolitik nicht gegeben, und dann 
hätte es auch keine deutsche Einheit gegeben. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der Gruppe der PDS — Lachen bei der CDU/ 

CSU) 

Daß es jetzt eine von der CDU/CSU geführte Bundes-
regierung ist, die die Verträge mit der Sowjetunion 
aushandelt und unterzeichnet, tut unserer Freude kei-
nen Abbruch. 

(Beifall bei der SPD — Lachen bei der CDU/ 
CSU) 

Wir können diesen Verträgen deshalb so uneinge-
schränkt zustimmen, weil wir darin so gut wie alle 
Forderungen berücksichtigt finden, die wir seit Jahr 
und Tag erhoben haben: 

(Beifall bei der SPD) 

Gewaltverzicht und Sicherheitspartnerschaft sind 
zentrale Vertragselemente. Die strukturelle Angriffs-
unfähigkeit und die Anerkennung einer atomwaffen-
freien Zone im östlichen Deutschland sind jetzt auch 
zur Grundlage der Regierungspolitik geworden. 

(Dr. Vogel [SPD]: Hört! Hört!) 

Es gibt aber auch Elemente im Vertrag, bei denen 
schon heute absehbar ist, daß sie sich schnell überle-
ben werden. Das gilt vor allem für die Passage, in der 
von einem stabilen Gleichgewicht der Streitkräfte und 
Rüstungen die Rede ist. Die Kategorie des militäri-
schen Gleichgewichtes ist ein Konzept der Vergan-
genheit. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN/ 
Bündnis 90) 

Es stammt eher aus der Zeit der Blockkonfrontation 
zwischen Ost und West. Für die Regelung der künfti-
gen Sicherungsaufgaben in Europa wird das Aufrech-
nen der militärischen Kräfte immer bedeutungslo-
ser. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN/ 
Bündnis 90 sowie bei Abgeordneten der 

Gruppe der PDS) 

Dieser Sachverhalt ist inzwischen allen an den Wiener 
Verhandlungen über konventionelle Abrüstung Be-
teiligten klargeworden. 

Wenn wir die Partnerschaft mit der Sowjetunion, die 
in den Verträgen festgelegt wurde, ernst nehmen, 
dann müssen wir heute nach Wegen suchen, die so-
wjetischen Streitkräfte an der Sicherung Europas zu 
beteiligen 

(Beifall bei der SPD) 

und ein europäisches System entwickeln, das die ge

-

geneinander gerichteten Waffen und Armeen und 

ihre entsprechenden Institutionen aufhebt. Endlich ist 
die Oder -Neiße -Grenze offiziell anerkannt worden, 
auch wenn dabei der fade Nachgeschmack bleibt, daß 
es viel zu lange gedauert hat, bis sich die Bundes-
regierung zu diesem absolut notwendigen Schritt 
durchgerungen hat. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN/ 
Bündnis 90 sowie bei Abgeordneten der 

Gruppe der PDS) 

Wir unterstützen den Partnerschaftsvertrag mit der 
Sowjetunion. Ich begrüße, daß die Bundesregierung 
endlich die Bereitschaft erklärt hat, Michail Gorba-
tschow bei seiner schwierigen Politik der demokrati-
schen Umgestaltung der sowjetischen Gesellschaft 
und der sowjetischen Wirtschaft zu helfen. Wir Sozial-
demokraten fordern dies seit langem; denn dem Frie-
den ist in dieser Welt besser damit gedient, der So-
wjetunion zu helfen und die Perestroika zu sichern, als 
gegen sie hochzurüsten. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der Gruppe der PDS) 

Wir freuen uns, daß sich diese Einsicht allmählich 
durchsetzt. 

Die Unterzeichnung der deutsch-sowjetischen Ko-
operationsverträge ist ein Schlußstrich unter die durch 
den Ost-West-Konflikt geprägte Nachkriegszeit. 

Allerdings sind vor einigen Tagen nicht zum ersten-
mal in der Nachkriegszeit deutsch-sowjetische und 
deutsch-polnische Verträge unterzeichnet worden: 

(Dr. Vogel [SPD]: Weiß Gott nicht!) 

Der von der Regierung Brandt 1970 ausgehandelte 
und unterzeichnete Moskauer Vertrag wie der War-
schauer Vertrag waren Meilensteine auf dem Weg der 
Entspannung zwischen Ost und West. 

(Beifall bei der SPD, bei Abgeordneten der 
GRÜNEN/Bündnis 90 und der Gruppe der 

PDS sowie des Abg. Hoppe [FDP]) 

Durch diese Verträge ist das Verhältnis zwischen der 
Sowjetunion und Polen auf der einen Seite und 
Deutschland auf der anderen Seite entschieden ver-
bessert worden. Sie markieren das Ende des kalten 
Krieges. Wir hätten es begrüßt, Herr Bundeskanzler, 
wenn diese Verträge auch heute die Gnade Ihrer Er-
wähnung gefunden hätten. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der GRÜNEN/Bündnis 90 und der Gruppe 

der PDS) 

Demnach haben wir Sozialdemokraten allen 
Grund, uns durch die vor einigen Tagen unterzeich-
neten Verträge bestätigt zu fühlen. Unsere langfristig 
angelegte Ost- und Entspannungspolitik war auf die 
Zukunft gerichtet. Es sind auch die Früchte dieser 
Politik, die jetzt geerntet werden. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der Gruppe der PDS) 

Der Prozeß der Entspannung war durch die Ent-
wicklung zwischenmenschlicher Beziehungen über 
die Blockgrenzen hinweg gekennzeichnet. Was die 
Verbesserung zwischenmenschlicher Beziehungen 
etwa mit dem Generalsekretär der KPdSU, Michail 
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Gorbatschow, für den Frieden bewirken kann, haben 
auch Sie, Herr Bundeskanzler, gerade in den letzten 
Jahren erlebt. Wir freuen uns über neue Einsichten 
und Verhaltensweisen. Schließlich herrscht auch im 
Himmel mehr Freude über einen einzigen Sünder, der 
umkehrt, als über 99 Gerechte, die es nicht nötig ha-
ben, umzukehren. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der Gruppe der PDS) 

Was sind die Prinzipien einer Friedenspolitik nach 
der Auflösung der ideologischen Verkrampfung zwi-
schen Ost und West? Welche außenpolitischen Prä-
missen müssen wir formulieren, um eine zeitgemäße, 
eine den neuen Problemen angemessene Politik dar-
zustellen? Sicherlich ist es gut, ab und zu zu feiern. Wir 
sollten aber nicht die Augen vor den alten und neuen 
Konflikten verschließen, die früher im Dämmerschat-
ten des Ost-West-Konflikts immer unterbelichtet wa-
ren. 

Zunächst einmal müssen wir erkennen, daß die De-
mokratisierung der mittel- und osteuropäischen Län-
der nach innen immer mit einer Öffnung der Grenzen 
nach außen verbunden sein wird. 

(Zustimmung bei der SPD und der Abg. Frau 
Dr. Vollmer [GRÜNE/Bündnis 90]) 

Angesichts der jetzt noch vorhandenen, ja, sich ver-
stärkenden Wohlstandsdifferenzen zwischen den 
westlichen und den östlichen Industrienationen ist mit 
einer verstärkten Abwanderung zu rechnen. Die Zahl 
der Armuts- und Elendsflüchtlinge in der Welt nimmt 
zu, auch als eine Folge der siegreichen demokrati-
schen Idee. Die Antwort auf diese globalen Probleme 
kann nicht heißen, daß sich Deutschland oder die Län-
der der Europäischen Gemeinschaft in einen Wettbe-
werb über die Erschwerung der Einwanderungsbe-
dingungen begeben. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜNEN/ 
Bündnis 90 sowie bei Abgeordneten der 

Gruppe der PDS) 

Vielmehr geht es darum, die Prinzipien der sozialen 
Gerechtigkeit, die eine Gesellschaft im Inneren ord-
nen sollten, auf unsere Nachbarn und deren Nachbar-
länder zu übertragen. Eine koordinierte europäische 
Einwanderungspolitik ist heute das Gebot der 
Stunde. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der GRÜNEN/Bündnis 90 und der Gruppe 

der PDS) 

Auf Dauer müssen die Prinzipien innerstaatlicher Ge-
rechtigkeit ihren Niederschlag in den Prinzipien zwi-
schenstaatlicher Gerechtigkeit finden. 

Friedenspolitik heute bedeutet auch: Wir sollten 
uns vermehrt auf die Umweltrisiken konzentrieren, 
die die Völker in einen grenzüberschreitenden Wir-
kungszusammenhang einbinden. Tschernobyl ist uns 
allen hoffentlich noch in Erinnerung. Die Verbren-
nung der tropischen Regenwälder in Brasilien 
— manchmal aus purer Not — ist ein Problem aller 
Staaten dieser Erde. Friedenspolitik heute bedeutet 
immer mehr, daß wir in den westlichen Industrienatio-
nen unser ökonomisches System ökologisch so weiter- 

entwickeln, daß es, wie Kurt Biedenkopf es einmal 
formulierte, planetar verallgemeinerungsfähig wird. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Der Golfkonflikt, meine Damen und Herren, ist 
nicht nur Veranlassung, über den Einsatz der Bundes-
wehr daherzureden, sondern ist Veranlassung, end-
lich einzusehen, daß eine vernünftige Energiepolitik 
heute Friedenspolitik ist. 

(Beifall bei der SPD, den GRÜNEN/Bünd-
nis 90 und der Gruppe der PDS) 

Das Ende des Ost-West-Konflikts markiert weder 
das Ende der Friedenspolitik noch das Ende der Au-
ßenpolitik. Dies gilt zumindest für diejenigen, die Au-
ßenpolitik nicht mit Militärpolitik verwechseln. Für 
die Konzentration auf die deutsch-deutsche Entwick-
lung in den Jahren 1989 und 1990 gab es gute Gründe. 
Aber diese Konzentration darf nicht dazu verführen, 
den Blick zu verengen und auszublenden, was um uns 
herum geschieht. 

(Beifall der Abg. Frau Dr. Vollmer [GRÜNE/ 
Bündnis 90]) 

Obwohl seit dem Ende der 70er Jahre und durch die 
ganzen 80er Jahre hindurch der Nahe und Mittlere 
Osten ein Pulverfaß ist, hat die Bundesregierung un-
zureichende Beiträge für eine Politik in dieser Region 
formuliert. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN/ 
Bündnis 90 sowie bei Abgeordneten der 

Gruppe der PDS) 

Wir können nicht so tun, als ginge uns dies überhaupt 
nichts an, trotz der Zurückhaltung, die ein Urteil über 
den palästinensisch-israelischen Konflikt aus deut-
scher Sicht weiterhin erfordert. 

Das Verdrängen der krisenhaften Entwicklungen in 
den zu Europa unmittelbaren Nachbarländern ist kein 
Zufall, wird doch immer noch allzuoft Außenpolitik 
auf Sicherheitspolitik, Sicherheitspolitik auf Militär-
politik und Militärpolitik auf NATO-Mitgliedschaft 
reduziert. 

Der Kommunismus ist zusammengebrochen, der 
Ost-West-Konflikt ist überwunden, der kalte Krieg ist 
endgültig beendet. Doch dürfen wir jetzt nicht stehen-
bleiben. Wir müssen den Blick nach vorn richten. 

Friedenspolitik hat eine neue Dimension bekom-
men. Wir stehen vor zwei Aufgaben: 

Erstens. Wir müssen aus der Entspannung in Europa 
Konsequenzen ziehen. 

Zweitens. Wir müssen bei der Formulierung der 
neuen Friedenspolitik über die Grenzen Deutschlands 
und Europas hinaus denken. Die entscheidende Auf-
gabe ist heute die Lösung des Nord-Süd- und des 
Nahostkonflikts. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der GRÜNEN/Bündnis 90 und der Gruppe 

der PDS) 

Bei der Abrüstung, meine Damen und Herren, müs-
sen wir jetzt wirklich neu denken lernen, müssen wir 
jetzt wirklich neue Wege gehen. Es paßt nicht zusam-
men, neue partnerschaftliche Beziehungen zu verein- 
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baren und gleichzeitig an Aufrüstungsprogrammen 
für die Bundeswehr festzuhalten. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der GRÜNEN/Bündnis 90 und der Gruppe 

der PDS) 

Die neue Erkenntnis auch von Teilen der Bundesre-
gierung, daß die Sowjetunion nicht mehr unser Geg-
ner ist, darf keine Worthülse bleiben. Aus ihr müssen 
praktische Konsequenzen für die Abrüstung gezogen 
werden. 

(Beifall bei der SPD, den GRÜNEN/Bünd

-

nis 90 und der Gruppe der PDS — Glos 
[CDU/CSU]: Das tun wir doch!) 

Sicherheitspartnerschaft, die von der SPD konzipiert 
wurde und nun ihre vertragliche Form gefunden hat, 
verlangt, die Entwicklung des Jäger 90 nun endlich zu 
stoppen 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der GRÜNEN/Bündnis 90 und der Gruppe 

der PDS) 

und viele andere Programme zur Neuentwicklung 
von Waffen zu beenden. Wir können die Milliarden-
summen, die ihre Entwicklung und Produktion ver-
schlingen, besser verwenden, 

(Dr. Jobst [CDU/CSU]: Saarland!) 

darunter auch für die von der Bundesregierung zuge-
sagte Unterstützung der sowjetischen Wirtschaftsre-
formen. 

(Beifall bei der SPD, den GRÜNEN/Bünd

-

nis 90 und der Gruppe der PDS) 

Die Bundesregierung hat zugestimmt, daß in den 
neuen Bundesländern weder Atomwaffen noch deren 
Trägersysteme stationiert werden dürfen. Nach Ab-
zug der sowjetischen Streitkräfte werden diese Bun-
desländer zu einer atomwaffenfreien Zone innerhalb 
Deutschlands. Man erinnert sich ab und zu daran, wie 
das Konzept der atomwaffenfreien Zone etwa noch 
vor einem Jahr behandelt wurde. Wir sind froh, daß es 
jetzt soweit ist. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Das Verschwinden der militärischen Bedrohung 
und die neuen Beziehungen zwischen Deutschland 
und der Sowjetunion erlauben es nach unserer Über-
zeugung, Atomwaffen auch aus den alten Ländern 
abzuziehen. 

(Beifall bei der SPD, den GRÜNEN/Bünd

-

nis 90 und der Gruppe der PDS) 

Atomwaffen sollten Deutschland ebenfalls nicht län-
ger spalten. Wenn wir schon auf die Herstellung von 
ABC-Waffen verzichten, dann sollten wir auch auf die 
Stationierung solcher Waffensysteme verzichten. 

(Beifall bei der SPD, den GRÜNEN/Bünd

-
nis 90 und der Gruppe der PDS) 

Die Entspannung bietet große Chancen zur drasti-
schen Abrüstung; wir müssen sie ergreifen. 

Zur Zeit besteht leider der Eindruck, daß die Abrü-
stungsrhetorik mit einer praktischen Politik des „Wei-
ter so!" einhergeht. So zitiert etwa die „Wirtschafts-
woche" am 2. November 1990 den ehemaligen Ver-

teidigungsstaatssekretär Timmermann mit den Wor-
ten: 

Es ist doch eine Katastrophe, wenn unter dem 
Druck der Rüstungswirtschaft der beamtete Be-
schaffungsapparat einfach weiterläuft, obwohl 
die Führung überhaupt keine Konzeption mehr 
hat. 

Recht hat der Mann, kann man da nur sagen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der GRÜNEN/Bündnis 90 und der Gruppe 

der PDS) 

Im Jahre 1990, dem historischen Jahr der europäi-
schen Entspannung, trägt diese Bundesregierung — 
und das ist nun tatsächlich ein Anachronismus — die 
Verantwortung für den höchsten Rüstungsetat in der 
Geschichte der Bundesrepublik. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Unglaublich!  — 
Dr.  Vogel [SPD]: Leider wahr!) 

Auch nach den gestrigen Beschlüssen des Kabinetts 
zu den Eckwerten des Bundeshaushalts 1991 ist zu 
befürchten, daß Sie nicht willens und nicht in der Lage 
sind, tiefgreifende Einschnitte im Verteidigungsetat 
vorzunehmen. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

Die Bundesregierung hat keinerlei konkrete Schritte 
eingeleitet oder gar präzise Zahlen genannt. Kürzun-
gen im Verteidigungsetat werden, so hören wir mit 
Erstaunen, „in Erwägung gezogen" ! 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Das ist 
doch nicht zu fassen!) 

Und in der Pressemitteilung des Bundesfinanzmini-
sters heißt es: 

Unter Ausnutzung aller Einsparmöglichkeiten er-
scheint es möglich, auch die Eingliederung der 
NVA in die Bundeswehr ohne Anhebung des im 
Juli 1990 vom Kabinett für 1991 beschlossenen 
Plafonds der Verteidigungsausgaben zu vollzie-
hen. 

Wirklich eine tolle Leistung, die Sie sich da vorgenom-
men haben! Kürzung des Verteidigungshaushaltes 
heißt also weiterhin Nichtanhebung. 

Die Bundesregierung hat die Zeichen der Zeit nicht 
erkannt. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Aber Sie! — Wei-
tere Zurufe von der CDU/CSU) 

Sie rühmt sich, bereits in diesem Jahr im Verteidi-
gungsetat einen „Schwerpunkt" bei den Einsparun-
gen vorgenommen zu haben. Wenn der höchste Rü-
stungsetat in der Geschichte der Bundesrepublik für 
die Bundesregierung bereits ein „Sparhaushalt" war, 
dann schwant den Bürgerinnen und Bürgern für das 
Jahr 1991 nichts Gutes. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der GRÜNEN/Bündnis 90 und der Gruppe 
des PDS — Bohl [CDU/CSU]: Wieviel Schul-

den haben Sie denn im Saarland?!) 
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Statt drastischer Kürzungen im Haushalt setzt die 
Bundesregierung die ruinöse Inflationierung der 
Staatsverschuldung fort. 

(Beifall bei der SPD — Lachen und Wider

-

spruch bei der CDU/CSU und der FDP — 
Bohl [CDU/CSU]: Saarland! Höchste Ver

-

schuldung!) 

Wenn Sie, meine Damen und Herren, die Aufgaben 
gegenüber Osteuropa wirklich erfüllen wollen, 

(Bohl [CDU/CSU]: Sie sind doch ein Pleite

-

geier!) 

dann ist eine solide Haushaltspolitik die Grundlage 
dafür. 

(Beifall bei der SPD) 

Der Bundeswirtschaftsminister hat den Regierun-
gen von Amerika und Japan dieser Tage zu geringe 
Wirtschaftshilfe für die UdSSR vorgeworfen. 

(Glos [CDU/CSU]: Recht hat er!) 

Er erinnerte an die Übereinkünfte des Wirtschaftsgip-
fels in Houston. Wenn diese durchaus berechtigte Kri-
tik des Bundeswirtschaftsministers nicht zum Bume-
rang gegen die Bundesregierung werden soll, dann 
muß die Bundesregierung endlich zu einer seriösen 
Haushaltspolitik zurückfinden. 

(Beifall bei der SPD und des Abg. Dr. Ull

-

mann [GRÜNE/Bündnis 90] — Lachen und 
lebhafter Widerspruch bei der CDU/CSU 

und der FDP) 

Sie sind dabei, meine Damen und Herren, dieselben 
Fehler zu machen, die die Reagan-Administration — 
von Ihnen so oft bewundert — am Beginn der 80er 
Jahre gemacht hat. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der GRÜNEN/Bündnis 90 und der Gruppe 
der PDS — Widerspruch bei der CDU/CSU) 

Als ein Mitglied der gegenwärtigen Administration 
gefragt wurde, warum Amerika in Osteuropa denn 
nicht mehr helfen könne, war seine Antwort: Wir 
könnten allenfalls das Geld in Japan leihen und es 
dann nach Osteuropa weiterleiten. — Sie werden bald 
in derselben Situation sein, wenn Sie so weiterma-
chen. 

(Beifall bei der SPD und des Abg. Dr. Ull

-

mann [GRÜNE/Bündnis 90] — Glos [CDU/ 
CSU]: Wie das Saarland!) 

Wir müssen, meine Damen und Herren — wollen 
wir in der Friedenspolitik an den Ursachen anset-
zen — , den wirtschaftlich schwachen „Südländern" 
auf die Beine helfen, 

(Bohl [CDU/CSU]: Herr Vogel hat mehr Ni

-

veau!)  

statt sie mit immer größeren Schuldenlasten und im-
mer höheren Zinsen in die Knie zu zwingen. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der Gruppe der PDS) 

Gerade in diesen Tagen erscheint der Nahe Osten 
als Gebiet voller Kriegsgefahren. Der Bundesregie-
rung ist es nicht gelungen, eine gemeinsame europäi-
sche Politik im Nahen und Mittleren Osten zu errei

-

chen. Die Hoffnungen der Völker des Nahen und 
Mittleren Ostens richten sich seit Jahren auf die Euro-
päische Gemeinschaft, von der ein tatsächlicher Bei-
trag für die Friedenslösung erwartet wird. Leider 
wurde und wird die Europäische Gemeinschaft die-
sem Anspruch nicht gerecht. Statt Kräfte zu bündeln, 
verfolgen die europäischen Staaten weiterhin eigene 
nationale Interessen. 

Willy Brandt wird beim nächsten Punkt der Tages-
ordnung unserer heutigen Sitzung skizzieren, welche 
Konturen eine Friedenspolitik im Nahen Osten haben 
kann. Ich will dem nicht vorgreifen. Nur ein Satz sei 
jetzt gesagt: Willy Brandts Bemühen galt und gilt den 
Geiseln und einer politischen Lösung des Konflik-
tes. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der GRÜNEN/Bündnis 90 und der Gruppe 

der PDS) 

Ich freue mich, daß ich gerade heute, an einem 
Tage, an dem auch die Ostpolitik Willy Brandts ihre 
späte Rechtfertigung erfährt, ihm für seine Bemühun-
gen im Nahen Osten danken darf. 

(Beifall bei der SPD, den GRÜNEN/Bünd-
nis 90, der Gruppe der PDS sowie bei Abge-

ordneten der CDU/CSU und der FDP) 

Die Störmanöver des Bundeskanzlers vor, während 
und nach der Reise — — 

(Zurufe von der CDU/CSU: Pfui! — Unver-
schämt! — Schämen Sie sich! — Das ist eine 
Gemeinheit, so etwas zu sagen! — Das ist ein 

Tiefschlag!) 

Die Störmanöver des Bundeskanzlers vor, während 
und nach der Reise waren manchmal peinlich. 

(Beifall bei der SPD — Weitere Zurufe von 
der CDU/CSU: Pfui! — Schämen Sie sich, 
Herr Lafontaine! — Nein, er schämt sich 

nicht!) 

— Meine Damen und Herren, Sie müssen sich das 
hinter die Ohren schreiben: Die Hilfe für Menschen ist 
keine Frage parteipolitischer Ausgewogenheit. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Rüttgers [CDU/ 
CSU]: Bravo! So ist es! — Weitere Zurufe von 
der CDU/CSU: Sie sollten sich schämen! — 

Erbärmlich!) 

Der Irak-Konflikt sollte endgültig klargemacht ha-
ben: Es muß Schluß gemacht werden mit der alten 
Politik der Waffenexporte. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN/ 
Bündnis 90) 

Nicht zuletzt deutsche Waffen haben es möglich ge-
macht, daß ein Regime wie das des Irak seine Nach-
barn angreifen kann. 

Heute sehen wir die unheilvollen Folgen. Die Vor-
stellung, daß Soldaten unserer Partnerländer oder — 
nach Ihrem Willen — Wehrpflichtige aus der Bundes-
republik mit Waffen deutscher Herkunft angegriffen 
werden, zeigt das Ausmaß des Irrweges, den die Bun-
desregierung beschritten hat. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der Gruppe der PDS) 
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Nach Auskunft der Bundesregierung betrug der 
Gesamtwert der erteilten Ausfuhrgenehmigungen für 
Rüstungsgüter im Zeitraum 1982 bis 1989 75,2 Milliar-
den DM. 

(Dr. Jobst [CDU/CSU]: Und vorher, vor 
1982?) 

Das waren nur die genehmigten Rüstungsgüter. 
Ich kann nur dringend an Sie appellieren: Es wird 

Zeit für eine grundlegende Kurskorrektur, wenn un-
ser Anspruch, Friedenspolitik zu machen, wirklich 
glaubwürdig sein soll. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN/ 
Bündnis 90 sowie bei Abgeordneten der 

Gruppe der PDS) 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Herr Ministerpräsident, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Wolfgramm? 

Ministerpräsident Lafontaine (Saarland): Ich wollte 
meine Ausführungen eigentlich im Zusammenhang 
vortragen. 

(Beifall bei der SPD — Glos [CDU/CSU]: Wo 
ist denn bei Ihnen der Zusammenhang?) 

Ich glaube, daß man die gleichen Grundsätze bei der 
Abgabe von Erklärungen anwenden sollte. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU — Glos 
[CDU/CSU] : Ein Kneifer!) 

Im übrigen, Herr Bundeskanzler, tragen Sie auf die-
sem Sektor Mitverantwortung. Es ist geboten, an fol-
gendes zu erinnern. 

(Glos [CDU/CSU]: Oskar kneift! — Weitere 
Zurufe von der CDU/CSU) 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Ich bitte Sie, den Redner 
anzuhören und ruhig zu sein. 

(Glos [CDU/CSU]: Aber er kneift doch!) 

Ministerpräsident Lafontaine (Saarland): Bereits im 
Mai vorigen Jahres hat die SPD-Bundestagsfraktion 
im Deutschen Bundestag förmlich beantragt, die Bun-
desregierung möge einen Bericht über die Rüstungs-
exporte deutscher Firmen in den Irak vorlegen. Sie 
haben dies abgelehnt, meine Damen und Herren von 
der Regierungskoalition. 

(Dr. Vogel [SPD]: Hört! Hört!) 

Daran muß heute erinnert werden, wenn über die 
Bewältigung des Irak-Konfliktes gesprochen wird. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN/ 
Bündnis 90 sowie bei Abgeordneten der 

Gruppe der PDS) 
Im Juni 1989 haben wir zum wiederholten Male 

beantragt, die Rüstungsexporte zu vermindern und 
die Rüstungsexportkontrolle zu verbessern. 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: So ist es!) 

Wir haben beantragt, Waffenexporte in den Nahen 
Osten nicht zu genehmigen. 

(Dr. Vogel [SPD]: Hört! Hört!) 

Sie haben alle diese Anträge abgelehnt, meine Da-
men und Herren von der Regierungskoalition. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN/Bündnis 90) 

Die Rüstungsexportskandale machen die Notwen-
digkeit einer Verschärfung der Außenwirtschaftskon-
trollen überdeutlich. 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: So ist es!) 

Zur Erinnerung: Lieferung von Bauplänen für U-Boote 
und einer Multisensorplattform an Südafrika, Liefe-
rung von Komponenten, Gütern, Materialien und 
Know-how von Atomtechnik nach Pakistan und In-
dien, Lieferung von Komponenten, Gütern, Materia-
lien und Know-how für eine Fabrik zur Produktion 
chemischer Waffen an Lybien, Verdacht der Beteili-
gung bei der Entwicklung und Produktion von Trä-
gersystemen für ABC-Waffen im Irak, in Rumänien, 
Ägypten und Argentinien, Verdacht der Lieferung 
von Hubschraubern und Nachtsichtgeräten an den 
Irak und beabsichtigte Lieferung von Tornados an 
Jordanien und Süd-Korea, von U-Booten bzw. von 
U-Bootplänen an Süd-Korea und Israel. 

(Dr. Vogel [SPD]: Eine schlimme Liste!) 

Diese Liste ließe sich verlängern. 

(Dr. Vogel [SPD]: Sehr richtig!) 

Dies ist der Test auf die Glaubwürdigkeit der Frie-
denspolitik in der Zukunft! 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der GRÜNEN/Bündnis 90 und der Gruppe 

der PDS) 

Erst mit unserer Mehrheit im Bundesrat konnten wir 
im Herbst dieses Jahres einen Teilsieg erringen 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: So ist es!) 

und Ihnen eine graduelle Verschärfung des Außen-
wirtschaftsgesetzes über den Vermittlungsausschuß 
abtrotzen. 

(Duve [SPD]: Ja, wir mußten sie ihnen abtrot-
zen!) 

— Abtrotzen, ja. 

Statt daß sie um neue Wege einer Friedensordnung 
ringen, fällt Mitgliedern der Bundesregierung nichts 
Besseres ein, als wieder mit den militärischen Mus-
keln zu spielen. „Stoltenberg: Bundeswehr auf Aus-
landseinsätze vorbereiten", so titelte die Tageszei-
tung „Die  Welt".  Die Bundeswehr müßte so vorberei-
tet werden, daß sie künftig u. a. auch für den Einsatz 
bei — ich zitiere— „regionalen Konflikten in Europa" 
sowie nach Schaffung der verfassungsrechtlichen 
Voraussetzungen „im Rahmen internationaler militä-
rischer Missionen der Vereinten Nationen" verwen-
det werden könnte. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Jawohl! So ist 
es!) 

Diese völlig neuen und politisch heiklen Aufgaben-
stellungen für die Bundeswehr hat Stoltenberg nach 
Informationen der „Welt" in einer vertraulichen Un-
terredung mit Helmut Kohl vor einer Woche einver-
nehmlich abgesprochen. 
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Herr Bundeskanzler, wir fragen Sie: Ist dieser Be-
richt zutreffend? Und haben wir derzeit wirklich 
nichts Besseres zu tun, als uns kurz nach der Vereini-
gung wieder Gedanken darüber zu machen, ob deut-
sche Soldaten in aller Welt eingesetzt werden kön-
nen? 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der GRÜNEN/Bündnis 90 und der Gruppe 
der PDS — Glos [CDU/CSU]: Was sagt der 

Herr Vogel dazu?) 

Ich freue mich, daß viele Mitbürgerinnen und Mitbür-
ger heute nicht wieder die Welt so sorglos in einen 
Krieg taumeln lassen wollen, wie es schon oft ge-
schah. 

Wenn in diesem Hause über Friedenspolitik und die 
klimatischen, kulturellen und sozialen Prozesse, die 
den Ergebnissen von heute vorangehen, geredet wird, 
dann denke ich auch an die Friedensbewegung. Auch 
ihr gebührt heute Dank dafür, daß es zur Entspannung 
zwischen Ost und West gekommen ist. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der GRÜNEN/Bündnis 90 und der Gruppe 

der PDS) 

Seit dem 3. Oktober ist viel davon geredet worden, 
welche neue Rolle das vereinte Deutschland eigent-
lich spielen soll. Dabei ist hier und da auch der Begriff 
„Weltmacht" aufgetaucht. Ich glaube, daß wir alle uns 
Zurückhaltung auferlegen sollten, 

(Glos [CDU/CSU]: Sie auch!) 

wenn solche Begriffe in die Debatte geworfen wer-
den. 

Ich würde mir eher wünschen, daß wir die neu ge-
wonnenen Chancen dazu nutzen, andere, wichtigere 
Vorreiterrollen zu übernehmen. Eine dieser Rollen 
kann auf der Grundlage unserer Geschichte das Be-
mühen um Abrüstung in Mitteleuropa sein. Deutsch-
land kann einen besonderen Beitrag zur Sicherung 
des Friedens leisten, wenn es seine Möglichkeiten 
nutzt, die sicherheitspolitische Zusammenarbeit in 
Europa voranzutreiben. Wenn in Europa Frieden herr-
schen soll, müssen die Sicherheitssysteme der betei-
ligten Staaten so ineinander verzahnt werden, daß ein 
einzelnes Land nicht mehr in der Lage ist, seinen mili-
tärischen Apparat gegen die anderen einzusetzen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der GRÜNEN/Bündnis 90 und der Gruppe 

der PDS) 

Mit der Integration der Sicherheitssysteme muß ein 
Wandel in der Funktion der Streitkräfte einhergehen. 
Was spricht dagegen, sie auch gegen nichtmilitäri-
sche Gefahren für unsere Sicherheit einzusetzen? Da-
bei ist nicht nur an Katastrophenhilfe zu denken, son-
dern auch an den Einsatz im Umweltschutz oder in der 
Entwicklungspolitik. Ich bin der festen Überzeugung: 
Sicherheitspolitik heißt in der Zukunft mehr und 
mehr, die Lebensgrundlagen dieser Erde zu bewah-
ren. 

(Beifall bei der SPD, den GRÜNEN/Bünd

-

nis 90 und der Gruppe der PDS) 

Sicherheitspolitik heißt in der Zukunft mehr und 
mehr, für einen gerechten Ausgleich zwischen den 

armen Ländern des Südens und den reichen Industrie-
nationen zu sorgen. 

(Beifall bei der SPD, den GRÜNEN/Bünd-
nis 90 und der Gruppe der PDS) 

Es würde uns gut anstehen, über einen solchen 
umfassenden Funktionswandel der Streitkräfte nach-
zudenken; denn die Geschichte verpflichtet uns, ei-
nen besonderen Beitrag zum Frieden zu leisten. So 
könnte eine Vorreiterrolle der nunmehr souveränen 
Bundesrepublik aussehen. 

Deutschland und die Sowjetunion sind durch die 
geschlossenen Verträge Partner. Es ist unsere Auf-
gabe, nach der Überwindung des Ost-West-Konflikts 
nach vorne zu schauen. Deutschland und die Sowjet-
union haben nun gemeinsame Aufgaben für eine 
neue Friedenspolitik. Drastische Abrüstung, Stopp 
der geplanten Modernisierung der Waffenarsenale, 
atomwaffenfreies Deutschland, entschiedene Einspa-
rungen im Verteidigungsetat, dafür mehr Hilfe vor 
allem für die armen Länder in der Welt, aktive Frie-
denspolitik im Nahen Osten, Kurskorrektur bei den 
Rüstungsexporten und schließlich neues Denken nun 
endlich auch in der Sicherheitspolitik, das sind die 
Stichworte einer zeitgemäßen neuen Friedenspolitik. 
Dafür werden wir Sozialdemokraten eintreten. 

(Anhaltender Beifall bei der SPD und Beifall 
bei Abgeordneten der GRÜNEN/Bündnis 90 

sowie der Gruppe der PDS) 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Das Wort hat der Abge-
ordnete Herr Dr. Dregger. 

Dr. Dregger (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Die deutsche Revolution hat in 
einem Jahr die Lage Deutschlands und Europas und 
damit die Lage der Welt grundlegend verändert, 
grundlegend verbessert. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord-
neten der FDP) 

Es begann mit Demonstrationen in der DDR, an 
denen Hunderttausende teilnahmen. Keiner der De-
monstranten war vermummt, von keinem ging Gewalt 
aus. Nicht wenige trugen ihre Kerzen durch die Stra-
ßen ihrer Städte und stellten sie den Bewaffneten vor 
die Stiefel. Die Welt hat es mit Verblüffung, mit Re-
spekt und schließlich mit Bewunderung gesehen. 
Meine Damen und Herren, ich möchte heute, nach-

dem diese Revolution diese Erfolge gehabt hat, unse-
ren Landsleuten in der DDR für ihren Mut und ihre 
Besonnenheit danken. Sie haben einen ganz wesent-
lichen Beitrag für die deutsche Einheit geleistet. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD) 

Wir in Westdeutschland haben das getan, was nur 
im freien Teil unseres Vaterlandes geschehen konnte. 
Wir — jedenfalls die CDU/CSU — haben 40 Jahre 
hindurch unerschütterlich am Ziel der Einheit und der 
Freiheit Deutschlands festgehalten. Das kann die SPD 
von sich nicht in gleicher Weise sagen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 
Wenn wir, die CDU/CSU, dem Rat des jetzigen 

Kanzlerkandidaten der SPD gefolgt wären und die 
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Geraer Forderungen Honeckers und damit auch eine 
eigene Staatsbürgerschaft der DDR anerkannt hätten, 
dann hätten die Botschaften der Bundesrepublik 
Deutschland in Budapest, in Prag und in Warschau 
den Flüchtlingen aus der DDR keine Reisepässe der 
Bundesrepublik Deutschland ausstellen können. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wenn die CDU/CSU-regierten Bundesländer nicht 
eingesprungen wären, als die SPD-regierten Bundes-
länder die Finanzierung der Erfassungsstelle in Salz-
gitter einstellten, dann wäre dieses Dokumentations-
zentrum geschlossen worden. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Sehr richtig! — 
So  ist das!) 

Salzgitter hat den Stasi-Terror nicht verhindert, aber 
gebremst. Die Unterlagen in Salzgitter bieten jetzt die 
Möglichkeit, in rechtsstaatlich geordneten Verfahren 
die Verbrecher zur Verantwortung zu ziehen, die 
diese großen Verbrechen am deutschen Volk in der 
DDR begangen haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich möchte die Gelegenheit nutzen, die deutsche Ju-
stiz aufzufordern, trotz aller Schwierigkeiten, die es 
auf dem Gebiet der ehemaligen DDR gibt, diese 
rechtsstaatliche Aufgabe, die Vergangenheit rechts-
staatlich zu klären, mit allen Anstrengungen wahrzu-
nehmen. 

Meine Damen und Herren, wir haben im freien Teil 
unseres Vaterlandes eine zweite Voraussetzung ge-
schaffen. Wir haben es durch das System der sozialen 
Marktwirtschaft, durch Unterstützung von Ludwig 
Erhard, den Deutschen im westlichen Teil Deutsch-
lands ermöglicht, aus den Trümmern des Krieges 
schnell an die Spitze der Weltrangliste aufzusteigen 
und uns durch die ökonomische Kraft unseres Landes 
politisch handlungsfähig zu machen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Schon diese westliche Bundesrepublik Deutschland 
wurde zum drittgrößten Industrieland der Erde, zum 
größten Europas und — im Wechsel mit den USA — 
zum weltweit stärksten Exporteur mit der D-Mark als 
der Leitwährung in Europa, der neben dem Dollar 
wichtigsten Reservewährung der Welt, und mit einem 
Sozialsystem, das nirgendwo dichter gestaltet ist als 
bei uns. Diese ökonomische und soziale Leistung war 
eine Voraussetzung dafür, daß die Bundesrepublik 
Deutschland das Interesse aller Deutschen in Ost und 
West mit Erfolg wahrnehmen konnte. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das dritte: Wir haben das vereinigte Deutschland 
zum Verbündeten des Westens und zugleich zum be-
vorzugten Partner des Ostens gemacht. Die Weichen-
stellung hat schon Konrad Adenauer eingeleitet: nicht 
Neutralität, sondern Westbindung. Wenn diese Ent-
scheidung nicht getroffen worden wäre, dann hätten 
wir heute im Westen keine Verbündeten und im Osten 
nicht die Optionen, die wir haben, sondern der Ring 
des Mißtrauens hätte sich längst wieder um Deutsch-
land geschlossen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, die Zuwendung zum 
Westen bedeutet nicht die Abwendung vom Osten. 
Am 16. Juli hat Helmut Kohl, der deutsche Bundes-
kanzler, im Kaukasus die Zustimmung des sowjeti-
schen Staatspräsidenten dazu bekommen, daß das 
vereinigte Deutschland als Ganzes Teil der westlichen 
Allianz bleibt. Wer sich einmal überlegt, was das für 
die Sowjetunion bedeutet, der muß die staatsmänni-
sche Leistung Michail Gorbatschows bewundern, der 
sich dazu durchgerungen hat, um damit einen Beitrag 
für den Frieden in Europa und in der Welt zu lei-
sten. 

Meine Damen und Herren, wir danken Michail Gor-
batschow. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der FDP) 

Aber wir haben nicht nur Anlaß, ihm zu danken, son-
dern auch besonderen Anlaß, dem deutschen Bundes-
kanzler, seinem Außenminister und seiner Regierung 
dafür zu danken, daß sie ein Vertrauensverhältnis, 
auch ein menschliches Vertrauensverhältnis, zum so-
wjetischen Staatspräsidenten und zum sowjetischen 
Außenminister aufgebaut haben, die solche politi-
schen Entscheidungen möglich gemacht haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Verbündeter des Westens, Herr Lafontaine, das 
werden wir bleiben. Wir sind für die Entmilitarisie-
rung der Ost-West-Beziehungen und leisten dazu 
ganz erhebliche Beiträge. Aber niemand soll Zweifel 
daran bekommen, welches die deutsche Position ist. 
Wir sind unverrückbar ein Teil der westlichen Welt, 
wir sind kalkulierbar. Wir sind nicht Wanderer zwi-
schen den Welten, sondern — das hat Helmut Kohls 
Vereinbarung mit Gorbatschow möglich gemacht — 
ein Teil der westlichen Welt. Das wollen wir bleiben. 
Ich warne die Sozialdemokratie davor, etwa andere 
Eindrücke entstehen zu lassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zuruf von der SPD: Sagen Sie einmal etwas 

zum Rüstungsexport!) 

Meine Damen und Herren, das Gespenst von Rapallo, 
das in einigen westlichen Zeitungen umgeht, kann 
und muß endgültig außer Dienst gestellt werden. 

Weil wir Teil des Westens bleiben, unterstützen wir 
mit großem Nachdruck auch den Ausbau der Euro-
päischen Gemeinschaft. Im Dezember dieses Jahres 
werden zwei Regierungskonferenzen einberufen, die 
die Wirtschafts- und Währungsunion und die politi-
sche Union dieses Europas, dem wir angehören, ver-
wirklichen helfen sollen. Damit ist ganz klar: Wir blei-
ben Teil dieser westlichen Welt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die Entscheidung für den Westen bedeutet keine 
Abwendung vom Osten. Rußland ist seit dem 18. Jahr-
hundert europäische Großmacht. Seitdem hat sich in 
Europa nichts geändert, ohne daß dieses Rußland — in 
welcher Gestalt auch immer — daran beteiligt gewe-
sen wäre. Wir sind das Volk in der Mitte Europas. Wir 
haben die meisten Nachbarn, tragen die größten Risi-
ken, haben aber auch die größten Chancen. Wir müs-
sen mit allen europäischen Staaten in Frieden leben, 
gerade und vor allem auch mit Rußland, mit der So- 
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wjetunion, und mit unserem unmittelbaren Nachbarn 
Polen. 

(Catenhusen [SPD]: Daß das die Deutsch

-

nationalen auch gelernt haben, ist gut!) 

Drei entscheidende Vorgänge haben das neue Ver-
hältnis zwischen dem vereinigten Deutschland und 
der Sowjetunion klargestellt: zum einen die Zustim-
mung der Sowjetunion, daß wir Teil der westlichen 
Allianz bleiben; zweitens die Vereinbarung darüber, 
daß die 380 000 sowjetischen Soldaten vom Boden der 
ehemaligen DDR bis 1994 abgezogen werden. Wir 
unterstützen das mit einer Zahlung von 13 Milliarden 
DM. Davon sollen 7,5 Milliarden DM verwendet wer-
den, um in der Sowjetunion für die zurückkehrenden 
Truppen Wohnungen zu bauen. Meine Damen und 
Herren, das ist viel Geld, aber es ist gleichzeitig auch 
eine Investition in die künftigen guten Beziehungen 
zwischen dem vereinigten Deutschland und der So-
wjetunion, in welcher Gestalt auch immer dieser Staat 
existiert. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Das dritte große Werk ist der große Vertrag, der 
Partnerschaftsvertrag, der in der vergangenen Woche 
von Michail Gorbatschow und Helmut Kohl hier in 
Bonn unterzeichnet worden ist und den wir in der 
kommenden Legislaturperiode ratifizieren wollen. 
Für diesen Vertrag gibt es in der westlichen Welt bis-
her kein Beispiel. Wir sind schon jetzt der größte Han-
delspartner der Sowjetunion. Die Sowjetunion legt 
Wert auf Zusammenarbeit mit dem Westen, insbeson-
dere auf Zusammenarbeit mit den Deutschen. Sie hat 
in der technischen und ökonomischen Zusammenar-
beit mit Deutschland immer nur die besten Erfahrun-
gen gemacht. Wenn man sich überlegt, daß sich dieses 
Land vom Bug bis zum Pazifischen Ozean erstreckt — 
das größte Land der Erde — und mit Rohstoffen, Ener-
gievorkommen, tüchtigen Menschen und mit Natur-
schätzen, die nur ange ritzt und noch gar nicht geho-
ben worden sind, ausgestattet ist, dann ist diese Zu-
sammenarbeit zwischen dem vereinigten Deutsch-
land und Rußland, heute in der Gestalt der Sowjet-
union, doch eine einzigartige Zukunftschance. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Meine Damen und Herren, Verbündeter des We-
stens und bevorzugter Partner des Ostens — das be-
deutet die Perspektive eines langen Friedens und ei-
ner intensiven gesamteuropäischen Zusammen-
arbeit. Ich meine: Das ist eine Zukunftsperspektive 
für unser Volk und für unsere Jugend. Da können wir 
wirklich alle unsere Talente entfalten, nicht nur zum 
Nutzen unseres eigenen Landes, sondern auch zum 
Nutzen der Sowjetunion — Rußlands — und ganz 
Europas. 

Verbündeter des Westens und bevorzugter Partner 
des Ostens — wenn es diese Konstellation schon 1910 
octer 1930 gegeben hätte, dann hätten die beiden 
Weltkriege nicht stattgefunden, 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Bundeskanzler Dr. Kohl: Ja, das ist wohl 

wahr!) 

und dann wäre uns wahrscheinlich auch die blutige 
Spur erspart geblieben, die die rote Diktatur und die 

braune Diktatur durch Deutschland und Europa gezo-
gen haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord-
neten der FDP — Bundeskanzler Dr. Kohl: 

Sehr wahr!) 

Meine Damen und Herren, in diese Zusammenar-
beit zwischen Ost und West gehören auch die ostmit-
teleuropäischen Völker, insbesondere die Ungarn, 
denen wir Deutsche vieles zu verdanken haben. 
Wenn die Ungarn — dieses kleine Volk, das von der 
Sowjetunion schon einmal blutig unterdrückt worden 
ist — nicht den Mut gehabt hätten, die Flüchtlinge aus 
der DDR, die mit den Reisepässen der Bundesrepublik 
Deutschland ausgestattet worden waren, in ein Land 
ihrer Wahl ausreisen zu lassen, über Österreich in die 
Bundesrepublik Deutschland, dann wäre die Mauer in 
Berlin heute noch zu. Wir danken den Ungarn für das, 
was sie für uns getan haben, 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

und wir wollen auch ihr Anwalt sein, wenn es darum 
geht, sie in die Europäische Gemeinschaft — zunächst 
als assoziiertes Mitglied — einzubeziehen. 

Was für Ungarn gilt, gilt auch für das Volk der 
Tschechen und Slowaken, mit denen uns eine tau-
sendjährige Geschichte verbindet, soweit es die 
Tschechen angeht, sogar im Rahmen des Heiligen 
Römischen Reiches, das ja mit dem Zusatz „Deutscher 
Nation" nicht richtig bezeichnet war, in dem Prag 
über einige Jahrzehnte hinweg die Hauptstadt gewe-
sen ist. 

Wir vergessen auch nicht, was der Staatspräsident 
Havel moralisch und politisch für das Zusammenle-
ben der Deutschen mit den Tschechen getan hat — 
durch seinen Mut, seine Klugheit und seine Beson-
nenheit. Das ist wirklich ein europäischer Präsident, 
der heute auf der Burg sitzt, und wir haben allen 
Anlaß, ihn zu unterstützen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord-
neten der FDP) 

Das gilt, meine Damen und Herren, auch für die 
Polen, mit denen wir nach all dem Schrecklichen, was 
unseren Völkern angetan wurde — meist nicht von 
dem jeweils anderen Volk, sondern von irgendwel-
chen Leuten, die gerade die Macht besaßen — , nach 
all dem, was auf beiden Seiten geschehen ist, nun eine 
neue Epoche begründen wollen. Dazu gehören in der 
Tat zwei Verträge, nicht nur der Grenzvertrag, son-
dern auch der Partnerschaftsvertrag, der gewährlei-
stet, daß diese Grenze einen europäischen Charakter 
erhält. Es wäre absurd, historischen Grenzen im We-
sten ihren trennenden Charakter zu nehmen und ei-
ner unhisto rischen Grenze an Oder und Neiße jetzt 
den Charakter einer Teilungsgrenze zu geben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Europäischer Charakter, das heißt: Freizügigkeit; 
das heißt: Niederlassungsfreiheit; das heißt: Volks-
gruppenrechte. Ich weiß: Polen wird das ohnehin ein-
räumen müssen, wenn es Mitglied der Europäischen 
Gemeinschaft werden wird — was wir unterstützen —; 
aber es wäre von polnischer Seite ein Zeichen der 
Versöhnung zwischen Polen und Deutschland, wenn 
das bereits jetzt in dem Partnerschaftsvertrag zwi- 
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schen Polen und Deutschland vereinbart würde. Wir 
haben nach den Gesprächen des Bundeskanzlers mit 
dem polnischen Ministerpräsidenten gute Hoffnung, 
daß das zustande kommen wird. 

Ich habe in meiner Rede im Reichstag am 4. Okto-
ber, einen Tag nach der Wiedervereinigung, zur Soli-
darität mit denen aufgerufen, die durch die Grenze an 
Oder und Neiße besonders betroffen sind. Das sind 
sowohl die Heimatvertriebenen wie die Deutschen, 
die, vor allem in Oberschlesien, Deutsche bleiben 
wollen. 

Wir hatten hier in Bonn Gespräche mit den deut-
schen Freundschaftskreisen, und ich hatte ein gutes 
Gespräch mit dem polnischen Botschafter. Seitdem 
nicht mehr die Kommunisten in Polen regieren, hat 
sich die Situation schon verändert. Ich kann mir vor-
stellen, daß mit den beiden Verträgen, die selbstver-
ständlich gleichzeitig behandelt und ratifiziert wer-
den — der Bundeskanzler hat das mit Recht betont —, 
eine neue Epoche eingeleitet wird, die Deutsche und 
Polen auch einmal zu Freunden machen sollte. 

Ich meine, wir haben Anlaß, die Heimatvertriebe-
nen zu bitten, an diesem Versöhnungswerk im Geiste 
ihrer Charta mitzuwirken, die sie gleich nach dem 
Kriege beschlossen haben, und das polnische Volk 
sowie die polnische Regierung zu bitten, auch ihrer-
seits alles dazu zu tun, damit das erreicht wird. 

Bitte schön, Herr Duve. 

Duve (SPD): Herr Dr. Dregger, schließt diese Solida-
rität mit den Vertriebenenverbänden auch eine Unter-
stützung oder zumindest Achtung von Plänen ein, die 
dort und auch von Mitgliedern Ihrer Fraktion geäußert 
werden, die auf eine Internationalisierung oder Euro-
päisierung Schlesiens hinauslaufen? Herr Dr. Czaja 
und sein Nachfolger haben sich in dieser Form mehr-
fach geäußert. 

(Vorsitz: Vizepräsidentin Frau Renger) 

Dr. Dregger (CDU/CSU): Ich halte diese Pläne, so 
wünschenswert sie erscheinen mögen, 

(Duve [SPD]: Hört! Hört!) 

nicht für realistisch. Ich bin der Ansicht, daß mit den 
Verträgen, die jetzt abgeschlossen werden und ratifi-
ziert sind, dieses Thema erledigt ist. Auf der Grund-
lage dieser Verträge müssen wir Freundschaft schlie-
ßen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und des Abg. Jahn 
[Marburg] [SPD]) 

Meine Damen und Herren, das vereinigte Deutsch-
land wird größere Verantwortung tragen müssen. 
Drei Aufgaben scheinen mir die wichtigsten zu sein: 
beizutragen zum Frieden der Welt. Auch dazu 
braucht man Streitkräfte. Zur Friedenswahrung ge-
hört auch Solidarität in der UNO. Nach meinen Infor-
mationen hat es eine Absprache zwischen SPD und 
uns gegeben, daß wir dieses Thema nach den Wahlen 
im Zuge einer Verfassungsänderung behandeln wer-
den, die das zweifelsfrei ermöglicht. Meine Damen 
und Herren, wir Deutschen können nicht stärkste 
Wirtschaftsmacht in Europa sein und uns von jeder 

solidarischen Hilfe zur Wahrung des Friedens aus-
schließen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das zweite große Ziel besteht darin, die natürlichen 
Lebensgrundlagen zu erhalten. Ich möchte dem jetzi-
gen Umweltminister, Herrn Töpfer, und seinen Vor-
gängern mein Kompliment für die Leistungen, die sie 
erbracht haben, aussprechen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir sind heute Vorreiter des Umweltschutzes im west-
lichen Europa. Uns wächst beim Zusammenwachsen 
mit der DDR eine ungeheure Aufgabe zu, da die Um-
welt in der DDR tot ist wie in allen sozialistischen Län-
dern, in denen keine Umweltpolitik gemacht worden 
ist. Umweltpolitik gehört zu den großen Aufgaben, die 
uns im eigenen Lande bevorstehen. Wir werden aber 
auch bei der Rettung der Regenwälder, also über un-
seren Kontinent hinaus, Verantwortung zu tragen ha-
ben. Der Bundeskanzler hat davon mehrfach gespro-
chen. 

Das dritte Ziel ist: Wir werden denen zu helfen ha-
ben, die unserer Hilfe bedürftig sind. Das sind jetzt 
unsere Landsleute in der DDR. Das sind die Länder 
Ostmitteleuropas und Osteuropas, die sich mit deut-
scher Hilfe von den Folgen des Sozialismus zu erholen 
versuchen. Das sind aber auch die Länder der Dritten 
Welt. 

(Dr. Rüttgers [CDU/CSU]: Bravo!) 

Dazu muß Deutschland handlungsfähig bleiben. 

Meine Damen und Herren, mein Dank gilt heute im 
Namen der Fraktion dem Bundeskanzler, dem Außen-
minister und der ganzen Regierung für das große Frie-
denswerk, das in diesem Jahr zustande gekommen 
ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Helmut Kohl hat nicht nur verstanden, zu warten und 
Rechtspositionen und Handlungsmöglichkeiten of-
fenzuhalten — seine naiven Kritiker haben dies als 
„Aussitzen" bezeichnet — , sondern er hat auch in der 
Stunde, in der der geschichtliche Augenblick da war, 
mit seinem Zehn-Punkte-Plan zugegriffen. Er hat da-
mit die Intiative in Europa übernommen, und er hat sie 
bis heute nicht aus der Hand gegeben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Bundeskanzler a. D. Helmut Schmidt hat in einem 
Interview mit einer Sonntagszeitung auf die Frage, 
was er von seinem Nachfolger halte, gesagt: „Er hat 
fast nichts falsch gemacht." Meine Damen und Her-
ren, ein solches Kompliment hat ein früherer Bundes-
kanzler noch nie seinem Nachfolger gemacht. Ich 
finde das toll. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Duve [SPD] : Da sieht man mal, wie Adenauer 

mit Erhard umgegangen ist!) 

Als Helmut Schmidt dann gefragt wurde, was er von 
seinem Parteifreund, der jetzt Kanzler werden will, 
also von Herrn Lafontaine, halte, hat er gesagt: „Dazu 
möchte ich mich nicht äußern. " 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU und 
der FDP) 
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Verehrter Herr Lafontaine, es ist ein wirklich ver-
nichtendes Urteil, das Helmut Schmidt über Sie ge-
sprochen hat. 

Meine Damen und Herren, nach dieser Feststellung 
Helmut Schmidts darf ich, wenn wir auch im Wahl-
kampf sind, doch sagen, daß dieser Bundeskanzler 
und diese Bundesregierung nicht nur den Dank der 
eigenen Fraktionen und Koalition, sondern den Dank 
des ganzen Hauses und des deutschen Volkes verdie-
nen. 

Herzlichen Dank. 

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU und 
der FDP — Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Wo

-

für?) 

Vizepräsidentin Renger: Meine Damen und Herren, 
das Wort hat Herr Dr. Ullmann. 

Dr. Ullmann (GRÜNE/Bündnis 90): Frau Präsiden-
tin! Meine Damen und Herren! Europa ist nicht zuerst 
ein Erdteil, sondern eine Stätte der Begegnung aller 
Kontinente. Es genügt, die Namen Rom, Paris, Prag, 
London und Moskau zu nennen, um in Erinnerung zu 
rufen, was mit dieser Begegnung der Kontinente und 
der Kulturen gemeint sein soll. Es genügt aber auch, 
die Namen Berlin und Wien und in ihrem Gefolge 
Genf und Helsinki zu nennen, um klarzustellen: Eu-
ropa ist auch der Ort der frontalsten Konfrontationen, 
der Ort der Abgrenzung von Welt 1 und Welt 2 — 
Washington  und Moskau — von der Zwei-Drittel-
Welt der südlichen Hemisphäre. Darum ist Europa 
auch Ursprungsort und Quelle der radikalsten Infra-
gestellung der Humanität gewesen, jener Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit, die in den beiden Welt-
kriegen begangen wurden und uns damit bedrohten, 
daß die letzten Tage der Menschheit durch ihre 
Selbstzerstörung anbrechen würden. 

Deshalb muß Europa heute auch der Areopag des 
Diskurses darüber sein, ob es uns denn gelingt, die 
Ära der Weltkriege und der selbstzerstörerischen 
Konfrontation zu beenden und den Schritt in das dritte 
Jahrtausend als einen Schritt aus der selbstmörderi-
schen Barbarei und Unreife der Kriege in das Zeitalter 
der Mündigkeit und der friedlichen Kommunikation 
zu tun. 

(Beifall bei ' den GRÜNEN/Bündnis 90, der 
SPD und der Gruppe der PDS) 

Der Pflicht zur Solidarität, zu der Sie uns, Herr Ab-
geordneter Dregger, mit Recht ermahnt haben, ist 
nach meinem Dafürhalten mit ganz anderen Grund-
gesetzänderungen nachzukommen als mit denen, die 
Sie vorgeschlagen haben. 

(Beifall bei den GRÜNEN/Bündnis 90 sowie 
bei Abgeordneten der SPD und der Gruppe 

der PDS) 

Die soeben abgeschlossenen oder noch abzuschlie-
ßenden Verträge zwischen der Sowjetunion und der 
Bundesrepublik, zwischen Polen und der Bundesre-
publik müssen im Lichte dieser Aufgabe gesehen und 
gewürdigt werden. Insofern meine ich, daß die Verlei-
hung des Friedensnobelpreises an Präsident Gorba

-

tschow ein Zeichen der Hoffnung ist, daß dieser 
Schritt gelingen kann. 

(Beifall bei den GRÜNEN/Bündnis 90, der 
SPD und der Gruppe der PDS sowie bei Ab-

geordneten der CDU/CSU) 

Seit Wilsons 14 Punkten und seit Lenins Dekret über 
den Frieden, seit Jalta, Dumbarton Oaks und der 
Gründung der Vereinten Nationen werden in immer 
neuen Anläufen Kräfte gesammelt, um diesen ent-
scheidenden Schritt zu vollziehen. Man könnte mei-
nen, es seien die Kräfte der Religion, nach denen hier 
gefragt wird. Ich glaube, diese Annahme wäre irrig. 

Es war eine kirchliche Synode, die 794 in Frankfurt 
erstmalig davon ausging, daß Europa identisch sei mit 
Westeuropa und daß das römische Imperium mit sei-
ner Hauptstadt Neu-Rom weiter nichts sei als ein ket-
zerisches Griechenland. Es war gerade der Gedanke 
christlicher Prinzipien, mit denen die Heilige Allianz 
1815 dem Menschenrechtsprogramm der Französi-
chen Revolution entgegentrat. 

Es geht, so meine ich, jetzt bei diesem Schritt in ein 
neues Jahrtausend friedlicher Beziehungen einer er-
wachsenen Menschheit, die über das Freund-Feind-
Denken hinausgewachsen ist, um Glauben schlecht-
hin, Glauben an die Einheit der Menschheit und die 
Gewißheit einer gemeinsamen Zukunft in einer glo-
balen Humanität. Ich denke, das muß in diesem Haus 
in einem Moment betont werden, da das Ende der 
Konfrontation zwischen West- und Osteuropa einher-
geht mit der Eskalation der Kriegsgefahr zwischen 
nördlicher und südlicher Hemisphäre und junge Leute 
in diesem Lande bedroht sind, in einen unlösbaren 
Konflikt mit ihrem Gewissen und dem Grundgesetz 
dieses Landes zu geraten, da vom Verteidigungsmini-
ster öffentlich darüber philosophiert wird, wie solches 
Handeln grundgesetzlich begründet werden könne. 
Diese Situation ist eine Herausforderung an unser 
Verständnis von Politik, Humanität und Recht. Ich will 
das an zwei Punkten konkretisieren, zunächst an dem 
Grenzvertrag zwischen der Republik Polen und der 
Bundesrepublik Deutschland und dann am Verhält-
nis zu den in den neuen Bundesländern stationierten 
sowjetischen Truppen. 

Am Anfang dessen, was ich zu dem neuen Grenz-
vertrag zu sagen habe, muß ein Dank stehen, ein 
Dank an alle Politiker in den Parlamenten und den 
Regierungen beider Länder, die am Zustandekom-
men dieses Vertrages mitgewirkt haben. Ich beziehe 
ausdrücklich Willy Brandt ein, der einen wichtigen, 
ich denke, den wichtigsten Schritt in dieser Richtung 
einmal getan hat. 

(Beifall bei den GRÜNEN/Bündnis 90, der 
SPD und der Gruppe der PDS) 

Ich beziehe ebenso den Herrn Bundeskanzler ein und 
spreche meine Dankbarkeit für das aus, was er über 
die künftigen politischen Perspektiven in der heuti-
gen Regierungserklärung gesagt hat, und bitte um 
Verständnis, daß ein Historiker wie ich eine gewisse 
Fußnote zu Seite 7 seiner Erklärung nicht unterdrük-
ken kann: 

Tadeusz Mazowiecki und ich haben uns vor ei-
nem Jahr in Kreisau zu dieser gemeinsamen Auf- 
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gabe verpflichtet. Und wir haben in Frankfurt/ 
Oder bekräftigt: Wir halten Kurs! 

Als Historiker würde ich nun anmerken: Für die Re-
gierung der Bundesrepublik wäre es korrekter zu sa-
gen: Wir haben Gott sei Dank in Kreisau und nicht auf 
dem Annaberg den Kurs gefunden, 

(Beifall bei den GRÜNEN/Bündnis 90 und 
der SPD) 

und wir gedenken ihn zu halten. 

(Beifall bei den GRÜNEN/Bündnis 90 und 
der SPD) 

Ich muß ferner zu diesem Vertrag sagen: Die Grenz-
stabilität ist ein Eckstein der neuen Friedensordnung. 
Hier hat der Zweite Weltkrieg begonnen, und darum 
ist dieser Vertrag an dieser Stelle so wichtig. Wenn es 
im Lande noch immer Stimmen gibt, die gegen diese 
Grenze zu opponieren versuchen, dann muß ihnen 
gesagt werden: Ihre Stimmen sind eine Kriegserklä-
rung an die entstehende Friedensordnung des sich 
einigenden Europas. 

(Beifall bei den GRÜNEN/Bündnis 90 und 
bei Abgeordneten der SPD) 

Ich spreche nun in persönlicher Betroffenheit, und ich 
sehe eine besondere Belastung und Zumutung darin, 
daß diese Stimmen immer wieder im Namen der Ver-
triebenen erhoben werden. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Sehr wahr!) 

Wer das Schicksal der Vertriebenen aus eigener Er-
fahrung — wie meine Familie — kennt, der weigert 
sich, mit Gedanken zu spielen, die diejenigen, die 
nach den Katastrophen der Weltkriege eine neue Hei-
mat gefunden haben, mit neuer Verunsicherung be-
drohen. 

(Beifall bei den GRÜNEN/Bündnis 90 und 
bei Abgeordneten der SPD) 

Er mag seine Politik der ultrakonservativen Rückstän-
digkeit betreiben, sofern er dabei auf der Basis der 
Demokratie bleibt. Er soll aber aufhören, das Prinzip 
der Repräsentation zu mißbrauchen, indem er sich 
anmaßt, im Namen der Vertriebenen schlechthin zu 
sprechen. 

(Beifall bei den GRÜNEN/Bündnis 90, der 
SPD und der Gruppe der PDS) 

Ich beziehe mich zweitens auf die Anrede von Prä-
sident Gorbatschow an meine Landsleute in den 
neuen Ländern der Bundesrepublik, an diejenigen, 
die mit den dort stationierten sowjetischen Truppen 
zusammenleben. Ich denke, wir müssen auf diese ern-
ste Anrede des Präsidenten antworten, in der er uns 
fragt, ob nicht das Verhältnis zu diesen Truppen der 
Prüfstein für freundschaftliche Beziehungen ist. 

Ich glaube, liebe Landsleute, wenn ihr das hört, fällt 
euch zuerst der Fluglärm der Tiefflieger ein, und es 
fallen euch die Flurschäden auf den Truppenübungs-
plätzen ein. Vielleicht fällt euch auch noch etwas viel 
Ernsteres ein, z. B. jener kleine Dorffriedhof in Ober-
bärenburg, wo viele Frauen beerdigt sind, die sich aus 
Furcht vor Vergewaltigung das Leben genommen ha-
ben. Wir sind soweit, daß wir meinen, es muß über 
alles gesprochen werden können. Ich glaube, es muß 

möglich sein, aber es wird nur möglich sein, wenn wir 
in dem Geiste sprechen, wie es Präsident Gorba-
tschow von uns verlangt hat, wenn wir im Geist der 
grenzenlosen Menschenliebe und einer unendlichen 
Demut vor allen Opfern der Inhumanitäten des Jahr-
hunderts sprechen. 

(Beifall bei den GRÜNEN/Bündnis 90, der 
SPD und der Gruppe der PDS) 

Das ist neues Denken, und das ist neues Handeln. 
Ich gebe dem Herren Bundeskanzler recht, der in 

seiner Tischrede beim Empfang für Präsident Gorba-
tschow und seine Frau gesagt hat: Bilaterale Bezie-
hungen reichen nicht aus, um dieses neue Denken zu 
verwirklichen. So glaube ich auch, daß Art. 13 und 14 
des Vertrages über Zusammenarbeit sowie die vor-
handenen Institutionen nicht ausreichen werden. Das 
Zeitalter der Konfrontation ist vorbei, und es beginnt 
die Zeit einer Kooperation, ganz neuer Formen, neuer 
Inhalte und Dimensionen. 
Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei den GRÜNEN/Bündnis 90, der 
SPD und der Gruppe der PDS) 

Vizepräsidentin Renger: Meine Damen und Herren, 
das Wort hat Herr Abgeordneter Dr. Schumann. 

Dr. Schumann (Potsdam) (Gruppe der PDS): Frau 
Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich bitte zu-
nächst um Verständnis dafür, daß ich auf die meisten 
meiner Vorredner nicht eingehen kann, weil wir 
heute Flugverspätung hatten. 
Mit der Paraphierung des deutsch-polnischen 

Grenzvertrages kommt das vereinte Deutschland der 
entsprechenden Verpflichtung aus dem Zwei-plus-
Vier-Vertrag nach und erfüllt sich der Wille, den im 
Sommer dieses Jahres beide deutsche Parlamente 
in inhaltsgleichen Entschließungen zum Ausdruck 
brachten. Die endgültige völkerrechtliche Bestäti-
gung der im Ergebnis des Zweiten Weltkrieges ent-
standenen deutsch-polnischen Grenze ist von uns im-
mer als ein entscheidendes Fundament nicht allein 
der deutsch-polnischen Beziehungen, sondern der 
europäischen Friedensordnung insgesamt betrachtet 
worden. 
Wir sehen daher in der Paraphierung dieses Vertra-

ges einen historischen Sieg der politischen Vernunft, 
und wir sehen — das möchte ich besonders betonen — 
in  ihm die logische politische Voraussetzung für einen 
umfassenden Nachbarschaftsvertrag, der ein neues 
Kapitel der deutsch-polnischen Beziehungen einlei-
ten kann. 
Wir Deutschen stehen dabei in der Verantwortung, 

diese Beziehungen als Modell gesamteuropäischer 
Integration und nicht lediglich im Sinne eines neuen 
Bilateralismus zu gestalten. Dies gilt selbstverständ-
lich auch im Hinblick auf die deutsch-sowjetischen 
Beziehungen. Wir unterstützen eine aufrichtige kon-
sequente Politik im Sinne der im Vertrag über gute 
Nachbarschaft, Partnerschaft und Zusammenarbeit 
enthaltenen beispielhaften Verpflichtungen zum 
Nichtangriff, zum Verzicht auf den Ersteinsatz von 
Streitkräften gegeneinander und gegen Dritte, zum 
Verzicht auf Gewalt. Dies könnte Befürchtungen und 
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Ängste vieler Europäer, die durch die weitgehende 
Abkoppelung der deutschen Vereinigung vom euro-
päischen Prozeß fortbestehen, zurückdrängen. Beson-
dere Bedeutung hat dabei die Verpflichtung zu weite-
rer drastischer Abrüstung bis hin zur Nichtangriffsfä-
higkeit. 

Es ist ein unbestrittener Vorzug der Verträge, daß 
sie deutliche Verpflichtungen der Partner enthalten, 
einen gemeinsamen Beitrag zur Ausgestaltung des 
KSZE-Prozesses entsprechend den heutigen Gege-
benheiten und Erfordernissen zu leisten. Wir werden 
uns dafür einsetzen, daß die Realisierung der Verträge 
das solidarische Zusammenwirken der Staaten und 
Völker Europas voranbringt. In diesem Sinne begrü-
ßen wir ausdrücklich noch einmal die Absicht, ana-
loge Verträge mit Polen und auch der Tschechoslowa-
kei abzuschließen. 

Der Vertrag über die Entwicklung einer umfassen-
den Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Wirtschaft, 
Industrie, Wissenschaft und Technik enthält umfas-
sende Vorhaben, deren Realisierung einerseits von 
großem Nutzen für die Deutschen und insbesondere 
die Menschen in den neuen Bundesländern wäre und 
andererseits dazu beitragen könnte, die Reformpro-
zesse in der Sowjetunion in einer überaus kritischen 
Phase zu unterstützen. 

Wir stimmen der bei der Unterzeichnung des Ab-
kommens vom Bundeskanzler abgegebenen Erklä-
rung zu, daß der grundlegende Vertrag den Weg für 
eine breite Zusammenarbeit zwischen unseren Staa-
ten im Interesse der Völker und des europäischen 
Friedens eröffnet. Diese begrüßenswerte Erklärung 
des Kanzlers stimmt jedoch absolut nicht mit der hier 
herrschenden Militärdoktrin überein, die die UdSSR 
auch künftig als größte potentielle Bedrohung der 
westlichen Sicherheit betrachtet. Wenn der Vertrag 
seine im Titel enthaltenen Ziele — gute Nachbar-
schaft, Partnerschaft und Zusammenarbeit — errei-
chen soll, dann muß er als wesentlicher Schritt zu 
einem friedlichen Europa gesamtkontinentaler Zu-
sammenarbeit, frei vom Denken in Militärblöcken, 
betrachtet und erfüllt werden. Vorstellungen, hoch-
mobile deutsche Streitkräfte u.a. auch zur Lösung 
europäischer Konflikte einzusetzen, wie sie in dieser 
Woche vom Bundesverteidigungsministerium geäu-
ßert worden sind, sind nach unserer Meinung mit 
Geist und Buchstaben dieser Verträge völlig unver-
einbar. Ich möchte auch sagen, daß Grundgesetzän-
derungen, mit denen man hier Ellenbogenfreiheit 
schaffen will, vor den Wahlen deutlich angekündigt 
werden sollten. 

Wenn Abrüstung und nicht Umrüstung gemeint ist, 
dann darf die Reduzierung von Streitkräften nicht 
durch die Fortsetzung Milliarden verschlingender Rü-
stungsprojekte relativiert werden, wie sie im Etat des 
Verteidigungsministers vorgesehen sind. Der Abzug 
der sowjetischen Streitkräfte aus den ostdeutschen 
Bundesländern darf nicht durch das Vorrücken von 
NATO-integrierten Streitkräften an die Oder abgelöst 
werden. 

Das Vertragswerk hat wichtige innenpolitische Im-
plikationen. Es erfordert nicht nur die Übernahme 
ursprünglicher DDR-Vertragsverpflichtungen durch 
westdeutsche Unternehmen, sondern auch eine wirt

-

schaftspolitische Kurskorrektur, die die wirtschaftli-
che Zusammenarbeit mit der UdSSR vor allem als 
Chance für die ökonomische Entwicklung und die 
Arbeitsplatzsicherung in den ostdeutschen Bundes-
ländern begreift. 

Schließlich: Die auf Ausgleich und Versöhnung ge-
richtete Politik gegenüber der UdSSR ist und bleibt 
nur glaubhaft, wenn sich die Politik auch im Innern 
von den Stereotypen des Kalten Krieges löst und Tole-
ranz und demokratische Kultur die politische Ausein-
andersetzung in Deutschland selbst prägen. 

Meine Damen und Herren, die mit der Sowjetunion 
und Polen geschlossenen Verträge werte ich als sicht-
bare Zeichen des Endes einer historischen Epoche, 
der Epoche des Ost-West-Konflikts; sie markieren zu-
gleich neue Herausforderungen. Die Überwindung 
des Ost-West-Konfliktes und die Herausbildung ei-
ner neuen europäischen Friedensordnung sind kein 
isolierter Prozeß, sondern mit der Fundamentalkrise 
der Dritten Welt und der ökologischen Krise verklam-
mert. Der Sinn der Verträge erfüllt sich letztlich erst im 
Kontext einer Politik, die sie als Schritte auf dem Weg 
zu einer neuen Gemeinschaft der Nationen und Völ-
ker versteht, die in Solidarität für die Sicherung der 
grundlegenden Existenzbedingungen des Lebens 
schlechthin einsteht. Die politische Einteilung in eine 
westliche und in eine östliche Welt beginnt angesichts 
gemeinsamer Existenzprobleme ihren Sinn zuse-
hends zu verlieren. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der Gruppe der PDS) 

Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat der Herr Bun-
desminister des Auswärtigen, Herr Genscher. 

Genscher, Bundesminister des Auswärtigen: Frau 
Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Zu den positiven Erfahrungen der heutigen Bun-
destagssitzung gehört die Zustimmung aller Fraktio-
nen zu dem umfassenden Vertrag mit der Sowjet-
union, den der Bundeskanzler mit Präsident Gorba-
tschow unterzeichnet hat, und auch zu dem Vertrag, 
den ich gestern in Warschau mit dem polnischen Au-
ßenminister Skubiszewski unterzeichnet habe. Das 
hat nicht nur innenpolitische Bedeutung; das macht 
deutlich, daß die mit diesen Verträgen angestrebte 
und besiegelte Politik in Deutschland und in unserem 
Parlament über die breitest denkbare Mehrheit ver-
fügt. Das bedeutet Sicherheit für die Partner dieser 
historischen Vertragswerke. 

Die heutige Debatte hat aber auch Aufschluß dar-
über gegeben, daß es über die künftigen Ziele deut-
scher Politik grundlegende Meinungsverschieden-
heiten nicht geben kann. Herr Ministerpräsident La-
fontaine ist zwar hart mit der Bundesregierung ins 
Gericht gegangen, aber er muß sich sagen lassen, daß 
die Politik, die er so hart kritisiert, zu deutscher Ein-
heit mit europäischer Zustimmung geführt hat. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Ich denke, daß die Ziele, die er für die künftige 
deutsche Politik dargelegt hat, nicht sehr weit entfernt 
sind von dem, was in der Regierungserklärung zum 
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Ausdruck kam und was die Ziele der Bundesregie-
rung sind. 
Ich habe — das möchte ich auch in Abwesenheit des 

Kollegen Ullmann sagen — mit großer Aufmerksam-
keit seinen sehr differenzierten Ausführungen zum 
Standort unseres Landes, zu unseren künftigen Auf-
gaben zugehört. Ich wünschte mir, daß Beiträge die-
ser Art auch von der Opposition in Zukunft zu einer 
Bereicherung der Debatte führen und sicher auch zu 
einer Ermutigung der Bundesregierung, auf einen sol-
chen Dialog einzugehen. 
Meine Damen und Herren, vielleicht kann das auch 

zu einer neuen Kultur in unserer politischen Debatte 
hier im Deutschen Bundestag führen. 

(Frau Saibold [GRÜNE/Bündnis 90]: Die 
dringend notwendig ist!) 

Die deutsche Politik nach der Vereinigung soll 
nach Auffassung der Bundesregierung eine Politik 
des guten Beispiels sein. Die heute behandelten Ver-
träge sind Ausdruck dieser Politik des guten Bei-
spiels. 

Vizepräsidentin Renger: Herr Bundesminister, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Reuschenbach? 

Genscher, Bundesminister des Auswärtigen: 
Gerne, ja. 

Reuschenbach (SPD): Herr Bundesminister, wür-
den Sie mir zustimmen, wenn ich sage, daß Ihr Appell 
zu differenzierten Darlegungen und Ausführungen 
nicht nur an eine Seite des Hauses zu richten wäre? 

Genscher, Bundesminister des Auswärtigen: Ich 
betrachte alles, was ich an die Adresse anderer sage, 
immer auch im Sinne einer Selbstverpflichtung und 
gebe mir derzeit, wie Sie sehen, Mühe. 

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP und der 
CDU/CSU) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, natürlich 
wissen wir, daß die Menschen in Europa, die uns auf 
dem Wege zu unserer Einheit begleitet haben, sich 
auch die Frage stellen: Was werden fast 80 Millionen 
Deutsche mit der wiedergewonnenen Einheit in Frei-
heit anfangen? Hier ist unsere Antwort ganz eindeutig 
und klar: Wir Deutschen wollen nichts anderes, als in 
Freiheit, in Demokratie, in Einheit und in guter Nach-
barschaft mit allen Völkern Europas leben. Wir wollen 
unseren Beitrag dazu leisten, daß sich dieses Europa 
in Stabilität entwickeln kann. Wir können vielleicht 
einen bedeutsamen Beitrag dazu leisten, wenn wir 
den Beg riff „europäische Stabilität" neu verständlich 
machen, dabei helfen, daß er neu definiert werden 
kann. 
Nicht länger kann Stabilität in Europa zuallererst in 

militärischen Kategorien gesehen werden. 

(Dr. Vogel [SPD]: Richtig!) 
Stabilität in Europa bedeutet: wirtschaftliche Stabili-
tät in allen Teilen Europas. — Das ist eine europäische 
Solidaritätsverantwortung, der wir uns stellen und von 
der wir hoffen, daß alle unsere Freunde im Westen 

diese Verantwortung mit der gleichen Klarheit erken-
nen, wie wir das tun. — 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Stabilität in Europa bedeutet: soziale Stabilität überall 
in Europa. Und Stabilität in Europa bedeutet: ökologi-
sche Stabilität in ganz Europa. 

Die Mauern aus Stein sind gefallen; der Stachel-
drahtzaun ist beseitigt. Es darf nicht ein neuer wirt-
schaftlicher Graben Europa trennen. Deshalb ist die 
Investition in die Reformpolitik unserer östlichen 
Nachbarn eine Frage gesamteuropäischen Interesses. 
Hier geht es um die gemeinsame europäische Zu-
kunft. 

Die Stabilität gründet sich nicht nur auf die zwi-
schenstaatlichen Beziehungen; sie gründet sich auch 
auf die innere Stabilität in den europäischen Staaten. 
Das gilt auch für die innere Stabilität in der Sowjet-
union. 

Das zu erkennen verlangt ein hohes Maß an Verant-
wortung und Einsicht der anderen europäischen Staa-
ten. Wirtschaftliche Hilfe für die Sowjetunion, Zusam-
menarbeit mit der Sowjetunion ist ein unverzichtbarer 
Beitrag zur Stabilität dieses großen Landes. Wer die 
dramatischen Ausführungen des sowjetischen Präsi-
denten vor Angehörigen der Roten Armee gehört hat, 
wird verstehen, worum es jetzt in diesem für uns und 
Europa so wichtigen Land geht. 

Zu dem Prozeß der Erneuerung und Umgestaltung 
in diesem Land gehören auch das zukünftige Verhält-
nis des sowjetischen Gesamtstaates zu den einzelnen 
Republiken und auch die künftige Stellung der Natio-
nalitäten in der Sowjetunion. Es muß das Interesse 
der Staatengemeinschaft sein, daß sich die dramati-
schen Prozesse, die damit verbunden sind, in einem 
stabilen Rahmen vollziehen, damit die innere Stabili-
tät der Sowjetunion gewahrt werden kann. Darauf 
sollte jeder Rücksicht nehmen, der die Ereignisse dort 
kommentiert. Sowjetische Stabilität, jugoslawische 
Stabilität, ungarische Stabilität, tschechoslowakische, 
polnische, rumänische Stabilität — alles das sind 
Grundelemente europäischer Stabilität. Sie verlangen 
ein hohes Maß an Verantwortung auf unserer Seite. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU, der SPD 
und den GRÜNEN/Bündnis 90) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, daraus 
ergibt sich die Notwendigkeit, unsere Politik auf das 
abzuklopfen, was bleiben, und auf das, was verändert 
werden muß. Ich denke, daß es richtig ist, wenn wir 
den Weg der europäischen Integration in der Europäi-
schen Gemeinschaft weitergehen. Es ist ein Weg, der 
in diesem Teil Europas eine in Europa vorher nie ge-
kannte Stabilität geschaffen hat: politisch, wirtschaft-
lich und sozial. Diese Gemeinschaft ist der Stabilitäts-
anker in Europa geworden. Sie wird es bleiben, wenn 
sie für die östlichen Nachbarn offenbleibt. 

Sie hat auch eine neue Kultur des Zusammenlebens 
in Europa geschaffen. Das ist jetzt besonders wichtig, 
da nach Jahrzehnten der Repression und der ideolo-
gischen Überdeckung in Mittel- und Osteuropa auch 
nationalistische Tendenzen aufkommen, die um Him- 
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mels Willen nicht in einer Renationalisierung Mittel-, 
Ost- und Südosteuropas münden dürfen. 

(Beifall im ganzen Hause) 
Dies zu verhindern muß das gemeinsame Anliegen 

der Staatengemeinschaft sein. Der KSZE-Prozeß ist 
dafür der stabile Rahmen. Deshalb sind wir gut bera-
ten, wenn wir neben der Integration in der Europäi-
schen Gemeinschaft den KSZE-Prozeß mit allen Kräf-
ten stärken und neue Institutionen schaffen. Je stabi-
ler dieser Rahmen ist, um so besser ist das für die 
schwerwiegenden sozialen, wirtschaftlichen, auch 
nationalen Entwicklungen in Mittel-, Ost- und Süd-
osteuropa. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Renger: Herr Bundesminister, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage? 

Genscher, Bundesminister des Auswärtigen: 
Gerne. 

Vizepräsidentin Renger: Frau Dr. Vollmer. 

Frau Dr. Vollmer (GRÜNE/Bündnis 90): Herr Au-
ßenminister, Sie haben zu Recht gesagt, daß es nicht 
zu einer Phase der Renationalisierung in Osteuropa 
kommen dürfe. Meinen Sie eigentlich, daß wir in die-
ser Frage ganz gute Ratgeber sind, wenn man daran 
denkt, in welchem Verhältnis die nationale Frage zur 
Frage der europäischen Einigung gestanden hat und 
welche Rolle der Vorgang dieser europäischen Eini-
gung im letzten Jahr bei uns in der Regierung gespielt 
hat? 

Genscher, Bundesminister des Auswärtigen: Frau 
Kollegin Vollmer, wenn wir den Weg zur deutschen 
Einheit nachzeichnen, werden wir, glaube ich, fest-
stellen, daß es kein nationaler, sondern ein durch und 
durch europäischer Weg zur deutschen Einheit gewe-
sen ist. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 
Wenn ich bedenke, was der gestern unterzeichnete 

Vertrag auch für die Lösung anderer Probleme in Eu-
ropa an gutem Beispiel gibt, wenn ich bedenke, daß 
mit der deutschen Vereinigung ein tiefgreifender 
Schritt zur Reduzierung unserer Streitkräfte vor Ver-
einbarungen im gesamteuropäischen Rahmen ver-
bunden ist, dann wird eines deutlich: Die deutsche 
Einheit hat für Europa nicht ein neues Problem ge-
schaffen, sondern sie hat ein altes, schwerwiegendes 
europäisches Problem zum Wohle aller Völker in Eu-
ropa gelöst. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten der SPD) 

Ich möchte, daß wir hier übereinstimmen können, 
daß der Einigungsprozeß in der EG und der gesamt-
europäische Einigungsprozeß im KSZE-Rahmen nicht 
Gegensätze sind, sondern daß sie untrennbar zusam-
mengehören, daß wir als Europäische Gemeinschaft 
unsere Verantwortung für das ganze Europa erfül-
len. 

Das Tragen von Verantwortung wird die deutsche 
Politik auch in Zukunft auszeichnen. Daß die deutsche 
Einheit nicht mehr Macht bedeutet, das wissen wir. 
Daß wir nicht mehr Macht ableiten sollten, ist das 
Gesetz unserer Politik, wie es in unserer Verfassung, 
in ihren Werten und ihrer Präambel, vorgegeben ist. 
Aber daß wir größere Verantwortung tragen, das wis-
sen wir auch. 

Das heißt, es muß heute darum gehen, daß wir als 
Staat und als Mitgliedstaat in der Europäischen Ge-
meinschaft und im KSZE-Prozeß Anwälte einer ge-
samteuropäischen Sicht und Politik werden. Dazu ge-
hört auch, daß wir zur Umgestaltung unseres Bündnis-
ses beitragen, das mehr und mehr Teil und Element 
gesamteuropäischer Sicherheitsstrukturen wird. 

Es wird ein neues Verhältnis zwischen den Soldaten 
der verschiedenen Staaten entstehen. Hier ist mit 
Recht auf die Probleme der Soldaten der Roten Armee 
in den östlichen Bundesländern hingewiesen worden. 
Dort stehen heute Soldaten der Bundeswehr in unmit-
telbarer Nachbarschaft zu Soldaten der Roten Armee. 
Wenn es eines Beispieles für gesamteuropäische 
Sicherheitsstrukturen noch bedürfte, wäre dies das 
sinnfälligste: In derselben Stadt stehen Streitkräfte 
zweier Bündnisse. Ich bin nicht sicher, ob allen eigent-
lich klar ist, was das an grundlegender Veränderung 
bedeutet. Da ist kein Platz mehr für Feindbilder, für 
Gegnerhaltungen, sondern hier wird deutlich: Der 
eine empfindet den anderen nicht mehr als Bedro-
hung, sondern als Partner für eine gemeinsame Si-
cherheit. 

Ich kann all denen zustimmen, die sagen, daß wir 
ein hohes Maß an Einfühlungsvermögen und Zuwen-
dung, auch menschlicher Zuwendung, für die Solda-
ten der Roten Armee brauchen, die ja nicht nur den 
Auftrag für ihre Anwesenheit verloren haben, sondern 
die sich zur gleichen Zeit in einer für sie fremden poli-
tischen, gesellschaftspolitischen, sozialen und wirt-
schaftlichen Umgebung zurechtfinden müssen. 

Herr Kollege Lafontaine hat die Ausgaben im Ver-
teidigungsetat kritisiert. 

(Duve [SPD]: Zu Recht!) 

Es ist keine leichte Sache, zwei Armeen zusammen-
zuführen und das Reduktionsziel zu erreichen, ohne 
schwerwiegende soziale Probleme für die beteiligten 
Soldaten heraufzubeschwören. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Jäger 90! — Duve 
[SPD]: Hier die beteiligten Soldaten, dort der 

Jäger 90!) 

Deshalb ist es wichtig, daß wir innerhalb des Ver-
teidigungsetats den Vorrang des Menschen in der 
Bundeswehr stärker zur Geltung bringen. 

(Abg. Dr. Ehmke [Bonn] [SPD] meldet sich zu 
einer Zwischenfrage!) 

— Herr Kollege Ehmke, da ich weiß, was Sie fragen 
werden, 

(Heiterkeit bei der FDP und der CDU/CSU) 

sage ich: Auch kein Waffensystem kann außerhalb 
der Diskussion stehen. Das werden wir mit Abgewo-
genheit und in Ruhe tun. 
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Vizepräsidentin Renger: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Herrn Abgeordneten Ehmke? 

Genscher, Bundesminister des Auswärtigen: Aber 
sicher; aber sicher. 

Vizepräsidentin Renger: Herr Dr. Ehmke. 

Dr. Ehmke (Bonn) (SPD): Da wir uns darin einig 
sind, wundere ich mich, Herr Kollege Genscher, und 
frage Sie, ob Sie mir erklären können, warum die FDP 
zwar immer die Einstellung des Jägers 90 fordert, aber 
dann, wenn hier abgestimmt wird, doch nicht den Mut 
zum Springen hat. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
GRÜNEN/Bündnis 90) 

Genscher, Bundesminister des Auswärtigen: Herr 
Kollege Ehmke, wir wollen nicht springen, sondern 
wir wollen zur richtigen Zeit die richtigen Entschei-
dungen treffen. 

(Heiterkeit und Zustimmung bei der FDP 
und der CDU/CSU) 

Sie wissen ja, daß wir das immer mit hoher Kunst 
getan haben. Manchmal haben Sie sich darüber ge-
freut; manchmal waren Sie damit nicht einverstanden. 
Aber Sie können davon ausgehen: Wenn es um die 
Haltung der FDP zur Bundeswehr geht, sehen wir die 
Soldaten. Denn ihrem Dienst verdanken wir, daß wir 
bis heute in Freiheit gelebt haben. Sie werden auch 
morgen ihre Funktion in gesamteuropäischen Sicher-
heitsstrukturen haben. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich 

möchte meiner Hoffnung Ausdruck verleihen, daß die 
heutige Debatte Ausgangspunkt des Bemühens um 
eine gemeinsame Definition der Politik des vereinig-
ten Deutschlands wird. Die Zustimmung zu den bei

-

den heute hier besprochenen Verträgen ist ein ermu-
tigendes Signal. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU sowie 
Zustimmung des Abg. Dr. Lippelt [Hanno

-

ver] [GRÜNE/Bündnis 90]) 

Vizepräsidentin Renger: Ich schließe die Ausspra-
che. 
Uns liegen zwei Anträge der SPD und der GRÜ-

NEN/Bündnis 90 auf den Drucksachen 11/8443 und 
11/8444 vor. Es wird Überweisung an die zuständigen 
Ausschüsse beantragt. Wer stimmt dem zu? — Gegen-
probe! 

(Dr. Lippelt [Hannover] [GRÜNE/Bünd -
nis 90]: Zur Abstimmung! Vor dem Ende der 

Aussprache!) 

— Moment! Entschuldigung! Ich bin leider gestört 
worden. Was für Wünsche haben Sie? 

(Dr. Lippelt [Hannover] [GRÜNE/Bünd

-

nis 90]: Zur Abstimmung ein Wort!) 

— Sie haben sich zur Abstimmung nicht gemeldet. 

(Dr. Lippelt [Hannover] [GRÜNE/Bünd

-

nis 90]: Es liegt noch ein Antrag zur Golfkrise 
vor!) 

—Das kommt doch später, Verehrtester! 

(Dr. Lippelt [Hannover] [GRÜNE/Bünd

-

nis 90]: Er liegt uns nicht vor! Ich sage das, 
damit wir einander nicht falsch verstehen!) 

—Aha. Einen Augenblick! Mir wurde soeben dieser 
Antrag hier auf den Tisch gelegt. Der eine ist zu Polen, 
der andere ist zu Gorbatschow. 

(Dr. Vogel [SPD]: Der Golf-Antrag kommt 
erst dann!) 

—Das ist zur Golfregion. Dann haben wir hier nur den 
einen Antrag von der SPD auf Drucksache 11/8443. 

(Dr. Vogel [SPD]: Zwei haben wir von der 
SPD!) 

—Aber, meine Damen und Herren! Über Polen und 
den Golf ist doch getrennt abzustimmen! 

(Zuruf: Die Anträge auf den Drucksachen 
11/8443 und 11/8444 sind beide zu diesem 
Thema! — Dr. Vogel [SPD]: Jetzt geht es um 

Gorbatschow und Polen!) 

—Entschuldigen Sie, das ist mir falsch mitgeteilt wor-
den; es ist so spät gekommen. Wir haben die Druck-
sachen 11/8443 und 11/8444. Hier ist die Überwei-
sung beantragt. — Das Haus ist damit einverstanden. 
Dann ist das so beschlossen. 

Nach § 30 der Geschäftsordnung hat jetzt der Abge-
ordnete Dr. Czaja das Wort. 

Dr. Czaja (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine Da-
men und Herren! Ich möchte Äußerungen in der Aus-
sprache, die sich auf meine Person bezogen haben, 
gemäß § 30 der Geschäftsordnung richtigstellen. Ich 
verweise vorweg auf den Wortlaut meiner Erklärun-
gen im Bundestag vom 8. November 1989, 8. März 
1990, 21. Juni 1990, 9. August 1990, 20. September 
1990 und 5. Oktober 1990 und füge zur Richtigstel-
lung über meinen Standpunkt hinzu: 

In immer kürzeren Abständen wird die Endgültig-
keit der deutsch-polnischen Grenze behauptet. Dann 
genügt bald das Behauptete nicht: Die Angst ist nicht 
gebannt. Neues wird versucht. 

Auch jetzt lese ich nichts von einer rechtlich konsti-
tutiven Gebietsabtretung, die ich als völlige Preisgabe 
ablehne, zu der jetzt und übrigens auch in dieser Form 
die Legitimation fehlt. Es wird in sich Widersprüchli-
ches, teilweise auch Nichtiges im gleichen Vertrags-
artikel, Art. 1, wie es wörtlich heißt: „bestätigt". 

Unverständlich ist, welche Bindungswirkung der 
völlig widersprüchliche Inhalt von Art. 1 ergeben soll. 
Da wird das vom Untergang Deutschlands ausge-
hende, über Niemandsland verfügende Görlitzer Ab-
kommen von 1950 bestätigt, das die rechtmäßige Re-
gierung Adenauers, Paul Löbes Erklärung für den 
Bundestag folgend, zu Recht als null und nichtig fest-
stellte und die Hohen Kommissare als Verstoß gegen 
die Vier-Mächte-Verantwortung bezeichneten. Da 
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Dr. Czaja 

wird gleichzeitig der Warschauer Gewaltverzichts

-

vertrag bestätigt, der eindeutig im vollen Gegensatz 
zum Görlitzer Abkommen vom Fortbestand Deutsch-
lands ausgeht, der die Lage beschreibt, aber nicht 
anerkannte — so Außenminister Scheel am 9. Februar 
1972 im Bundesrat. 

Da ist ferner das Potsdamer Protokoll, von dem die 
Denkschrift der Regierung Brandt/Scheel an den Bun-
destag zum Warschauer Abkommen sagt: 

Eine endgültige Festlegung der deutsch-polni-
schen Grenze blieb 

— es ist gemeint: in Potsdam — 

ausdrücklich einer f riedensvertraglichen Rege-
lung vorbehalten. 

Über die Minderung der territorialen Souveränität des 
nach dem Gebietsstand des Versailler Vertrages fort-
bestehenden Deutschland kann nur die freie Selbst-
bestimmung des ganzen deutschen Volkes, also der 
Summe aller deutschen Staatsangehörigen, die noch 
nicht ihr Parlament gewählt haben, unter Beachtung 
des Völkerrechts, der Menschenrechte und der nicht 
wandelbaren Normen mitentscheiden. Auch das ist 
noch nicht erfolgt. 

Wichtiger als das Gebietssyndrom, meine Damen 
und Herren, ist vorerst die Hilfe für die Menschen 
jenseits der Grenzlinie gegen den wirtschaftlichen 
und gesellschaftlichen Kollaps und zur Überwindung 
des Chauvinismus in gemeinsamem Wiederaufbau, 
also Hilfe für Polen und Deutsche, und überprüfbare 
Volksgruppenselbstverwaltung für die Deutschen, 
Verwirklichung des Rechtes auf die Heimat. Dafür 
geschieht zu wenig. 

Für die Verwirklichung der Ankündigungen trete 
ich trotz unberechtigter Verleumdungen entschieden 
ein. Das Leid der beiden Völker erfordert die zumut-
bare Wiedergutmachung der nun auch von Polen be-
stätigten Massenvertreibung sowie die Verwirkli-
chung des Rechtes auf die Heimat statt eines schädli-
chen Heimatverlustes. Jedes Unrecht bedarf zumut-
barer Wiedergutmachung. Polen sollte sich nun sehr 
bald der Europäischen Menschenrechtskonvention 
mit allen Zusatzprotokollen unterwerfen. 

Meine Damen und Herren, die Geschichte geht 
weiter. Ich setze im Gegensatz zu Dr. Dregger — da 
friedliche Abstimmungen immer realistisch sind und 
dies bereits 150 000 Unterschriften fordern — auf den 
friedlichen Wandel, den „peaceful change", 

(Duve [SPD]: Sie schüren mit Ihrer Organisa- 
tion  Feuer!)  

in allen uns noch betreffenden Unrechtsfolgen im Ver-
lauf der noch nicht durch einen tragfähigen, glaub-
würdigen, differenzierten historischen Ausgleich ge-
ordneten europäischen Nachkriegsgeschichte, auch 
für die deutsch-polnischen Beziehungen. Dieser Aus-
gleich kann nicht dem einen alles, dem anderen nichts 
geben; er kann aber auch nicht durch Finassieren 
ohne ehrlichen Ausgleich zwischen den Menschen 
entstehen. Sonst bleibt der Unruheherd, den Winston 
Churchill voraussagte. 

(Duve [SPD]: Sie schüren das Feuer!) 

Ein letztes persönliches Wort. Meine Heimat ist und 
bleibt Ostschlesien im größeren oberschlesischen Ge-
biet. Ich wünsche auch in freier Entscheidung unseren 
Nachkommen die Mitwirkung am Wiederaufbau. 
Oberschlesien hatte bis 1932 den kleinsten Anteil der 
NSDAP-Stimmen und Ostoberschlesien bis 1939 eine 
bedeutsame nicht gleichgeschaltete deutsche Christ-
liche Volkspartei und eine kleine Deutsche Sozialde-
mokratische Partei. Oberschlesiens schwieriger Alltag 
bleibt der eines Landes unter dem Kreuz; auch der 
Annaberg ein Berg unter dem Kreuz und nicht unter 
dem Hakenkreuz. 

(Zurufe von der SPD) 

Ich wünsche den Parteien der Mitte einen ebenso 
maßvollen wie entschiedenen Wettbewerb bei der 
Vertretung berechtigter deutscher, auch ostdeutscher 
Anliegen, 

(Duve [SPD]: Das Feuer schüren Sie!) 

wie er manchmal hart, aber sinnvoll unter Adenauer, 
Schumacher und Dehler geführt wurde. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Keine persönliche 
Erklärung! — Duve [SPD]: Sie sollen nicht 

mit Bundesmitteln Feuer schüren!) 

Nur so läßt sich ein Überborden der nationalen Emo-
tionalisierung vermeiden. 

Ich werde mich gemäß Art. 31 Abs. 2 der Geschäfts-
ordnung nicht an Abstimmung über Entschließungen 
beteiligen, die die freie Selbstbestimmung betreffen, 
die das ganze deutsche Parlament wahrzunehmen 
hat. 

Danke schön. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU — 
Zuruf von der SPD: Ein Skandal!) 

Vizepräsidentin Renger: Meine Damen und Herren, 
der Herr Abgeordnete Wüppesahl hat fristgemäß ei-
nen Antrag auf Erweiterung der Tagesordnung einge-
reicht. Nach der Geschäftsordnung hat er jetzt das 
Wort. 

Wüppesahl (fraktionslos): Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Ich will nicht ver-
tiefen, daß dieser Tagesordnungsaufsetzungsantrag 
entgegen den Regeln der Geschäftsordnung nicht vor 
Eintritt in die Tagesordnung behandelt worden ist, 
sondern erst jetzt von mir eingebracht werden kann; 
ich will auch nicht vertiefen, daß es heute neben dem 
sinnvollen Gegenstand, dessentwegen wir zu dieser 
Sondersitzung zusammengekommen sind, weitere, 
sinnträchtigere Gegenstände gibt als diejenigen, über 
die wir gerade eben gesprochen haben, z. B. „Gla-
dio" ; ich will auch nicht vertiefen — sondern letztlich 
meinen Tagesordnungsaufsetzungsantrag begrün-
den — , daß die Bundesregierung mit der Sondersit-
zung zur Golfproblematik offenbar Probleme hatte 
und über die heutige Regierungserklärung und die 
anschließende Aussprache die Luft aus der Problema-
tik zu ziehen versucht hat. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Im Augenblick 
machst du das! Laßt uns mal zum Golf kom-

men!) 
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Wüppesahl 
Mir geht es vielmehr darum, daß wir heute vielleicht 
doch noch einmal über etwas reden, was ich unter der 
Überschrift „Finanzielle Kosten der deutschen Ein-
heit für die Gebietskörperschaften und die Bürgerin-
nen und Bürger der Bundesrepublik Deutschland" auf 
die Tagesordnung setzen lassen möchte. 
Ich denke in der Tat, daß der Kassensturz, der für 

gestern angekündigt worden war, von der Qualität 
her nicht viel mehr darstellt als einen schlechten Refe-
rentenentwurf des Bundesfinanzministers, mit Eck-
werten, die nicht plausibel sind — nachdem wir im 
Haushaltsausschuß bei einer Anhörung erfahren 
mußten, daß die tatsächlichen Kosten der deutschen 
Einheit sehr viel höher sein werden —, und mit Bele-
gen für die Finanzierung, die jeglicher schlüssiger 
Überlegung nicht standhalten können. Ich denke, daß 
wir noch Worte dazu hören müßten, wie diese Regie-
rung am 2. Dezember mit so einem Schuldenkanzler, 
wie er in der Geschichte der Bundesrepublik Deutsch-
land einmalig ist, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Rede doch nicht so 
einen Stuß!) 

und vor allem mit welchem Anspruch sie wiederge-
wählt werden will. Es geht auch um die Tatsache, daß 
den Städten und Gemeinden, vor allem denen in den 
östlichen Bundesländern, das Wasser bis zum Halse 
steht und daß die Bundesländer der ehemaligen Bun-
desrepublik entgegen den Abmachungen in den 
Staatsverträgen plötzlich zusätzlich zur Kasse gebe-
ten werden sollen. 

(Lamers [CDU/CSU]: Zur Geschäftsordnung 
müssen Sie  reden!)  

Ich denke in der Tat, daß erklärt gehört — und zwar 
noch heute, vor dem 2. Dezember dieses Jahres, damit 
den Wählerinnen und Wählern reiner Wein einge-
schenkt wird, wenn sie in der Wahlkabine ihr Kreuz 
machen —, wie die hohen Kosten, die zusätzlichen 
Geschenke, z. B. mehr als 16 Milliarden DM an die 
Sowjetunion .. . 

Vizepräsidentin Renger: Machen Sie keine Sach-
debatte, Herr Kollege! 

Wüppesahl (fraktionslos): Ich begründe gerade den 
Aufsetzungsantrag. 

Vizepräsidentin Renger: Aber bitte wirklich nur 
eine kurze Begründung und nicht eine Sachdebatte! 

Wüppesahl (fraktionslos): Ich habe fünf Minuten 
Zeit dafür, Frau Kollegin Renger. 

(Duve [SPD]: Das ist die Begründung! Wir 
können abstimmen!) 

. wie die 3,5 Milliarden DM zusätzlicher Kosten 
für den Golfeinsatz der Amerikaner bezahlt werden 
sollen, wie die Renten vorzeitig erhöht werden sollen. 
Niemand weiß, woher das Geld kommen soll. Die 
Wahlkampf-Spendierhosen dieser Regierung haben 
anscheinend unendlich viele Taschen, in die Sie grei-
fen. Ich denke, was wir hier erleben, sind typische 
Wahlversprechen. Sie wissen, daß es noch sehr viel 
andere zusammengesetzte Begriffe gibt, die mit 
„Wahl" anfangen, z. B. „Wahllüge", aber auch 
„Wahlbetrüger" . Ich möchte die Bundesregierung mit 

diesem Tagesordnungsaufsetzungsantrag davor be-
wahren. Ich möchte ihr gewissermaßen die Gelegen-
heit geben, noch einmal zu erklären, ob sie diese Ver-
sprechen einhalten kann, und bei der Gelegenheit 
dieser gedanklichen Entwicklung vielleicht die not-
wendigen Korrekturen an den vielen Versprechungen 
vorzunehmen. 
Ich denke in der Tat, daß der gestrige Vorschlag des 

Bundesfinanzministers diese ganzen Fragen ver-
schleiert und verdunkelt und daß die Bürger und Bür-
gerinnen in dieser Republik geradezu verdummt wer-
den sollen, 

(Jahn [Marburg] [SPD]: Wir von Ihnen!) 
wenn ihnen glaubhaft gemacht werden soll, daß dies 
alles ohne Steuererhöhungen finanziert werden 
kann. 

Vizepräsidentin Renger: Herr Kollege, meinen Sie 
nicht, daß Sie jetzt lange genug begründet haben? 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
FDP und der SPD) 

Denn Sie sind wirklich in die Sachdebatte eingestie-
gen. Tun Sie mir doch den Gefallen und verlängern 
Sie die Sitzung nicht unnötig. 

Wüppesahl (fraktionslos): Ich habe noch 60 Sekun-
den Zeit, . . . 

Vizepräsidentin Renger: Daß Sie die ausnutzen 
müssen, hat das Bundesverfassungsgericht nicht aus-
drücklich vorgeschrieben. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU und 
der FDP) 

Wüppesahl (fraktionslos): ... wobei von der Ge-
samtredezeit durch diese Intervention weitere Sekun-
den verlorengegangen sind. Sie wissen ganz genau, 
meine Damen und Herren, daß z. B. der Kanzlerkan-
didat zu dem Tagesordnungspunkt eben ganz andere 
Themen angesprochen hat, u. a. auch dies. Wenn mir 
in dieser Weise in die Parade gefahren wird, wo ich zu 
einem Tagesordnungsaufsetzungsantrag diese sachli-
che Begründung vortrage, dann können Sie davon 
ausgehen, daß ich diesen Verstoß genauso wie die 
Behandlung des Aufsetzungsantrages entgegen den 
Regeln der Geschäftsordnung vor dem zuständigen 
Gremium zur Prüfung bringen werde. 
Ich bitte abschließend um Zustimmung 

(Jahn [Marburg] [SPD]: Denkste!) 
zu einer solchen Aussprache über die Kosten der deut-
schen Einheit. 

(Beifall bei Abgeordneten der Gruppe der 
PDS) 

Vizepräsidentin Renger: Meine Damen und Herren, 
wird zur Geschäftsordnung weiterhin das Wort ge-
wünscht? — Das ist nicht der Fall. 
Dann lasse ich über den Antrag des Abgeordneten 

Wüppesahl abstimmen. Wer stimmt der Aufsetzung 
auf die Tagesordnung zu? — Enthaltungen? — Wer ist 
dagegen? — Die PDS und der Abgeordnete Wüppe-
sahl haben zugestimmt; teilweise gab es Enthaltun- 
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gen. Der Antrag ist mit großer Mehrheit abgelehnt, 
Herr Wüppesahl. 

Ich rufe jetzt den Tagesordnungspunkt 2 auf: 

Aussprache über die Lage in der Golfregion 
Hierzu liegen Entschließungsanträge der Fraktion 

der SPD sowie der GRÜNEN/Bündnis 90 und ein wei-
terer Entschließungsantrag der Fraktionen der CDU/ 
CSU und der FDP vor, der allerdings noch nicht auf 
dem Tisch liegt, aber angekündigt ist. Ich darf das nur 
einmal mitteilen. 

Interfraktionell sind 90 Minuten für die Aussprache 
vereinbart worden. Auch darüber gibt es Einverständ-
nis. 

Meine Damen und Herren, ich eröffne die Ausspra-
che. Das Wort hat der Abgeordnete Brandt. 

Brandt (SPD): 
(von der SPD und Abgeordneten der Gruppe 

der PDS mit Beifall begrüßt) 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Das 
Grundgesetz verpflichtet uns — zusätzlich zur eige-
nen Einsicht — , zum Weltfrieden beizutragen. Diese 
Sondersitzung des Bundestages gibt uns Gelegenheit, 
diese Verpflichtung angesichts der Golfkrise zu kon-
kretisieren und unsere Stimme zugunsten einer fried-
lichen Lösung jener überaus gefahrvollen Krise zu 
erheben. Damit verbindet sich aus meiner Sicht die 
mitmenschliche Verpflichtung, das Leid der im Irak 
Festgehaltenen und ihrer Angehörigen daheim zu be-
enden — ganz konkret: alles uns mögliche zu tun, um 
unsere Landsleute und alle anderen, die widerrecht-
lich festgehalten werden und sich in einer verzweifel-
ten Lage befinden, endlich freizubekommen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der GRÜNEN/Bündnis 90, der Gruppe der 

PDS, der CDU/CSU und der FDP) 

Angesichts der zugespitzten Lage am Golf ist es mit 
Resolutionen der UN und Erklärungen der EG alleine 
nicht getan. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der Gruppe der PDS) 

Da die Zeituhr tickt — sie tickt lauter, meine verehrten 
Kolleginnen und Kollegen — , sind die politisch Ver-
antwortlichen gut beraten, sich eines Vorgehens zu 
bedienen, das zugleich entschlossen und flexibel ist, 
wo immer möglich, in Abstimmung mit anderen, 
wenn nötig, aber auch mit eigenem Wagnis. 

(Beifall bei der SPD, den GRÜNEN/Bünd

-

nis 90 und der Gruppe der PDS) 

Um des Friedens und der Menschen willen lohnt sich 
das allemal. 

Deutschland darf bei den Anstrengungen für den 
Frieden hinter keinem anderen zurückstehen. Ich 
greife hier auch auf, was zu diesem Gegenstand mein 
Freund Lafontaine in der voraufgegangenen Debatte 
gesagt hat. Krieg ist — ich erinnere an Gustav Heine-
manns Definition — die Ultima Irratio der Politik. Das 
gilt auch für die Krise, die durch die irakische Beset-
zung Kuwaits ausgelöst worden ist. 

Wer weiß, daß die Golfregion, daß der mittlere 
Osten insgesamt ein prall gefülltes Pulverfaß ist, der 
müßte alles Erdenkliche unternehmen, um eine Ent-
fesselung der militärischen Zerstörungspotentiale zu 
vermeiden. Dies ist um so mehr geboten, als — daran 
ist zu erinnern — europäische, nicht zuletzt auch deut-
sche Exporte erheblich dazu beigetragen haben, jenes 
Pulverfaß zu dem werden zu lassen, was es heute 
ist. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Leider!) 

Niemand sollte meinen, wir könnten unbeschadet 
am Rande stehen, wenn die Golfregion samt Erdölfel-
dern in Flammen stünde. Auch sollte niemand so naiv 
sein, denke ich, an einen Blitzkrieg, einen Krieg von 
kurzer Dauer, zu glauben, wo doch selbst komman-
dierende US-Generale vor Ort verlauten lassen — ob 
es immer vernünftig ist, daß Militärs verlauten lassen, 
wie lange wohl Kriege dauern werden, lasse ich da-
hingestellt; aber sie lassen es verlauten —, daß sie von 
monatelangen opferreichen Kämpfen ausgehen. Alle 
halbwegs Kundigen wissen, daß beide Seiten über 
modernstes Kriegsgerät verfügen. 

Ich muß auch wohl kaum daran erinnern, daß be-
reits im letzten Golfkrieg, der ja fast ein Jahrzehnt 
gedauert hat, chemische Waffen eingesetzt wurden 
und daß jener achtjährige Krieg zwischen dem Irak 
und dem Iran mehr als 1 Million Menschen das Leben 
gekostet hat. 

Nun ist eine Sache, daß totalitäre Regime für kür-
zere oder längere Zeit solche Opfer erzwingen kön-
nen; eine andere Sache ist es, daß Demokratien ihre 
eigenen Maßstäbe anzulegen haben. Es gibt nach-
denkenswerte Beispiele und Erfahrungen aus der 
jüngsten Geschichte, gar nicht so weit vom Mittleren 
Osten entfernt. Es gibt auch jetzt gerade in den Ver-
einigten Staaten von Amerika eine Respekt gebie-
tende Debatte über Sinn und Ziel einer auf das Mili-
tärische eingeengten Option. 

Ich denke, auch hierzulande muß sich mancher, der 
in den letzten Wochen über die Krisenregion geredet 
oder geschrieben hat, fragen lassen, ob er dem Ge-
genstand und den ihm innewohnenden Risiken hin-
reichend gerecht geworden ist. 

(Beifall bei der SPD, den GRÜNEN/Bünd-
nis 90 und der Gruppe der PDS) 

Ich jedenfalls rate ab von forschen Parolen beim Re-
den und Schreiben, zumal, verehrte Kolleginnen und 
Kollegen, angesichts der ohnehin gegebenen gefühls-
mäßigen Aufpeitschung in jener Region zumal nie-
mand zu garantieren vermag, daß nicht aus einem 
lokalen Kriegsziel ein regionaler Flächenbrand oder 
noch wesentlich mehr als dies wird. 

Wir wissen doch einiges von den Emotionen und 
Ressentiments in der Region, von der realen Gefahr 
eines arabischen Bruderkrieges, aber auch von der 
Möglichkeit, arabische oder islamische Massen gegen 
eine vermeintlich feindliche Außenwelt zu mobilisie-
ren. Wir müssen uns doch, denke ich, darüber im kla-
ren sein, daß früher oder später auch Israel involviert 
werden könnte. Das kann uns doch nicht gleichgültig 
lassen. 
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Hat nicht schon vor Wochen der Generalsekretär 
der Vereinten Nationen vor dem Hineinschlittern in 
einen neuen Weltkrieg gewarnt? Ich lasse offen, ob 
nicht die Wortwahl, also hier der Begriff „Weltkrieg", 
zu falschen Vergleichen anregt und vom Verständnis 
des jetzt anstehenden Problems eher abzulenken ge-
eignet ist. 

Lassen Sie mich, verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen, noch auf die Risiken eines ungewollten Kriegs-
ausbruchs durch technische Fehler, Kommunikations-
mängel oder Unfälle hinweisen. Dies war, wie sich 
mancher erinnern wird, ein wichtiges Argument in 
dem Bericht der Palme-Kommission „Gemeinsame Si-
cherheit" Anfang der 80er Jahre, jenes Argument, das 
nicht nur für Mitteleuropa galt, sondern für alle Regio-
nen mit hoher Truppenmassierung und Konfrontation 
mit übersensiblen Waffen Geltung hat. Ich weise 
nachdrücklich auf diese Risiken hin. 

In der Golfregion besteht die Gefahr, daß eine mili-
tärische Option, die — ich stelle das im übrigen durch-
aus in Rechnung — unter bestimmten Bedingungen 
heilsamen Druck auszuüben vermag, zum Selbstläu-
fer werden kann mit unkalkulierbaren Folgen. 

(Beifall bei der SPD, den GRÜNEN/Bünd

-

nis 90 und der Gruppe der PDS) 

Meine Damen und Herren, zweifellos liegt die Ver-
antwortung für die Eskalation in der Golfregion letzt-
lich beim Irak, dessen Führung bislang noch keine 
ernsthaften Schritte zur Befolgung der Resolution der 
Vereinten Nationen unternommen hat. Weder wurde 
die Annexion Kuwaits zurückgenommen noch allen 
Ausländern die Ausreise gestattet. Diese eklatanten 
Verletzungen des Völkerrechts und der Menschen-
rechte können nicht tole riert werden. 

(Beifall im ganzen Hause) 

Ich durfte davon ausgehen und darf bestätigt sehen, 
daß wir hier im Bundestag darin alle übereinstim-
men. 

Daß der Weltsicherheitsrat nach der Invasion Ku-
waits rasch Sanktionen gegen den Irak beschlossen 
und umgesetzt hat, war richtig. Das war aus meiner 
Sicht weltpolitisch ein wichtiges Signal. Allzulange 
waren die Vereinten Nationen durch die Ost-West

-

Konfrontation gelähmt, hatten sich die Weltmächte im 
Sicherheitsrat gegenseitig blockiert und den General-
sekretär der UNO weitgehend zur Untätigkeit verur-
teilt. Erst seit 1987 trat ein Wandel zum Besseren ein: 
in der Einstellung Moskaus und Washingtons zuein-
ander und zu den Vereinten Nationen. Wichtige Ver-
mittlungserfolge, so auch der Waffenstillstand im vori-
gen Golfkrieg, gelangen nicht von ungefähr. Mit dem 
Jahr des großen europäischen Umbruchs 1989 trat 
dann auch der Weltsicherheitsrat in eine neue Epoche 
ein. 

Offenkundig hat die Führung des Irak die Zeichen 
der Zeit verkannt. Was immer die Gründe und Motive 
für die Invasion Kuwaits waren — auf die eine oder 
andere der Erklärungen, die ich in Bagdad gehört 
habe, werde ich gleich zurückkommen — , festzuhal-
ten bleibt: Die irakische Führung hat das internatio-
nale Klima, wenn man es so nennen darf, falsch ein-
geschätzt. Man scheint geglaubt zu haben, Europa sei 
mit sich selbst beschäftigt, die Sowjetunion ohnehin, 

was ja im zweiten Fall auch mit Sicherheit stimmt; die 
Chinesen seien desinteressiert; die widerstrebenden 
arabischen Brüder ließen sich aushebeln, so daß die 
USA ziemlich leicht auszukontern wären. 

Erst neuerdings scheint sich in Bagdad die Erkennt-
nis durchzusetzen, daß die irakische Politik in die Iso-
lierung geführt hat. Sicherlich hat die strikte Anwen-
dung der Wirtschaftssanktionen — übrigens auch von 
seiten der Nachbarstaaten, was für diese gar nicht so 
einfach ist — zu dieser späten Erkenntnis beigetra-
gen. 

Nun führen, wie wir wissen, Wirtschaftssanktionen, 
wenn sie überhaupt zu etwas führen, jedenfalls nicht 
von heute auf morgen zu den erwünschten Ergebnis-
sen. Mittlerweile sind jedoch die Auswirkungen, so 
Versorgungsmängel und enorm gestiegene Preise, im 
Irak und notgedrungen wohl auch in Kuwait empfind-
lich spürbar. Obwohl mir von hektischen Anstrengun-
gen berichtet wurde, frühere Importe durch Eigenpro-
duktion zu ersetzen, sind die entsprechenden Mög-
lichkeiten des Irak ungleich begrenzter, als sie es im 
Falle Südafrikas waren und sind, zum einen wegen 
der beschränkteren Ressourcen, zum anderen dank 
der im Fall des Irak umfassenderen, bei weitem besser 
eingehaltenen Sanktionsmaßnahmen als in dem an-
deren erwähnten Fall. Insofern ist mit einem wirt-
schaftlichen Kollaps nicht erst in Jahren zu rechnen. 

Ich meine, die Monate fortzusetzenden wirtschaftli-
chen Drucks sollten genutzt werden, um auf allen nur 
denkbaren Wegen einer politischen Lösung den Weg 
zu ebnen. Dafür sehe ich durchaus noch Chancen. 

Zunächst möchte ich aber mit aller Eindringlichkeit 
sagen dürfen: Niemand darf nach mehr als drei Mona-
ten des Bangens von den noch Festgehaltenen und 
ihren Angehörigen erwarten, daß sie sich weiter ge-
dulden, bis eine oder die politische Lösung gefunden 
ist. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN/ 
Bündnis 90) 

Wer die laufenden Vorbereitungen einer militäri-
schen Lösung verfolgt oder von ihnen erfährt, der 
sollte auch aus diesem Grunde alle Anstrengungen 
unternehmen, um unsere Landsleute und die anderen 
Ausländer so rasch wie möglich aus dem Irak und aus 
Kuwait herauszuholen, wenn es denn irgend geht. 

Wenn vor und nach meiner Reise in den Irak in der 
vorigen Woche und der Reise von Parlamentariern aus 
anderen Ländern mit erhobenem Zeigefinger vor 
einem Aufbrechen internationaler Solidarität ge-
warnt wurde, so verwunderte mich nicht nur die un-
passende Begrifflichkeit. Eine Solidarität, die sich im 
Hinblick auf schwer bedrängte Menschen im Nichts-
tun erschöpft oder die nur das letzte Mittel im Visier 
hat, macht keinen Sinn. 

(Beifall bei der SPD, den GRÜNEN/Bünd
-nis 90 und der Gruppe der PDS) 

Im übrigen brauche ich auch, bei a ller Zurückhal-
tung, in Fragen internationaler Solidarität keinen 
Nachhilfeunterricht. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN/ 
Bündnis 90) 
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Ich weiß seit meinen jungen Jahren, daß dazu allemal 
der persönliche Einsatz für Menschen in Bedrängnis 
gehört, 

(Beifall bei der SPD, den GRÜNEN/Bünd

-

nis 90 und der Gruppe der PDS) 

im eigenen Land, in Europa und darüber hinaus. 

Wenn ich dies hinzufügen darf, ohne zuviel Zeit 
darauf zu verwenden: Aus meiner Sicht war der hu-
manitäre Ertrag meiner eigenen Reise, vorbereitet 
durch zwei befreundete Europa-Abgeordnete, sehr 
wirksam unterstützt durch den deutschen Botschafter 
vor Ort, durchaus nicht enttäuschend. Für 194 wider-
rechtlich Festgehaltene, 138 Deutsche, 51 andere Eu-
ropäer, 5 Nordamerikaner, konnte immerhin in dieser 
Runde die Ausreise erreicht werden. Die Mühe hätte 
sich auch gelohnt — ich sage es hier noch einmal —, 
hätte man einem einzigen, hätte man nur einer Fami-
lie helfen können. 

(Beifall bei der SPD, den GRÜNEN/Bünd

-

nis 90 und der Gruppe der PDS sowie bei 
Abgeordneten der FDP) 

Bei jenen, die noch immer gegen ihren Willen festge-
halten werden — und dabei haben es natürlich die an 
strategische Punkte Verbrachten erheblich schwerer 
als die, die in Bagdad leben können — , bin ich im Wort 
mitzuhelfen, daß sie recht bald rauskommen. 

Im übrigen, wer da meint, bereits der Preis, der ver-
meintliche Preis, überhaupt nach Bagdad zu reisen, 
sei zu hoch, hat wohl vergessen, daß wir bei anderen 
Gelegenheiten andere Maßstäbe angelegt haben. 

(Beifall bei der SPD) 

Noch im letzten Jahr wurden bekanntlich erhebliche 
öffentliche Mittel aufgewendet, um Landsleute freizu-
bekommen, die anderswo ihrer Freiheit beraubt wor-
den waren. 

Es gilt der Satz — für mich jedenfalls — : Humani-
täre Bemühungen und gemeinsame Verantwortung 
im Sinne der Beschlüsse der Vereinten Nationen 
schließen einander nicht aus. 

(Beifall bei der SPD, den GRÜNEN/Bünd

-

nis 90 und der Gruppe der PDS sowie bei 
Abgeordneten der CDU/CSU und der FDP) 

Ich muß einen Satz hinzufügen dürfen, nachdem ich 
den ungewöhnlich tüchtigen deutschen Botschafter 
vor Ort, im Irak also, genannt habe. Ich bin heute mor-
gen gefragt worden, ob ich ihn mitgenommen hätte zu 
den politischen Gesprächen, informatorischen Ge-
sprächen, die auch geführt wurden. Er wäre gern mit-
gekommen. Die Regierung hielt es für richtig, ihm zu 
sagen, er solle sich davon fernhalten. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Aha! — Zuruf von 
der CDU/CSU: Vernünftig!) 

kritisiere das nicht, ich stelle es nur fest, nachdem 
ich danach gefragt worden bin. 

Meine Gespräche in Bagdad, meine Damen und 
Herren, haben mich zusätzlich davon überzeugt, daß 
die Bemühungen um eine nichtmilitärische Überwin-
dung der Golf-Krise nicht aufgegeben, sondern viel-
mehr verstärkt werden sollten. Daher begrüße ich 
eine Initiative wie die des Königs von Marokko zu 

einem Gipfeltreffen der Arabischen Liga, an dem der 
irakische Präsident teilnehmen soll und wohl, wenn 
ich mir das alles überlege, schließlich auch teilneh-
men wird. Das mag ein Hoffnungsschimmer sein, 
mehr gewiß noch nicht. Seit dem fehlgeschlagenen 
Kairoer Gipfel von Anfang August war die Arabische 
Liga bekanntlich handlungsunfähig, da der Golf-Kon-
flikt die interarabischen Fronten — Fronten im wahr-
sten Sinne des Wortes — verhärtete. Die Interessen-
gegensätze und alte wie neue Rivalitäten zu über-
brücken scheint nahezu unmöglich. Allerdings 
könnte die sehr reale Kriegsgefahr die Kompromißbe-
reitschaft dann doch noch befördern. 

Angesichts der prekären Ausgangslage wäre es we-
nig hilfreich, wenn von europäischer oder amerikani-
scher Seite die Meßlatte für jenes Gipfeltreffen zu 
hoch gehängt würde. Wer vorab „alles oder nichts" 
einfordert, hat, soweit ich es erkennen kann, wenig 
von internationaler Politik im allgemeinen und von 
den Gegebenheiten jener Region im besonderen ver-
standen. 

(Beifall bei der SPD und der Gruppe der PDS 
sowie bei Abgeordneten der GRÜNEN/ 

Bündnis 90) 

Ich meine, es wäre schon viel erreicht, wenn für Ku-
wait Schritte in die richtige Richtung erkennbar wür-
den. Wünschenswert wäre — ich sage das nicht nur 
hier — ein Zeitplan für den Rückzug irakischer Trup-
pen, die durch eine arabische Streitmacht, am besten, 
wenn es geht, unter UN-Agide, ersetzt würden, damit 
möglichst bald unter Beteiligung des Volkes die Legi-
timität und Integrität von Kuwait neu begründet wer-
den kann. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der FDP, der GRÜNEN/Bündnis 90 und der 

Gruppe der PDS) 

Keine Frage, Präsident Saddam Hussein muß Kon-
zessionen machen, konkrete Schritte in Richtung auf 
die Verwirklichung der UN-Resolution 660. 

Verhandlungsspielraum eröffnet sich für den Irak 
aber erst bei einer generellen Ausreiseerlaubnis für 
alle Ausländer. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, der FDP, der GRÜNEN/ 

Bündnis 90 und der Gruppe der PDS) 

Vielleicht ist auch dem dortigen Präsidenten inzwi-
schen klargeworden, daß Geiseln eine militärische 
Option nicht nur nicht ausschließen, sondern sogar 
zeitlich näherrücken lassen können. Die irakische 
Führung dürfte mittlerweile wissen — sage ich, nach-
dem ich zurück bin — , daß die festgehaltenen Auslän-
der keine Schutzschilde zur Verhinderung des Krie-
ges sind, auch nicht die verschleppten. Der irakischen 
Armee und Öffentlichkeit galten sie freilich als Sym-
bol unmittelbarer Kriegsgefahr. Ich jedenfalls habe 
mich für die Freilassung aller eingesetzt, damit die 
internationale Gesprächsbereitschaft gefördert wird, 
nicht umgekehrt. 

Nun wissen wir, Irak und Saudi-Arabien würden 
unmittelbar zum militärischen Kampfschauplatz wer-
den, was beide Seiten zum Hinhören aufeinander ver-
anlassen mag. Saddam Hussein sprach bekanntlich 
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von Garantien für Saudi-Arabien, während der saudi-
sche Verteidigungsminister vor kurzem — es ist dann 
von anderen, nicht von ihm, zurückgenommen wor-
den — über die Nutzung eines Golfhafens für Irak laut 
nachgedacht hat. Unabhängig davon: Ein Auseinan-
derrücken von Truppen könnte sich, jedenfalls sobald 
man einen Schritt weiter ist, als nützlich erweisen. 

Ob und wie, meine Kolleginnen und Kollegen, der 
Streit zwischen den Erdölproduzenten der Region um 
Fördermengen und Preisniveau — das war vor der 
Besetzung ein sehr brisantes Thema zwischen Bagdad 
und Kuwait geworden — geschlichtet werden kann, 
das übersteigt meine Kenntnis der Materie. Nur, daß 
Erdölerlöse, besonders die aus einem umstrittenen 
Erdölfeld, nämlich zwischen den beiden erwähnten 
Ländern umstrittenen Erdölfeld, im Vorfeld der Inva-
sion für Konfliktstoff zwischen Irak und Kuwait sorg-
ten, ist uns vermutlich allen bekannt. Es liegt auf der 
Hand, daß ein bevölkerungsschwaches Land mit 
enormen Erdöleinnahmen und langjährigen hohen 
Kapitalüberschüssen, deren Finanzerträge sogar die 
laufenden Erdölerlöse überstiegen, andere Interessen 
hat als der vergleichsweise bevölkerungsreiche östli-
che Nachbar, der infolge eines langjährigen selbstver-
schuldeten Krieges in die tiefroten Zahlen der Ver-
schuldung geraten ist. 

Auf die Region als Ganze bezogen bestehen un-
übersehbare Interessenkonflikte zwischen mehr oder 
weniger reichen Erdölländern und ärmeren Nicht-
erdölländern. Ausgleichszahlungen und Arbeitsmög-
lichkeiten konnten zwar in den Boomjahren so man-
chen Unmut kühlen, nicht aber bei fallenden Erdöl-
preisen, die in den letzten Jahren mehrere Länder des 
mittleren Ostens in schwere Strukturkrisen geraten 
ließen. Ich will das nicht ausweiten, sondern nur sa-
gen: Der Erdölfaktor wird zu häufig übersehen, wenn 
man über Möglichkeiten der weiteren Entwicklung 
oder gar einer Friedensregelung nachdenkt. 

Angesichts der widersprüchlichen Entwicklungs-
prozesse im arabischen Raum darf Europa natürlich 
nicht gleichgültig reagieren. Vielmehr macht es für 
die EG guten Sinn, alle Möglichkeiten der Zusam-
menarbeit, gerade auch in den wirtschaftlichen und 
wissenschaftlich-kulturellen Bereichen, woran dieser 
Tage in Brüssel erneut erinnert wurde, mit dem Nahen 
und mittleren Osten zu verstärken. Ich stimme auch 
bei einiger sonst schwerverdaulichen Doppelbödig-
keit — ich wiederhole das: bei aller für mich sonst 
schwerverdaulichen Doppelbödigkeit — mit der Hal-
tung Frankreichs darin überein, daß Westeuropa zur 
Lösung der grundlegenden Sicherheitsprobleme der 
Region beitragen kann, und zwar in einem modernen 
Verständnis der Interdependenzen, der gegenseiti-
gen Abhängigkeiten zwischen militärischen, politi-
schen, wirtschaftlichen und ökologischen Sicherheits-
fragen. 

Aus diesem Grunde habe ich in Bagdad, nicht im 
Vorbeigehen, auf den KSZE-Prozeß aufmerksam ge-
macht, der selbstredend nicht einfach oder schema-
tisch auf den mittleren Osten übertragen werden 
kann. Gleichwohl bestand einiges Interesse an unse-
ren KSZE-Erfahrungen, um die Probleme der Region 
gleichsam in den uns wohlbekannten Körben abzuar-
beiten. Wir haben ja auch vor 15 Jahren nicht geahnt,  

daß Helsinki so weit tragen würde, wie es getragen 
hat; 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN/ 
Bündnis 90) 

schon gar nicht vor 20 Jahren, als sich einige von uns 
auf diesen Prozeß vorbereiteten. 

Die Liste derer, die empfohlen haben, auf einen 
Verhandlungsprozeß über die offenen Fragen im Na-
hen bzw. mittleren Osten hinzuarbeiten — vermutlich 
in Gestalt mehrerer Konferenzen —, ist lang: Die EG 
gehört nicht zuletzt dazu; die EG zusammen mit den 
Russen im September; die nicht Gebundenen bei den 
Vereinten Nationen; jene internationale Arbeitsge-
meinschaft sozialdemokratischer Parteien, deren Vor-
sitzender ich bin, um nur einige Beispiele zu nen-
nen. 

Ich hatte den Eindruck, die irakische Führung sei 
sich bewußt, daß der Teilnehmerkreis für KSZE-artige 
Konferenzen nicht zu eng gefaßt sein darf. Man weiß 
in Bagdad, daß der dort als grundlegend erachtete 
Israel-Palästina-Komplex und das Libanon-Problem 
— das sind ja noch nicht alle Probleme; es gibt ja z. B. 
auch das grenzüberschreitende Problem der Kur-
den — , daß die regionalen Probleme, die auf einer 
Konferenz zu behandeln wären, nicht vor, sondern 
erst nach einer Lösung der Golfkrise angegangen 
werden können. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN/Bündnis 90) 

Allerdings haben meine irakischen Gesprächspartner 
auch unmißverständlich aufmerksam gemacht auf die 
aus ihrer Sicht gegebene europäische Mitverantwor-
tung für einen die gesamte Region umfassenden Frie-
densprozeß. 

Dabei scheint man nicht nur in Bagdad die außen-
politische Handlungsfähigkeit der Europäischen Ge-
meinschaft zu überschätzen. Ich verbinde meine Hoff-
nungen ja gerne mit denen des Bundesaußenmini-
sters bezüglich der möglicherweise zunehmenden au-
ßenpolitischen Handlungsfähigkeit der EG. Aber ge-
rade in der Golfkrise — lügen wir uns nicht in die 
Tasche — sind doch die Interessenunterschiede der 
Mitgliedstaaten unübersehbar, was dann die Einfluß-
möglichkeiten natürlich und leider über Gebühr 
schmälert. 

Doch auch hier gilt aus meiner Sicht: Das darf nicht 
dazu führen, daß ein Minimalkonsens der EG-Staaten 
im sachlichen, inhaltlichen Nichtstun besteht. Ich ver-
mute, daß der Außenminister das nicht wesentlich 
anders sieht als ich. 

Wenn aus mancherlei Gründen noch nicht gemein-
sam gehandelt werden kann, sind die einzelnen Re-
gierungen am Zuge. 

(Beifall bei der SPD, den GRÜNEN/Bünd-
nis 90 und der Gruppe der PDS) 

Jede Regierung steht vor der Frage, ob sie mit in etwas 
hineinschlittern will, was der Öffentlichkeit schwer 
verständlich zu machen wäre. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN/ 
Bündnis 90) 
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Mich wundert, daß hierzulande gern darauf hinge-
wiesen wird, die erweiterte Bundesrepublik habe an 
Gewicht gewonnen, während angesichts einer akuten 
Krise wie der am Golf eher ein liebgewordener Pro-
vinzialismus gepflegt wird. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN/ 
Bündnis 90) 

statt darauf zu bestehen, daß politisches Gewicht für 
den Frieden und für die Menschen in Bedrängnis voll 
in die Waagschale geworfen wird. 
Es kann ja auch ein Vorteil sein, daß deutsche Trup-

pen nicht am Golf stehen. 

(Beifall bei der SPD, den GRÜNEN/Bünd

-

nis 90 und der Gruppe der PDS) 

Vizepräsidentin Renger: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Seifert? 

Brandt (SPD): Darauf bitte ich jetzt zu verzichten, 
denn ich bin bei meinem letzten Satz und möchte 
meine Ausführungen abschließen. 
Es könnte — ich sage das im Anschluß an den eben 

gesprochenen Satz — den politischen Handlungsrah-
men erweitern, statt ihn einzuengen. Jedenfalls gilt es 
— und darum bitte ich sehr herzlich —, jede der deut-
sche Politik gegebene Chance für die Menschen und 
für den Frieden zu nutzen. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD, den GRÜ

-

NEN/Bündnis 90 — Beifall der Gruppe der 
PDS sowie bei Abgeordneten der FDP) 

Vizepräsidentin Renger: Meine Damen und Herren, 
das Wort hat Frau Abgeordnete Geiger. 

(Opel [SPD]: Haben wir nichts anderes?) 

Frau Geiger (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Die Lage im Irak 
ist ernst, und die dort verbliebenen Geiseln kommen 
Tag für Tag in eine verzweifeltere Lage. Wir danken 
Willy Brandt dafür, daß er dem Diktator Saddam 
Hussein über 170 Geiseln abringen konnte. Wir 
freuen uns mit den heimgekehrten Geiseln und ihren 
Angehörigen über ihre Rettung. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD sowie bei Abgeordneten der GRÜNEN/ 

Bündnis 90) 
Uns bedrückt allerdings die Situation der Men-

schen, die mit ausreisen wollten, aber aus einer will-
kürlichen Entscheidung des Diktators heraus dann 
doch nicht nach Hause fliegen durften. Wir verurtei-
len der grausamen Menschenhandel von Saddam 
Hussein. Wir müssen alle Anstrengungen unterneh-
men, die uns im Rahmen der UNO-Resolutionen und 
der EG-Beschlüsse möglich sind, um den im Irak Zu-
rückgebliebenen rasch zu helfen. 
Die - inzwischen — zehn verschiedenen UN-Reso-

lutionen sind mit einer für diese Organisation erfreu-
lichen Einmütigkeit verabschiedet worden. Sie for-
dern die sofortige Ausreise aller Geiseln aus dem Irak 
und die Freigabe des besetzten Kuwaits. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Nach der Satzung der UN sind die Resolutionen für 
alle Staaten bindend und müssen voll und ganz ange-
wandt werden. Die Bundesregierung und die CDU/ 
CSU-Fraktion stehen seit Beginn der Krise voll hinter 
den Beschlüssen der Staatengemeinschaft. Wir beste-
hen darauf, daß alle zehn Resolutionen der UNO be-
dingungslos durchgesetzt werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dies ist die einzige Chance, daß wirklich alle Gei-
seln aus dem Irak herausgeholt werden können. Ein 
Ausbrechen aus dieser Solidarität der anderen Staa-
ten oder gar ein Alleingang unserer Regierung könnte 
die Gefahr für die im Irak verbliebenen Geiseln erhö-
hen. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Je mehr Geiseln in Einzelaktionen aus dem Irak her-
ausgeholt werden, desto größer wird die Gefahr für 
die dort Verbleibenden, für die Geiseln, die noch in 
Bagdad, in Kuwait oder an strategisch wichtigen Or-
ten als menschliche Schutzschilde mißbraucht wer-
den. 

(Lowack [CDU/CSU]: Leider wahr!) 

Dies ist der Grund, warum die Bundesregierung im-
mer wieder gemeinsame Aktionen der EG-Partner an-
geregt hat, zuletzt die Vereinbarungen der EG-Au-
ßenminister vom vergangenen Montag. 

Es ist eine bewußte Irreführung der Öffentlichkeit, 
wenn der Bundesregierung in dieser Frage Untätig-
keit vorgeworfen wird. Daß diese Vorwürfe gerade 
von der Seite kommen, die die UN-Beschlüsse sonst 
immer wie einen Banner vor sich herträgt und auf die 
Einhaltung jedes Kommas achtet, ist ein durchsichti-
ges Manöver. Hier wird mit Menschenschicksalen 
Wahlkampf gemacht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Beschlüsse, mit dem Diktator nicht zu verhan-
deln, sind von vielen Seiten umgangen worden. Zwar 
hat keine Regierung isoliert verhandelt, und die in 
den Irak gereisten Ruhestandspolitiker Heath und 
Nakasone — zuletzt Jörgensen aus Dänemark — hat-
ten keinerlei Verhandlungsmandat. Trotzdem blieb 
der Eindruck, die Front der Isolierung des Iraks 
würde aufgeweicht. Auch die Franzosen scheinen, 
wie Rudolf Augstein es im „Spiegel" ausdrückte, „im 
Hinterzimmer Billard gespielt zu haben", während 
alle französischen Geiseln durch die Vordertür heim-
kehren durften. Manche in diesen Ländern, die die 
Reise Willy Brandts jetzt kritisieren, sollten eigentlich 
ein schlechtes Gewissen dabei haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir hätten es lieber gesehen, wenn diese Reise in 
eine EG- oder UN-Mission eingebunden worden 
wäre. 

(Lowack [CDU/CSU]: Richtig!) 

Der Bundeskanzler und auch sein Außenminister ha-
ben sich persönlich dafür verwandt; leider kam eine 
solche Lösung nicht zustande. So wurde die Chance 
vertan, die Solidarität der EG-Staaten aufrechtzuer- 
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halten und — darüber hinaus — die Ausreise aller 
Geiseln zu erreichen. 

(Dr. Lippelt [Hannover] [GRÜNE/Bünd

-

nis 90]: Das war doch nur Camouflage!) 

Für mich unverständlich war die Reaktion des UN-
Generalsekretärs Perez de Cuellar. Er hätte Willy 
Brandt offiziell einen UN-Auftrag geben können. Als 
Friedensnobelpreisträger und früherer Bundeskanz-
ler wäre er der richtige Mann für diese Aufgabe gewe-
sen, zumal der von Perez de Cuella selbst auserwählte 
Emissär nicht einmal eine Einreisegenehmigung in 
den Irak bekam. Hier hätte mit etwas mehr Flexibilität 
viel mehr erreicht werden können. 

Die verschiedenen Aspekte und die Problematik 
der Reise von Willy Brandt in den Irak spiegeln sich 
auch in den Kommentaren der führenden Zeitungen 
wider. Dieter Schröder hat in der Wochenendausgabe 
der „Süddeutschen Zeitung" vom 10./11. November 
1990 folgendes ausgeführt: 

Willy Brandt ist wahrscheinlich mehr als jeder 
andere enttäuscht, daß seiner Mission nach Bag-
dad nur ein begrenzter Erfolg beschieden war. 
Deshalb muß man ihm das nicht sagen. Man kann 
ihm auch nicht vorwerfen, er habe nicht alles in 
seiner Macht Stehende getan. Mehr als er getan 
hat, konnte er nicht tun. Für das, was er erreicht 
hat, gebührt ihm zunächst Dank. 170 Menschen 
sind frei und mit ihren Angehörigen vereint. Auch 
für weniger hätte sich der Einsatz gelohnt. Aller-
dings war dieser sehr hoch: Brandt hat seinen 
persönlichen Ruf aufs Spiel gesetzt, und er hat in 
Kauf genommen, daß die Zuverlässigkeit der 
Bundesregierung von den Verbündeten in Frage 
gestellt wird. 

In Augenblicken der Not, die Solidarität erfor-
dern, vor allem an die eigenen Leute zu denken 
schafft Mißtrauen und Mißgunst. Es macht die 
Lage derer, die zurückbleiben müssen, nicht ein-
facher und verlängert unter Umständen deren 
Leiden. Denn jeder Bittsteller muß einen Mann 
wie Saddam Hussein in seinem Glauben bestär-
ken, die internationale Gemeinschaft doch noch 
aufbrechen zu können. 

Soweit die Meinung des Kommentators der „Süddeut-
schen Zeitung". Ähnliche Einschätzungen finden Sie 
in vielen großen deutschen Publikationen. 

Für meine Fraktion erkläre ich nochmals, daß wir 
Willy Brandts humanitären Einsatz für die Geiseln 
achten. Was allerdings seine Partei aus seiner Reise in 
der SPD-Wahlkampfzeitung „Zeitung am Sonntag" 
vom letzten Wochenende gemacht hat, hätte ich ihm 
nicht gewünscht. Auf dieser Zeitung steht: „20 Millio-
nen Auflage, größte Zeitung der  Welt."  

Da wird das durchaus ehrenwerte Vorgehen des 
SPD-Ehrenvorsitzenden für den Wahlkampf miß-
braucht. Soweit dabei die Person Willy Brandts in den 
Vordergrund gestellt wird, ist dies durchaus in Ord-
nung. Wenn aber gefragt wird: „Wo war der Kanz-
ler?" und wenn sich in diesem Pamphlet ein Straf-
rechtsprofessor darüber verbreitet, daß eine Anzeige 
gegen den Bundeskanzler wegen angeblich unterlas-
sener Hilfeleistung Aussicht auf Erfolg hätte, dann ist 

dies ein ausgesprochen geschmackloses Wahlkampf-
getöse. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Pikanterweise wird in diesem Artikel Außenmini-
ster Genscher von dem Vorwurf unterlassener Hilfe-
leistung ausdrücklich ausgenommen, obwohl doch in 
Bonn jedermann weiß, daß der Bundeskanzler und 
sein Außenminister in dieser wirklich sehr wichtigen 
Frage aufs engste zusammenarbeiten. 

Ich wiederhole: Willy Brandt und seine Mission ha-
ben es nicht verdient, daß sie in dieser Weise für den 
Wahlkampf mißbraucht werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die Geschmacklosigkeiten, die sich manche in der 
SPD derzeit leisten, gehen aber noch weiter: Der Ab-
geordnete Scheer hat der Bundesregierung im Zu-
sammenhang mit der Golffrage „Kadavergehorsam 
gegenüber den USA" vorgeworfen. Da kommt die alte 
Amerikafeindlichkeit der deutschen Linken wieder 
durch. 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU) 

Hat man dort so schnell vergessen, daß die Vereinig-
ten Staaten beim Einigungsprozeß der Deutschen die 
allergrößte Solidarität bewiesen haben? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ohne die konstruktive Haltung von Präsident Bush 
und seiner Regierung hätten wir die deutsche Eini-
gung nie so schnell über die Bühne gebracht. 

Hat man schon vergessen, wer uns nach dem Krieg 
40 Jahre lang ein Leben in Frieden, Freiheit und 
Wohlstand ermöglicht hat? Hat man vergessen, wer 
Berlin während der Blockade versorgt hat? 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Nein, aber was hat 
das mit dem Krieg am Golf zu tun?) 

Auch damals ging es um sehr viele Menschenleben. 
So kurz darf doch auch im Wahlkampf das Gedächtnis 
der Sozialdemokraten nicht sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Für mich und meine Fraktion erkläre ich ausdrück-
lich: Die Bundesregierung, die CDU/CSU-Fraktion, 
niemand von uns will Krieg, wie uns schon unterstellt 
wurde. Im Gegenteil: Alles muß getan werden, damit 
im Golf eine friedliche Lösung möglich wird. Wir 
Deutsche haben in diesem Jahr erleben können, daß 
Mauer und Stacheldraht in unserem Land beseitigt 
wurden, daß der Ost-West-Konflikt abgebaut wurde 
und der Friede in Europa soviel sicherer geworden ist. 
Wir wollen diesen Frieden aber nicht nur in Europa. 
Wir wollen, daß dieser Frieden auch auf andere Regio-
nen ausgedehnt wird. Wir wollen nach f riedlichen 
Lösungen für die Golfregion suchen und aktiv daran 
mitwirken, daß eine Lösung gefunden werden kann. 

Ein Krieg am Golf hätte furchtbare Wirkungen. 
Krieg bedeutet immer Zerstörung, Not und Tod und 
Leid für Zehntausende von Menschen. Uns Deutsche, 
die wir zwei verheerende Kriege in diesem Jahrhun-
dert durchgemacht haben, ängstigt verständlicher-
weise der Gedanke an das Ausbrechen eines neuen 
Krieges besonders. 
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Sollte im Irak ein neuer Brand entstehen, würde er 
mit Sicherheit nicht auf dieses Land beschränkt blei-
ben. Die ganze Region ginge in Flammen auf, mit ver-
heerenden Folgen, die heute niemand genau abschät-
zen kann. Die Amerikaner, Franzosen, Engländer und 
auch alle anderen wollen keinen Krieg. Sie und viele 
andere sind es ja, die ihre Soldaten dort unten statio-
niert haben; das bedeutet ganz konkret: ihre Ehemän-
ner, ihre Söhne, ihre Freunde. 

(Hoss [GRÜNE/Bündnis 90]: Was sagen Sie 
zu Vietnam?) 

Sie stehen dort auch für uns und auch für unsere Inter-
essen. 

Vor diesem Hintergrund und in dem Bewußtsein, 
daß aus Deutschland keine Bundeswehrsoldaten am 
Golf stationiert sind und nach unserer Gesetzeslage 
nicht stationiert werden dürfen, muß manche verächt-
liche und diffamierende Äußerung von SPD und GRÜ-
NEN auf unsere Freunde und Verbündeten, deren 
Soldaten dort sind, wie eine Provokation wirken. 

(Frau Matthäus-Maier [SPD]: Das ist doch 
Unsinn!) 

Eine große Chance für die friedliche Lösung sehe 
ich darin, daß sich die Vereinigten Staaten und die 
Sowjetunion in der Irakfrage vollkommen einig sind. 
Dieser Schulterschluß von Bush und Gorbatschow 
wird Saddam Hussein am ehesten überzeugen, daß er 
keine Chance hat, wenn er nicht nachgibt und die 
UN-Resolutionen befolgt. 

Es darf, wie Bush und Gorbatschow formulierten, im 
Jahr 1990 nicht geduldet werden, daß ein Staat wie 
ein Raubtier Beute macht. Um dies unmißverständlich 
klarzumachen, haben beide militärische Optionen 
nicht ausgeschlossen. Wie sonst könnten sie den 
Rechtsbrecher Saddam Hussein zur Räson bringen 
und ihn endgültig zur Umkehr bewegen? 

Ich hoffe, daß sich die Meldungen bewahrheiten 
werden, nach denen Saddam Hussein zu einem Ein-
lenken bereit sein soll. Möglich wäre dies, nachdem 
ein UNO-Beschluß für eine Militäraktion nicht mehr 
ausgeschlossen wird. In dieser Situation würden wir 
es sehr begrüßen, wenn ein vom marokkanischen Kö-
nig Hassan vorgeschlagenes arabisches Gipfeltreffen 
die Kriegsgefahr abwenden könnte. 

Mir scheint überhaupt, daß sich das Golfproblem 
letztendlich — trotz aller früheren Rückschläge — un-
ter einem gesamtarabischen Dach am ehesten lösen 
ließe. Lösungsansätze, die von dort kommen, würden 
in der arabisch-islamischen Welt vermutlich eher als 
rein westliche Vorschläge angenommen. Eine direkte 
Übertragung westlicher Modelle ist bei den Arabern 
stets auf Ablehnung gestoßen. Besonders sicherheits-
politische Konzepte, sogenannte neue regionale Si-
cherheitsstrukturen, die direkt an westliche Struktu-
ren angebunden sind, stoßen im Zeichen islamischer 
Rückbesinnung auf immer stärkere Bedenken. Die 
Araber wollen vom Westen nicht bevormundet sein. 
Da gibt es noch viele Ressentiments aus der Kolonial-
zeit. 

Abschließend darf ich sagen: Alle Länder, die west-
lichen, die östlichen, die arabischen und die block-
freien, sind sich erfreulich einig in der Kuwait-Frage 

und in der Forderung nach einer Räumung Kuwaits. 
Deshalb muß der Irak nachgeben, alle Geiseln umge-
hend freilassen und die besetzten Gebiete räumen. 

(Beifall des Abg. Lowack [CDU/CSU]) 

Erst dann kann verhandelt werden: über einen Frie-
densplan für die gesamte Golfregion, der auch die 
Probleme Israels, der Palästinenser und des Libanon 
einschließt. 

Unsere Fraktion wird alles in ihrer Macht Stehende 
tun, damit ein solch umfassender Friedensplan gelin-
gen kann. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat der Abgeord-
nete Hoss. 

Hoss (GRÜNE/Bündnis 90): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Die Fraktionen DIE GRÜ-
NEN/Bündnis 90 hat am vorigen Donnerstag diese 
Sondersitzung des Deutschen Bundestages beantragt, 
weil die Kriegsgefahr im Nahen Osten täglich 
wächst. 

Die von uns begrüßte Reise Willy Brandts für die 
Befreiung der Geiseln, 

(Beifall bei den GRÜNEN/Bündnis 90) 

aber auch für eine friedliche Lösung ist von der Bun-
desregierung nicht unterstützt, sondern eher distan-
ziert und hämisch kommentiert worden. Die Regie-
rung wollte auch diese Debatte am liebsten gar nicht, 
und die Regierungsfraktionen haben sich bisher zu 
diesem Thema ausgeschwiegen. 

Die Bundesrepublik ist nicht nur durch das Schick-
sal der Geiseln im Irak direkt wie indirekt betroffen. 
Sie ist als jahrelanger Lieferant von Technologien 
und Waffen, übrigens auch aus dem Gebiet der frühe-
ren DDR, für die Entwicklung zum Krieg am Golf mit-
verantwortlich. 

(Beifall bei den GRÜNEN/Bündnis 90) 

Die Bundesregierung unterstützt bis heute den Mili-
täraufmarsch in Saudi-Arabien logistisch und finanzi-
ell. Sie beeilt sich, wie gestern und vorgestern wieder, 
den US-Streitkräften rollendes Material aus Bestän-
den der Bundeswehr und der NVA anzudienen. Zu-
verlässigkeit gegenüber dem amerikanischen Ver-
bündeten ist ihr wichtiger als eigenständige Friedens-
initiativen. 

(Beifall bei den GRÜNEN/Bündnis 90) 

Darüber hat es bisher in diesem Hause keine demo-
kratische Debatte gegeben, auch nicht darüber, 
warum sich die Regierung mit Friedensbemühungen 
so zurückhält. Zu lange haben wir der Regierung und 
den militärischen Planungsstäben das Handeln über-
lassen. 

Weil wir hier nicht debattieren, gibt es einen Ge-
wöhnungseffekt, wird die täglich bedrohlicher wer-
dende Situation passiv hingenommen. Wir erleben in 
unserem Volk schweigend, wie sich eine Situation 
aufbaut und zuspitzt, die aus vielerlei Gründen ein 
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kriegerisches Inferno der Waffen nach sich ziehen 
kann. 

Ganz offen wird in unseren Zeitungen über den 
Zeitpunkt und den Einsatz von Chemie - und Atom-
waffen diskutiert, als ob es Hiroshima und die Gas

-

Toten im irakisch-iranischen Krieg nicht gegeben, als 
ob es den amerikanischen Krieg in Vietnam und den 
russischen in Afghanistan nicht gegeben hätte. Glau-
ben die Amerikaner denn wirklich, daß sie mit einem 
solchen Krieg langfristig friedliche Strukturen in die-
ser Region schaffen können? 

Bevor ich meine Argumentation fortsetze, möchte 
ich feststellen: Die militärische Annexion Kuwaits 
durch Saddam Hussein ist ein Verbrechen gegen das 
Völkerrecht. Sie muß rückgängig gemacht werden. 

(Beifall bei den GRÜNEN/Bündnis 90 und 
bei Abgeordneten der SPD) 

Wir wollen auch nicht vergessen, daß Saddam Hus-
sein,  dessen Regime faschistische Züge aufweist, in 
einem Feldzug gegen die kurdische Bevölkerung be-
denkenlos Giftgas eingesetzt hat. 

Auch wenn wir alle hier im Haus diese Einschät-
zung teilen, kommen wir um die Beantwortung der 
Frage nicht herum, ob der militärische Aufmarsch, ob 
der Krieg als Mittel zur Lösung von Konflikten, spe-
ziell dieses Konfliktes, erlaubt sein darf. Ich trage Ih-
nen vier Argumente gegen diesen Krieg vor. 

Erstens. Wer auf einen militärischen Aufmarsch 
setzt, wer den Krieg einkalkuliert, nimmt in Kauf, daß 
vor allem die Zivilbevölkerung — Frauen, Kinder, 
Männer, alte Menschen — die größten Opfer zu brin-
gen hat. Das war bisher in allen Kriegen so. Warum 
sollte es im Nahen Osten anders sein? Im Krieg kom-
men auf viehische Weise Tausende und Zehntau-
sende junger Menschen als Soldaten um. Wer mit dem 
Krieg spielt, nimmt das billigend in Kauf. 

Ich frage Sie, ob das Öl, die Interessen der Industrie-
nationen, die Macht der Ersten Welt, die Interessen 
des Großkapitals, das so oder so seine Gewinne hat, 
wichtiger sein dürfen als das Leben so vieler Men-
schen. 

Zweitens. Krieg im Nahen Osten bedeutet mit Si-
cherheit die Zerstörung der größten Erdölfelder der 
Welt. Sie werden brennen. Das ist eine Umweltkata-
strophe im Ausmaß von Supergaus; von Gas und Gift 
rede ich noch gar nicht. Hier kämpfen wir gegen die 
Klimakatastrophe, für die Absenkung der CO2-Emis-
sionen, und dort — man geht das Risiko ein — soll mit 
einem Schlag mehr CO2 in die Atmosphäre abgege-
ben werden als in den letzten hundert Jahren zusam-
mengenommen. Ich frage Sie: Wollen wir das hinneh-
men? 

Drittens. Für wen und was gehen wir dieses militä-
rische Risiko ein? Mit dem Krieg werden bestenfalls 
die alten feudalen und fanatisch fundamentalisti-
schen Regime wieder an die Macht gebracht: ein krie-
gerischer Aufmarsch, um die Ölscheichs wieder in 
ihre alten Rechte zu setzen. Ich frage Sie: Glauben Sie 
ernsthaft an eine Demokratisierung dieser Region 
durch Krieg? 

Viertens. Krieg und Gewalt als Antwort auf einen 
Gewalttäter ist die unintelligenteste Antwort, eine 

Bankrotterklärung der führenden Politiker der westli-
chen Welt. 

(Beifall bei den GRÜNEN/Bündnis 90 sowie 
bei Abgeordneten der SPD und der Gruppe 

der PDS) 

Das alte Regime der Krisenbewältigung, Gewalt und 
Krieg als Ultima ratio, lebt fort. 

Ich stelle hier fest: Die Bundesregierung war billi-
gend an der militärischen Aufrüstung dieser Region in 
gewaltigem Umfang beteiligt. 

(Beifall bei den GRÜNEN/Bündnis 90 und 
der Gruppe der PDS) 

Die Bundesregierung ist heute nicht bereit oder nicht 
in der Lage, den eigenen Waffenexport, wohin auch 
immer, zu beenden. Ich frage Sie von der Regierungs-
seite: Bleibt Ihnen vielleicht gar keine andere Mög-
lichkeit als die, mit der großen Keule Krieg die eigene 
Verstrickung zu überdecken? 

Präsident Bush hat in diesen Tagen erklärt: „Einen 
Kompromiß kann es nicht geben. Dem Kerl gehört 
eins auf die Nase." Das ist die alte Männerlogik, die 
wir ablehnen. 

(Beifall bei den GRÜNEN/Bündnis 90 und 
der Gruppe der PDS) 

Wir leben trotz in Gang gekommener Abrüstung mit 
menschlich unbegreifbaren zerstörerischen Waffen-
technologien. Wir begrüßen es als einen Fortschritt, 
daß es nach dem Ende des Ost-West-Konfliktes zum 
erstenmal gelungen ist, im Sicherheitsrat der UNO 
Einigkeit in der Beurteilung der irakischen Aggres-
sion zu erzielen. 

In der weltweiten Allianz gegen Hussein wird die 
Chance sichtbar, neue und f riedliche Wege zur Lö-
sung regionaler Konflikte für die ganze Menschheit zu 
finden. Wer wie die Amerikaner und alle, die sie un-
terstützen, auf die Logik des Krieges setzt, will über 
die alten Muster der Konfliktlösung nicht hinaus. Das 
aber hat auch seinen Grund; das wurde schon ver-
schiedentlich angesprochen. 

(Vorsitz: Vizepräsident Stücklen) 

NATO und USA schließen aus dem Ende des Ost-
West -Konflikts folgendes. Frieden durch Abschrek-
kung war in Europa erfolgreich. Jetzt soll diese frag-
würdige Erfolgsstrategie — bei Frau Geiger kam das 
auch sehr deutlich zum Ausdruck — in den Nahen 
Osten übertragen werden. Tatsache aber ist, daß sie 
mit diesem bloß militärstrategischen Denken den al-
ten Rüstungswahnsinn in eine neue Runde jagen, statt 
endlich von ihm loszukommen. Weil Sie von der Re-
gierung das so sehen, kommen von Ihnen bisher auch 
keine Initiativen zur Friedenslösung und gegen den 
Rüstungsexport. 

Für diese Politik brauchen Sie auch die illustre Ge-
sellschaft deutscher Unternehmer, die als Stützen der 
bundesrepublikanischen Gesellschaft und als Garan-
ten so vieler Arbeitsplätze in der Liste der Ausstatter 
Saddam Husseins auftauchen. 

In diesem Zusammenhang möchte ich nebenbei an-
merken, daß sich Arbeiter, die mit dem Bau von Pan-
zern oder der Produktion von Giftgasanlagen ihr Geld 
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verdienen, darüber klarwerden müssen, daß auch sie 
für einen möglichen Krieg mitverantwortlich sind. 

(Beifall bei den GRÜNEN/Bündnis 90 und 
der Gruppe der PDS) 

Wir haben überhaupt nichts dagegen, wenn solche 
Arbeitsplätze wegfallen. 

Ich will Ihnen und allen Bürgern draußen im Lande 
von dieser Stelle aus wichtige Namen aus der langen 
Liste von Unternehmen vorlesen. Sie sollen wissen, 
wer am Krieg im Nahen Osten, am Sterben und Mor-
den mit deutschen Waffen verdient und zu verdienen 
gedenkt. Im Bereich Raketen, Hubschrauber, Nukle-
artechnik und Militärforschung sind unter anderem 
beteiligt: MBB, München, Leifeld, Ahlen, Gildemei-
ster-Projekte, Bielefeld, Degussa, Frankfurt/Main, 
Carl Zeiss, Heidenheim, Deutsche BP, Hamburg, 
Mauserwerke, Oberndorf, Rheinmetall, Neuss, Me-
tallform, Drensteinfurt, NUKEM, Hanau, Saarstahl, 
Völklingen. 

Waffen und Munitionsanlagen, Systeme für biologi-
sche und chemische Kampfstoffe liefern: Karl Kolb, 
Dreieich, Pilot Planet, Preussag, Hannover, Ferrostaal, 
Essen, Buderus, Essen, Klöckner, Duisburg, Mannes-
mann Demag, Duisburg, Züblin, Stuttgart, ABB, 
Mannheim, ASCO Umformtechnik, Coburg, AEG, 
Frankfurt, Thyssen, Düsseldorf, Siemens, München, 
Dynamit Nobel, Troisdorf. 

Transportsysteme liefern: FAUN, Lauf, MAN, Mün-
chen, Iveco, Ulm, Magirus/Daimler-Benz, Stuttgart. 

Ich vergesse nie, was mein Vater, der als 18jähriger 
Mann 1916 in den Ersten Weltkrieg mußte, mir erzählt 
hat: Der Rüstungskonzern Krupp hat im Ersten Welt-
krieg auch Zünder für Handgranaten über die 
Schweiz an die französische Armee geliefert, die dann 
auf deutsche Soldaten geworfen wurden. 

Wen wundert es da eigentlich, wenn ich, wenn die 
GRÜNEN angesichts dieser geschichtlichen Erfah-
rung, dieser langen aktuellen Liste deutscher Firmen 
und der Untätigkeit der Bundesregierung die Solda-
ten der Bundeswehr in einem Flugblatt auffordern, 
sich nicht als Kanonenfutter mißbrauchen zu lassen. 

(Beifall bei den GRÜNEN/Bündnis 90 und 
der Gruppe der PDS) 

den Kriegsdienst zu verweigern und, falls sie in das 
Nahostgebiet geschickt werden, zu desertieren. In 
antimilitaristischer, pazifistischer Tradition bekräftige 
ich, Willi Hoss, von dieser Stelle aus diesen Aufruf. 

(Beifall bei den GRÜNEN/Bündnis 90 und 
bei Abgeordneten der Gruppe der PDS) 

Der deutschlandpolitische Sprecher der CSU, Lo-
wack, der vorhin hier noch saß, hat uns vorgeworfen, 
wir würden den Amerikanern damit in den Rücken 
fallen. Dazu sage ich: In diesem Punkt des militäri-
schen Aufmarsches in Nahost wollen wir den Ameri-
kanern in den Arm fallen. 

(Beifall bei den GRÜNEN/Bündnis 90) 

Sie werden sich noch wundern, welchen Einfluß wir 
GRÜNEN in dieser Frage auf die jungen Leute ha-
ben. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten 
Schmude? 

Hoss (GRÜNE/Bündnis 90): Ich bin gerade so im 
Gange. Wenn Sie mich jetzt nicht stören würden, wäre 
ich Ihnen dankbar. Ich bin sonst gerne bereit, Fragen 
zu beantworten. 
Die neugewonnene Souveränität muß vor allem 

eine Verpflichtung zum Frieden und gegen Ab-
schreckungs- und militärisches Feindbilddenken 
sein. Wir stellen uns durchaus die Frage, auf welche 
Weise sich die neue deutsche Republik sowohl im 
Rahmen der KSZE als auch im Rahmen der UNO an 
Friedensaktionen beteiligen kann. Was derzeit aber in 
Nahost geschieht, läuft darauf hinaus, die UNO durch 
eine Großmacht auszumanövrieren und sie zu miß-
brauchen. 
Der Kanzler, Bundesverteidigungsminister Stolten-

berg und NATO-Chef Wörner sehen in der neuge-
wonnenen Souveränität die Möglichkeit zur Verteidi-
gung vermeintlich vitaler westlicher Interessen außer-
halb unseres Bündnisgebiets. Der Kanzler hat schon 
angekündigt, daß der neue Bundestag militärische 
Einsätze der Bundeswehr außerhalb des NATO-Ver-
trages gesetzlich legitimieren soll. Die SPD hat in die-
ser Frage bisher keine mich befriedigende präzise 
Haltung. Ich freue mich daher über Kollegen wie Her-
mann Scheer, der eine klare Sprache spricht. Er lehnt 
wie wir GRÜNE jede Grundgesetzänderung, die sol-
che Einsätze ermöglicht, ebenso ab wie alle Änderun-
gen am NATO-Vertrag mit dem Ziel, das Einsatzge-
biet durch Aufnahme neuer Mitglieder, z. B. aus dem 
Nahostraum, zu erweitern. 
Wir GRÜNEN werden mit aller Kraft jede Grundge-

setzänderung dieser Art bekämpfen. Wir wollen keine 
deutschen Soldaten, in keinem Krieg, an keiner Stelle 
der Welt. 

(Beifall bei den GRÜNEN/Bündnis 90 und 
der Gruppe der PDS sowie des Abg. Wüppe-

sahl [fraktionslos]) 
Das ist die Lehre, die wir ohne Einschränkung aus 
zwei Kriegen ziehen. 
Unsere Vorschläge und Forderungen zur friedli-

chen Lösung, die Ausdauer, Geduld, Zeit und unbe-
dingte Friedensliebe voraussetzen, sind: erstens in je-
der geeigneten Weise auf den amerikanischen Präsi-
denten einzuwirken, von einer militärischen Interven-
tion in Kuwait oder dem Irak Abstand zu nehmen und 
die US-Truppenpräsenz nicht auf-, sondern abzu-
bauen. 

(Beifall bei den GRÜNEN/Bündnis 90 und 
der Gruppe der PDS sowie des Abg. Wüppe-

sahl [fraktionslos]) 
Zweitens: Fortsetzung der konsequenten und inter-

national verbindlichen, aber human gehandhabten 
UNO-Boykottpolitik gegen den Irak. 
Drittens: Aufnahme von Gesprächen durch eine 

Parlamentsdelegation mit der irakischen Seite, die die 
Freilassung aller Geiseln betreffen, und Sondierung 
von Friedenslösungen. 
Viertens: Unterstützung einer internationalen Nah-

ostkonferenz zur Lösung des Irak-Konfliktes, die aber 
auch die Forderungen der Palästinenser auf 
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Autonomie und die Anerkennung Israels durch die 
arabischen Staaten thematisiert und den Nahen Osten 
zu einer ABC-Waffen-freien Zone macht. 

Fünftens und letztens: Verbot jeglicher Rüstungsex-
porte. Am Rüstungsexport beteiligte Firmen, Regie-
rungsmitglieder und Beamte, die ihre Pflichten ver-
letzt haben, werden zur Verantwortung gezogen. 

Danke schön. 

(Beifall bei den GRÜNEN/Bündnis 90 und 
der Gruppe der PDS) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat Frau Abge-
ordnete Kaufmann. 

(Wüppesahl [fraktionslos]: Zur Geschäftsord

-

nung!) 

— Sie kommen schon noch dran, Herr Wüppesahl. 
Bitte schön, Frau Kaufmann. 

Frau Dr. Kaufmann (Gruppe der PDS): Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Es ist in der Tat so: 
Im Grunde sitzen wir alle auf einem Pulverfaß, auch 
wenn es sich ein paar tausend Kilometer fernab in der 
arabischen Wüste befindet. Ein Funke, eine unbe-
dachte Handlung oder ein Computerfehler genügt, 
und alles fliegt in die Luft. Tausende unschuldige 
Menschen, Araber, Israelis und Amerikaner, Deut-
sche und Geiseln anderer Nationen, sterben. 

Was wären die ökonomischen und die sozialen Fol-
gen eines Kriegs am Golf für uns Deutsche? — Eine 
Preislawine in allen Bereichen des täglichen Lebens 
mit allen negativen Folgen für die Wirtschaft, die eine 
Ölpreisexplosion nach sich zieht. Angesichts dessen 
finde ich es schon sehr ungewöhnlich, daß man auf 
diese Konsequenzen so selten hinweist, wenn man zur 
gleichen Zeit vollmundig der Militärpräsenz am Golf 
und überdies einer militärischen Offensiv- und An-
griffsstrategie gegen den Irak das Wort redet. 

Meine Damen und Herren, die Lage am Golf wird 
immer unkalkulierbarer, immer unbeherrschbarer. 
Mit der Entscheidung des US-Präsidenten, die Trup-
penpräsenz zu verdoppeln, um eine Angriffsfähigkeit 
zu schaffen, hat der Konflikt eine neue, höchst gefähr-
liche Dimension erreicht. US-Generäle am Golf spre-
chen von einer baldigen Offensive, von einem „new 
ballgame", nur etwas schwieriger als der Vietnam-
krieg. 

Angesichts dieses Säbelrasselns gerät — das ist neu 
— selbst die internationale Koalition gegen den Irak 
ins Wanken. Auch in den USA wächst die Kritik an der 
neuen Offensivstrategie des Präsidenten. Bush sei der 
Nation eine Erklärung schuldig, weshalb Kuwait für 
die USA von lebenswichtigem Interesse sei, so wird 
z. B. selbst von Senator Nunn hinterfragt. Auf seiner 
jüngsten Nahostreise mußte sich Außenminister 
Baker in Bahrain, Saudi-Arabien, Ägypten und in der 
Türkei fragen lassen, ob den UNO-Sanktionsbe-
schlüssen nicht mehr Zeit gegeben werden müßte, 
damit sie überhaupt greifen könnten. — Genau das ist 
der Punkt, der die Absurdität der amerikanischen 
Kriegsstrategie verdeutlicht. Sie soll offenbar eine — 
gewiß schwierige, aber dennoch mögliche und not

-

wendige — diplomatische Verhandlungslösung des 
Konflikts verhindern. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das sind Unter-
stellungen!) 

Meine Damen und Herren, die PDS hat sich von 
Anfang an klar gegen die Annexion Kuwaits durch 
den Irak ausgesprochen, die Wiederherstellung der 
staatlichen Souveränität und Integrität Kuwaits gefor-
dert und die diesbezüglichen UNO-Beschlüsse unter-
stützt. Man kann aber — auch dies habe ich bereits vor 
der Volkskammer erklärt — den Golfkonflikt nicht 
losgelöst vom Nahostkonflikt als Ganzem betrachten 
und behandeln. Das heißt: Für die Wiederherstellung 
eines souveränen Kuwait einzutreten, ohne gleichzei-
tig auch die Durchsetzung des Rechts der Palästinen-
ser auf einen eigenen Staat einzuklagen, ist einfach 
unehrlich und einer dauerhaften und gerechten Lö-
sung des Nahostkonflikts höchst abträglich. 

(Beifall bei der Gruppe der PDS) 

Wenn es wirklich um die Durchsetzung des Völker-
rechts, um Selbstbestimmungsrecht und Menschen-
rechte geht, dann darf man auch nicht darin nachlas-
sen, mit der gleichen Konsequenz von Israel zu for-
dern, die unrechtmäßige Okkupation arabischer Ge-
biete zu beenden. 

Meine Damen und Herren, die PDS tritt dafür ein, 
daß es nur eine politische Bewältigung des Golfkon-
flikts geben darf. Eine militärische Offensivlösung 
lehnen wir ebenso wie das bisherige militärische 
Überengagement der USA in der Region entschieden 
ab. 

Lassen Sie mich hier anfügen: Eine stillschwei-
gende oder ausdrückliche Zustimmung der außen-
politisch handlungsbegrenzten Sowjetunion zur of-
fensiven Anwendung militärischer Gewalt am Golf 
wäre für mich weder ein Argument noch ein Alibi für 
einen westlichen Ang riff gegen den Irak. 

Meine Damen und Herren, eine Militarisierung des 
Nord-Süd-Konflikts — dies ist genau das, was hier 
passiert und wozu der Golfkonflikt mißbraucht zu 
werden scheint — kann das bewerkstelligen, was der 
Ost-West-Konflikt glücklicherweise nicht zuwege ge-
bracht hat: uns alle in eine ökonomische, soziale und 
ökologische Katastrophe zu führen. 

Wer ist denn verantwortlich für die Militarisierung 
der Dritten Welt? — Es sind doch die Staaten der nörd-
lichen Hemisphäre, die Waffen und Kriegsgerät gelie-
fert haben. Es waren doch auch deutsche Unterneh-
men, die in ihrer Profitgier dazu beitrugen, daß der 
Irak heute mit Giftgas drohen kann. 

(Hoss [GRÜNE/Bündnis 90]: Auch die DDR 
war beteiligt!) 

Es ist französisches und auch sowjetisches Kriegsge-
rät, das mithalf, den Irak bis an die Zähne zu bewaff-
nen. Nun wird es zum Bumerang. 

Meine Damen und Herren, worauf kommt es heute 
und morgen an? — Grundlegende Veränderungen im 
Zusammenleben von Nord und Süd sind das Gebot 
der Stunde. Politische, nicht militärische Konzepte zur 
Krisenbewältigung müssen her. Neue globale Sicher-
heitsstrukturen müssen geschaffen werden, begin- 
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nend mit einem sofortigen, umfassenden und über-
prüfbaren Exportverbot für jedwede Rüstung in die 
Dritte Welt. 
Um die Probleme aber bei der Wuzel zu packen, 

müssen eine neue Weltwirtschafts -  und Weltökolo-
gieordnung entwickelt werden. Das bislang für die 
Rüstung verschleuderte Geld wird benötigt, um die 
dringendsten ökonomischen, sozialen und ökologi-
schen Deformationen sowohl in den Industrie- als 
auch in den Entwicklungsländern zu beseitigen. 

Meine Damen und Herren, bedauerlicherweise ver-
mag ich nicht zu erkennen, daß, abgesehen vom per-
sönlichen Engagement Willy Brandts zur Geiselbe-
freiung — das wir nachdrücklichst unterstützen —, 
dem Handeln der Bundesregierung im Golf ein durch-
schaubares politisches Konzept zugrunde liegt. Man 
gewinnt eher den Eindruck, daß sich die Bundesregie-
rung damit begnügen will, im Golf die kostenaufwen-
dige Rolle eines Hilfssheriffs zu spielen. So habe ich 
mir, ehrlich gesagt, den Eintritt des vereinten 
Deutschland in die Weltpolitik nicht vorgestellt. 

(Beifall bei der Gruppe der PDS) 

Hinter verschlossenen Türen wird, wie „Die Welt" 
vorgestern berichtete, die Bundeswehr bereits perso-
nell, materiell und strukturell auf Auslandseinsätze in 
Konfliktgebieten vorbereitet, obwohl dies das Grund-
gesetz eindeutig verbietet. 

Mit uns, meine Damen und Herren, ist das nicht zu 
machen! Keine deutschen Soldaten in den Golf, in den 
Südosten oder, wie auch gefordert wurde, in einen 
sogenannten Hinterhof Europas, und dann vielleicht 
noch mit NVA-Kriegstechnik als Vorauskommando. 
Dieses Sicherheitsdenken ist anachronistisch und 
selbstmörderisch zugleich. 

Die Zeichen der Zeit stehen auf „radikale Abrü-
stung". Deutschlands weltpolitische Rolle kann und 
muß darin bestehen, Initiator und Motor der vollstän-
digen Abrüstung zu werden. Radikale Abrüstung, 
Entnuklearisierung und Entmilitarisierung gehören 
daher als Staatsziel in eine neue deutsche Verfassung. 
Eine dementsprechende Politik muß endlich in An-
griff genommen werden. 

Ich danke für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der Gruppe der PDS und bei Ab

-

geordneten der GRÜNEN/Bündnis 90) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort zur Geschäftord-
nung hat der Herr Abgeordnete Wüppesahl. Herr Ab-
geordneter Wüppesahl, Sie können nur zur Geschäfts-
ordnung und nicht zu einem Entschließungsantrag 
sprechen, der dem Parlament weder vorliegt noch ein-
gereicht worden ist. 

Wüppesahl (fraktionslos): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Ich halte mich an 
das übliche Procedere für die Begründung von Ge-
schäftsordnungsanträgen. Sie wissen, daß ich als Un-
abhängiger mit Fraktionslosenstatus einige Probleme 
in meiner Arbeit habe. Heute stehe ich vor einem, dem 
Sie abhelfen können. 

Ich habe einen Entschließungsantrag formuliert. 
Entschließungsanträge können nach der gültigen Ge

-

schäftsordnung des Bundestages nur von einer Frak-
tion eingebracht werden, mit einer Ausnahmerege-
lung, die in der Geschäftsordnung ebenfalls verankert 
ist. Der Text dieses Entschließungsantrags lautet: 

Der Deutsche Bundestag begrüßt es, wenn sich 
Mitglieder des Deutschen Bundestages sowie 
deutsche Abgeordnete des Europäischen Parla-
ments und Abgeordnete anderer nationalen Par-
lamente aus möglichst allen Fraktionen und 
Gruppen sowie fraktionslose Abgeordnete zur 
Verhinderung eines Krieges in den Irak und nach 
Kuwait fahren und sich dort aufhalten. 

Das ist der Wortlaut meines Entschließungsantrags. 
Ich denke, nach den Ausführungen, die wir von 

dem Kollegen Brandt, von dem Kollegen Hoss und von 
Frau Dr. Kaufmann von der PDS gehört haben, ist die 
Einschätzung hier im Hause überdeutlich, daß die 
Zeituhr, wie Kollege Brandt formulierte, immer lauter 
tickt und daß die Vorbereitung für eine militärische 
Auseinandersetzung auf Hochtouren läuft. 
Ich denke, auch deshalb hat sich die SPD-Fraktion 

— nachdem die GRÜNEN eine Sondersitzung zu die-
sem Thema bereits beantragt hatten — noch etwas 
intensiver, als es die GRÜNEN tun, überlegt, ob sie 
eine Sondersitzung des Bundestages beantragen und 
uns für den heutigen Tag zusammenrufen läßt. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter Wüp-
pesahl, bitte beschränken Sie sich auf Ihren Antrag 
zur Geschäftsordnung. 

Wüppesahl (fraktionslos): Ich tue das, Herr Stück-
len, selbstverständlich. 
Wenn es so ist, daß, entgegen den Einschätzungen, 

möglicherweise in den nächsten Wochen eine solche 
Auseinandersetzung denkbar ist, dann geht es bei 
dem festen Willen, auch in den USA, nicht ohne Ge-
sichtsverlust, die Truppen wieder abzuziehen und vor 
allen Dingen die innenpolitische Rechtfertigung für 
den Truppenaufmarsch am Golf nicht zu haben. Wir 
haben kaum noch Möglichkeiten, darauf einzuwir-
ken. Aber wir haben erlebt, daß mit Frau Geiger eine 
Rednerin nach vorne geschickt wurde, die nicht, wie 
bei dem vorherigen Tagesordnungspunkt, die Ebene 
darstellt, die der Krise am Golf angemessen ist. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter Wüp-
pesahl, ich ermahne Sie zum zweitenmal. Sie haben 
das Wort zur Geschäftsordnung bekommen. Stellen 
Sie bitte Ihren Antrag zur Geschäftsordnung. 

Wüppesahl (fraktionslos) : Ich stelle den Antrag und 
begründe ihn gerade. 
Aus diesen Gründen denke ich, daß der Aufenthalt 

einer solchen Abgeordnetengruppe im Irak und auch 
in Kuwait dazu angetan wäre, die USA nicht militä-
risch losschlagen zu lassen. Es ist eine andere Frage 
und jeder muß es für sich selbst in Abstimmung mit 
seiner Familie und mit seinen politischen Freunden 
und Freundinnen entscheiden, ob er dieses Wagnis 
eingehen will. Nur, bei den geringen Möglichkeiten, 
die noch zur Verfügung stehen, ist dies wahrschein-
lich die letzte effektive Möglichkeit, und zwar zu ei-
nem Zeitpunkt, zu dem man es als realistisch anneh- 
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men kann, daß dort eine militärische Auseinanderset-
zung erfolgen wird. 

Ich bitte Sie daher, mit einer Zweidrittelmehrheit 
nicht dem Antrag zuzustimmen, sondern die Abstim-
mung über den Antrag im Plenum des Deutschen 
Bundestages zu ermöglichen. Ich brauche jetzt eine 
Zweidrittelmehrheit, damit über diesen Entschlie-
ßungsantrag überhaupt inhaltlich abgestimmt werden 
kann. Ich denke, es wäre auch ein Stück demokrati-
scher Kultur, daß man den Vorschlag, den ich hier 
unterbreite, nicht mit Geschäftsordnungsregeln vom 
Tisch zu wischen versucht, 

(Jahn [Marburg] [SPD]: Sie sind der letzte, 
der sich darauf berufen kann!) 

sondern daß man eine inhaltlich-substantielle Abstim-
mung darüber ermöglicht. 

Ich danke für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei Abgeordneten der Gruppe der 
PDS) 

Vizepräsident Stücklen: Meine Damen und Herren, 
Herr Abgeordneter Wüppesahl hat den Antrag ge-
stellt, gemäß § 126 der Geschäftsordnung — Abwei-
chungen von dieser Geschäftsordnung — über einen 
Entschließungsantrag, den er vorgelesen hat, abzu-
stimmen. Ich stelle diesen Antrag des Herrn Abgeord-
neten Wüppesahl zur Abstimmung. Wer für diesen 
Antrag nach § 126 von der Geschäftsordnung abzu-
weichen, den bitte ich um ein Handzeichen. — Ge-
genprobe! — Enthaltungen? — Dieser Antrag ist bei 
einigen Enthaltungen mit großer Mehrheit abge-
lehnt. 

Ich erteile dem Herrn Bundesminister des Auswär-
tigen das Wort. 

Genscher, Bundesminister des Auswärtigen: Herr 
Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Ich kann der Analyse und der Beurteilung, die der 
Herr Kollege Brandt hier zur Lage in der Golfregion 
gegeben hat, zustimmen. Wir sind uns alle darüber im 
klaren, daß wir der ersten Herausforderung gegen-
überstehen, die nach dem großen europäischen Frie-
densschluß nunmehr der Weltfrieden bekommen 
hat. 

Mehrere Kollegen haben von einer Kriegsgefahr im 
Golfkonflikt gesprochen. Ich möchte weitergehen. 
Am Anfang des Konflikts stand ein Krieg, der Krieg 
des Irak gegen Kuwait. Die widerrechtliche Beset-
zung eines kleinen Landes durch ein großes macht 
noch nicht aus einem Krieg eine Friedensaktion, weil 
diese Besetzung relativ schnell vonstatten gehen 
kann. Ein Krieg stand also am Anfang dieser Entwick-
lung. Die Frage ist, ob der Krieg ausgeweitet wird; vor 
dieser Frage stehen wir. 

Wir haben in Europa erlebt, daß ein wirklicher euro-
päischer Friedensschluß möglich wurde. Wir sind uns 
bewußt, daß das auch Wirkungen auf die Lage in der 
Golfregion hat. Es ist nicht auszudenken, wenn das-
selbe in der Zeit des kalten Krieges geschehen wäre. 
Dann ginge es nicht mehr um die Frage einer Auswei-
tung des Krieges in der Region; wir stünden heute an 
der Schwelle zu einem Weltkrieg. 

Auf der anderen Seite darf dieser europäische Frie-
densschluß nicht die Wirkung haben, daß nun ein 
Krieg außerhalb Europas leichter wird. Der europäi-
sche Friedensschluß muß vielmehr dazu genutzt wer-
den, das Friedensgebot, das die europäische Politik in 
West und Ost beherrscht, nunmehr auf die Welt aus-
zudehnen. Man kann sagen, daß die Haltung der 
Staaten aus allen Teilen der Welt im Weltsicherheits-
rat ermutigend ist. 

Ich würde das Zusammenwirken zwischen der 
Sowjetunion und den Vereinigten Staaten in seiner 
Bedeutung nicht geringschätzen. Ich denke, Präsident 
Gorbatschow — der Bundeskanzler hat das heute 
morgen ja schon zitiert — hat recht, wenn er sagt: Wir 
müssen einig bleiben. Möge niemand darauf zu set-
zen versuchen, diese Einheit durch Keiletreiben zu 
untergraben. — Worüber müssen wir einig sein? 
Worin müssen wir einig bleiben? 

Erstens darin, daß Menschen, die gegen ihren Wil-
len festgehalten werden, unverzüglich und bedin-
gungslos, ohne daß dafür eine Gegenleistung verlangt 
wird, freigelassen werden. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU, der SPD 
und den GRÜNEN/Bündnis 90) 

Wir müssen auch einig bleiben, daß der Krieg des 
Irak — übrigens nicht der erste Krieg, den der Irak 
begonnen hat; der erste fand gegen Iran statt; und 
mancher, der sich heute vom Irak bedroht fühlt, hat 
damals im Irak ein Mittel und Instrument gesehen, 
den Iran zu bekämpfen; die Hochrüstung des Irak ist 
ja aus Quellen finanziert worden, die sich heute durch 
diese Hochrüstung unmittelbar bedroht fühlen — — 

(Hüser [GRÜNE/Bündnis 90]: Wer weiß, wie 
sich Saudi-Arabien entwickelt! — Frau 
Dr. Vollmer [GRÜNE/Bündnis 90]: Es waren 

auch deutsche!) 

Also, es muß darum gehen, den Irak zu veranlassen, 
die Besetzung Kuwaits zu beenden. 

Wir wollen auch darin einig sein, daß wir alle Mittel 
— alle Mittel! — der friedlichen Lösung auszuschöp-
fen haben, wenn wir uns einig sind, daß das nicht 
bedeuten kann, daß durch Zeitablauf die Weltge-
meinschaft bereit ist, einen Preis für Aggression zu 
zahlen. Einen Preis für Aggression darf es nicht ge-
ben. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und bei 
Abgeordneten der SPD) 

Wenn wir also entschlossen sind, diesen Weg der 
friedlichen Lösung zu gehen, so müssen wir prüfen, ob 
alle friedlichen Mittel angewandt sind. Es ist richtig: 
Die Sanktionen wirken. Sie wirken auch in einem 
Bereich, der für die Unterhaltung einer modernen 
Militärmaschine wichtig ist. Ob sie umfassend wirken, 
darüber kann man streiten; — zur See sicher, in der 
Luft auch, ob zu Lande, daran darf man Zweifel an-
melden. 

Wenn diejenigen Länder, die sich dazu verpflichtet 
haben, die Sanktionen der Vereinten Nationen als 
Nachbarn durchzuführen, in irgendeiner Weise von 
anderen Unterstützung haben wollen, um ihre Gren-
zen zu kontrollieren, sollte sich dem ein anderer nicht 
entziehen — vielleicht Staaten aus der Region in erster 
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Linie, nicht andere. Da ist von uns aus das gesagt wor-
den, was unsere Verfassung zuläßt und was nicht. 

Einheit ist also gefordert. Nur, wenn sich diese Ein-
heit bei der jetzigen Haltung, wie sie vom Sicherheits-
rat festgelegt wurde, auch bei künftigen Schritten be-
währt, werden wir das Mittel der friedlichen Beendi-
gung erfolgreich einsetzen können und zugleich je-
dem künftigen Aggressor deutlich machen: Er kann 
nicht auf eine Prämie für Aggression hoffen. 

Die Frage der Einheit ist nun wahrlich keine Ent-
schuldigung für Untätigkeit, schon gar nicht im huma-
nitären Bereich. Ich fand, daß manche Stimme bei uns, 
auch politische Stimmen im Ausland, zu Unrecht an 
der Reise Anstoß genommen haben, die der Kollege 
Brandt angetreten hat. Wir haben immer die Meinung 
vertreten: Wenn es darum geht, Menschen zu retten, 
Menschen die Freiheit zu geben, spricht man mit de-
nen, die, ob zu Recht oder zu Unrecht, Verfügungsge-
wait über das Schicksal dieser Menschen haben; das 
ist die Führung im Irak. Man kann das tun, wenn man 
sich in einer Frage völlig einig ist: Die Verantwortlich-
keit für die Lage in der Golfregion und für den Frei-
heitsentzug an den Ausländern liegt allein bei der 
Führung im Irak. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Man hat manchmal den Eindruck, daß Ursache und 
Wirkung umgedreht werden; das wäre nicht gerecht-
fertigt. 

Natürlich haben wir uns auch in der Europäischen 
Gemeinschaft nicht darauf verpflichtet, keine Bemü-
hungen anzustellen, um Menschen freizubekommen. 
Mit guten Gründen ist formuliert worden, daß man 
nicht Verhandlungen führt; denn natürlich kann man 
das Recht eines Menschen, ein anderes Land zu ver-
lassen, nicht zum Gegenstand einer Verhandlung ma-
chen — das war gemeint — , genausowenig wie man 
die Pflicht des Irak, diese Menschen freizulassen, zum 
Verhandlungsgegenstand machen kann, und auch 
nicht die Pflicht, die Besetzung Kuwaits zu been-
den. 

Ich habe das im Kreis der Außenminister der Euro-
päischen Gemeinschaft in Rom und in Brüssel zum 
Ausdruck gebracht. Ich möchte wiederholen, was ich 
dort gesagt habe: Die Bundesregierung hat die An-
strengungen und die Bemühungen des Kollegen 
Brandt nicht nur mit Respekt, sondern mit Dankbar-
keit dafür begleitet, daß er Menschen zur Freiheit ver-
holfen hat. Ich wehre mich dagegen, den Erfolg der 
Reise an der Zahl der Freigelassenen bemessen zu 
wollen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Dr.  Vogel [SPD]: Weiß das Graf Lambs

-

dorff?) 

Es ist so, daß wir uns über jeden freuen, der durch 
einen solchen Schritt seine Freiheit erlangt, und daß 
wir mit jedem, der diese Freiheit noch nicht erlangt 
hat, und seiner Familie weiter bangen. 

Wir haben es in solchen Lagen — es ist nicht das 
erstemal, daß wir uns einer solchen Situation gegen-
übersehen — immer so verhalten, und wir werden das 
auch in Zukunft tun. 

Ich denke, daß die Lage in der Golfregion Anlaß 
gibt, auch über manche künftige Entwicklungen 
nachzudenken, die wir schon heute mit in Betracht 
ziehen müssen. Wie ist die Zukunft nach der hoffent-
lich bald stattfindenden Räumung Kuwaits? Sind sich 
alle Staaten dieser Region wirklich der Verantwor-
tung, die aus ihrem Reichtum resultiert, den sie ihren 
Ölreserven oder der Zufälligkeit der Ölreserven auf 
ihrem Gebiet verdanken, dafür bewußt, ob sie diesen 
Reichtum wirklich richtig einsetzen? Diese Frage wird 
neu gestellt werden. Das, was heute als Solidaritäts-
beiträge von Golfstaaten gewürdigt wird, ist, wie mir 
scheint, ein Bruchteil dessen, was an Mehrgewinnen 
durch den erhöhten Ölpreis erzielt wird. Das kann 
nicht so bleiben 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

angesichts der schwierigen Lage in der Golfregion 
und auch im Nahen Osten. Nicht auszudenken, wel-
che Möglichkeiten für eine friedliche Lösung des 
Nahostproblems sich ergeben würden, wenn die Öl-
milliarden in arabischer Solidarität für die Entwick-
lung und Stabilität in diesem Gebiet, aber nicht für 
eine Aufrüstung der Staaten dieses Gebietes verwen-
det würden! Ich denke, daß hier die arabische Ge-
meinschaft und die Weltgemeinschaft ihre Verant-
wortung erkennen müssen, auch bei der Bestimmung 
der Entwicklung nach dem Konflikt und nach der 
Krise. 

Hier liegt auch die Verantwortung der Europäi-
schen Gemeinschaft, die so untätig, wie manche 
Stimme es hier erscheinen ließ, gerade in der nahöst-
lichen und mittelöstlichen Region nicht gewesen ist. 
Die Mittelmeerpolitik der Europäischen Gemein-
schaft gegenüber den Staaten des Maghreb, des 
Maschrik und gegenüber Israel ist ein Beitrag zur Sta-
bilität in der Region, und dabei Stabilität auch nicht 
militärisch verstanden, sondern wirtschaftlich und so-
zial. Wir würden uns wünschen, daß die Staaten der 
Arabischen Liga wirklich den vom König von Ma-
rokko vorgeschlagenen Gipfel besuchen werden, 
auch der Präsident des Irak, und daß man dort das 
findet, was eine arabische Lösung genannt wird, was 
aber in Wahrheit natürlich eine weltpolitische Lösung 
sein muß, die im Kreise der arabischen Staaten voll-
endet wird. Die Kraft der arabischen Staaten wird 
nicht ausreichen, Saddam Hussein zur Umkehr zu 
bringen. Dazu brauchen sie die Solidarität der Welt-
gemeinschaft. 

(Dr. Hüsch [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Aber eine Verständigung im Kreise der arabischen 
Staaten, die dem entspricht, was die Weltgemein-
schaft in den Entschließungen des Weltsicherheitsra-
tes gefordert hat, sollte unsere Unterstützung fin-
den. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Politische Gespräche und Anstrengungen, die in diese 
Richtung unternommen werden, verdienen Unterstüt-
zung. Das haben wir zum politischen Teil der Gesprä-
che des Kollegen Brandt gesagt. Natürlich wollen wir 
uns ja auch nicht der Möglichkeiten begeben, die in 
einer parlamentarischen Demokratie dem Parlament 
zur Verfügung stehen, das manchmal Schritte tun 
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kann, die der Regierung aus ganz anderen Gründen 
versagt sind. 

(Abg. Frau Dr. Fischer [Gruppe der PDS] 
meldet sich zu einer Zwischenfrage) 

Vizepräsident Stücklen: Herr Bundesminister, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage? 

Genscher, Bundesminister des Auswärtigen: Ja, na-
türlich. 

Vizepräsident Stücklen: Bitte sehr. 

Frau Dr. Fischer (Gruppe der PDS): Herr Außenmi-
nister, ich habe folgende Frage: Der IPPNW hat hier 
Anfang Oktober einen Kongreß veranstaltet. Es fand 
dabei auch eine Sondertagung zum Golfkonflikt statt. 
Aus dem gesamten Treffen resultierte ein Brief an die 
Bundesregierung. Ich möchte gerne von Ihnen wis-
sen, welche Antwort der IPPNW darauf erhalten 
hat. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Wer ist das?  — 
Was  ist das für ein Verein?) 

Genscher, Bundesminister des Auswärtigen: Dazu 
müßte mir der Brief jetzt vorliegen. Dann könnte ich 
ihn vielleicht sogar mündlich beantworten. Nur, mir 
ist nur Redezeit, aber keine Lesezeit eingeräumt wor-
den. 

(Zustimmung bei der FDP — Abg. Frau 
Dr. Fischer [Gruppe der PDS] überreicht 
Bundesminister Genscher ein Schriftstück) 

— Danke schön. Ich werde Ihnen gern eine Antwort 
darauf geben. 
Ich möchte übrigens an die Adresse Ihrer Kollegin, 

die sich hier zur Bundeswehr geäußert hat und die die 
Bundeswehr in die Nähe von Armeen gebracht hat, 
die in Europa intervenieren könnten, sagen: Ich wäre 
vorsichtig mit solchen Bemerkungen, solange nicht 
aufgearbeitet ist, wer die Verantwortung dafür trägt, 
daß NVA-Streitkräfte 1968 zur Niederschlagung der 
Freiheitsrevolution in der CSSR eingesetzt worden 
sind. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU, der SPD 
und den GRÜNEN/Bündnis 90) 

Meine Damen und Herren, ich denke, daß die heu-
tige Debatte gezeigt hat, daß wir in unserem Mitge-
fühl mit den Geiseln und ihren Angehörigen überein-
stimmen und daß auch Übereinstimmung darüber be

-

steht, daß diese Menschen freigelassen werden sol-
len. 

Herr Kollege Brandt, ich habe es als Ausdruck euro-
päischer Solidarität und nicht als Ausdruck des Ge-
genteils empfunden, daß Sie sich auch für die Geiseln 
aus anderen Staaten eingesetzt haben. Ich hätte mir 
gewünscht, daß alle Reisenden nach Bagdad das mit 
der gleichen Energie getan hätten. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU, der SPD 
und den GRÜNEN/Bündnis 90) 

Wir stimmen darin überein, daß die Besetzung Ku-
waits beendet werden soll. Wir stimmen wohl auch 
darin überein, daß alles, aber auch alles dafür getan 
werden muß, daß es keinen Preis für Aggression gibt 
und daß wir das mit friedlichen Mitteln durchsetzen. 
Wir werden gemeinsam wohl auch dazu beitragen 
müssen, in der Golfregion und im Nahen Osten Struk-
turen zu schaffen, die Bestand haben. Wenn wir der 
Aggression gegen Kuwait widerstehen, dann sagen 
wir: Hier geht es um die Souveränität der Staaten. 
Hier geht es um die Unabhängigkeit der Staaten. Hier 
geht es um die Absage an Krieg. Aber um die Vertei-
digung der Freiheit geht es dabei noch nicht, bevor 
nicht auch die Menschen in dieser Region ihren Frei-
heitswillen selbst durch freie Wahlen ausdrücken 
können. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten der SPD und der GRÜ-

NEN/Bündnis 90) 

Vizepräsident Stücklen: Ich schließe die Aus-
sprache. 

Die Entschließungsanträge der Fraktionen der 
CDU/CSU und der FDP, der Fraktion der SPD und der 
Fraktion DIE GRÜNEN/Bündnis 90 auf den Drucksa-
chen 11/8446, 11/8442 und 11/8445 sollen an den Aus-
wärtigen Ausschuß überwiesen werden. Gibt es an-
dere Vorschläge? — Das ist nicht der Fall. Damit ist die 
Überweisung so beschlossen. 

Ich darf darauf hinweisen, daß die Fraktion DIE 
GRÜNEN/Bündnis 90 ihren Entschließungsantrag auf 
Drucksache 11/8438 zurückgezogen hat. 

Meine Damen und Herren, wir sind am Schluß un-
serer Tagesordnung. Ich berufe die nächste Sitzung 
des Deutschen Bundestags auf Donnerstag, den 
22. November 1990, 10 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 13.36 Uhr) 
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Berichtigungen 

233. Sitzung, Seite 18600 B, Zeile 9 von unten: Statt 
„Drucksache 11/3181" ist „Drucksache 11/8331" zu 
lesen. 

234. Sitzung, Seite 18775 C, Zeile 11: Statt „der Bun-
desregierung" ist „den Fraktionen der CDU/CSU und 
FDP" zu lesen. 

Zwei Zeilen weiter ist die Drucksachen-Nummer 
11/7584 zu streichen. Einzusetzen ist „11/7833". 

Seite 18776 A, Zeile 4: Statt der Worte „den von den 
Fraktionen der CDU/CSU und FDP eingebrachten in-
haltsgleichen Entwurf " sind die Worte „den von der 
Bundesregierung eingebrachten Entwurf" zu lesen. 
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Liste der entschuldigten Abgeordneten 

Abgeordnete(r) Fraktion 
entschuldigt bis 
einschließlich 

Dr. Ahrens SPD 15. 11. 90* 
Amling SPD 15. 11.90 
Dr. Apel SPD 15. 11. 90 
Austermann CDU/CSU 15. 11. 90 
Bahr SPD 15. 11. 90 
Frau Beer GRÜNE/ 15. 11. 90 

Bündnis 90 
Frau Birthler GRÜNE/ 15. 11. 90 

Bündnis 90 
Börnsen (Ritterhude) SPD 15. 11. 90 
Borchert CDU/CSU 15. 11.90 
Brunner CDU/CSU 15. 11.90 
Büchler (Hof) SPD 15. 11. 90 
Frau Bulmahn SPD 15. 11. 90 
Buschbom CDU/CSU 15. 11. 90 
Clemens CDU/CSU 15. 11. 90 
Cronenberg (Arnsberg) FDP 15. 11. 90 
Dr. Daniels (Regensburg) GRÜNE/ 15. 11. 90 

Bündnis 90 
Daweke CDU/CSU 15. 11. 90 
Dehnel CDU/CSU 15. 11. 90 
Frau Deneke Gruppe 15. 11. 90 

der PDS 
Dewitz CDU/CSU 15. 11. 90 
Dörfler GRÜNE/ 15. 11. 90 

Bündnis 90 
Dörflinger CDU/CSU 15. 11.90 
Dr. Dollinger CDU/CSU 15. 11. 90 
Egert SPD 15. 11. 90 
Frau Eid GRÜNE/ 15. 11. 90 

Bündnis 90 
Eigen CDU/CSU 15. 11.90 
Dr. Emmerlich SPD 15. 11. 90 
Engelhard FDP 15. 11. 90 
Engelsberger CDU/CSU 15. 11. 90 
Ewen SPD 15. 11. 90 
Eylmann CDU/CSU 15. 11 .90 
Dr. Faltlhauser CDU/CSU 15. 11. 90 
Frau Faße SPD 15. 11. 90 
Dr. Fell CDU/CSU 15. 11. 90 
Fellner CDU/CSU 15. 11.90 
Frau Fischer CDU/CSU 15. 11. 90 
Frau Flinner GRÜNE/ 15. 11. 90 

Bündnis 90 
Francke (Hamburg) CDU/CSU 15. 11. 90 
Fuchtel CDU/CSU 15. 11. 90 
Gallus FDP 15. 11. 90 
Gansel SPD 15. 11. 90 
Gattermann FDP 15. 11. 90 
Dr. Geisler (Radeberg) CDU/CSU 15. 11. 90 
Dr. Geißler CDU/CSU 15. 11. 90 
Gerster (Mainz) CDU/CSU 15. 11. 90 
Dr. Göhner CDU/CSU 15. 11. 90 
Grünbeck FDP 15. 11. 90 
Grüner FDP 15. 11. 90 
Dr. Gysi Gruppe 15. 11. 90 

der PDS 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Abgeordnete(r) Fraktion 
entschuldigt bi: 
einschließlich 

Haack (Extertal) SPD 15. 11. 90 
Dr. Häfele CDU/CSU 15. 11. 90 
Häfner GRÜNE/ 15. 11. 90 

Bündnis 90 
Frau Hämmerle SPD 15. 11. 90 
Frau Dr. Hamm-Brücher FDP 15. 11. 90 
Haschke CDU/CSU 15. 11. 90 
(Großhennersdorf) 

Hasenfratz SPD 15. 11. 90 
Frhr. Heereman von CDU/CSU 15. 11. 90 
Zuydtwyck 

Heistermann SPD 15. 11. 90 
Frau Dr. Hellwig CDU/CSU 15. 11. 90 
Herberholz SPD 15. 11. 90 
Hinsken CDU/CSU 15. 11. 90 
Hornung CDU/CSU 15. 11. 90 
Huonker SPD 15. 11. 90 
Graf Huyn CDU/CSU 15. 11. 90 
Ibrügger SPD 15. 11. 90 
Frau Jaffke CDU/CSU 15. 11. 90 
Dr. Jens SPD 15. 11. 90 
Dr. Jork CDU/CSU 15. 11. 90 
Jung (Düsseldorf) SPD 15. 11. 90 
Frau Kastner SPD 15. 11. 90 
Kastning SPD 15. 11.90 
Frau Kelly GRÜNE/ 15. 11. 90 

Bündnis 90 
Dr. Kertscher Gruppe 15. 11. 90 

der PDS 
Kirschner SPD 15. 11. 90 
Kißlinger SPD 15. 11. 90 
Kleinert (Hannover) FDP 15. 11. 90 
Klose SPD 15. 11. 90 
Kolb CDU/CSU 15. 11. 90 
Kreuzeder GRÜNE/ 15. 11. 90 

Bündnis 90 
Kühbacher SPD 15. 11. 90 
Frau Kugler SPD 15. 11. 90 
Dr. Kunz (Weiden) CDU/CSU 15. 11. 90 
Dr. Graf Lambsdorff FDP 15. 11. 90 
Lattmann CDU/CSU 15. 11. 90 
Leidinger SPD 15. 11. 90 
Linsmeier CDU/CSU 15. 11. 90 
Lutz SPD 15. 11. 90 
Maaß CDU/CSU 15. 11. 90 
Frau Männle CDU/CSU 15. 11. 90 
Dr. Mechtersheimer GRÜNE/ 15. 11. 90 

Bündnis 90 
Menzel SPD 15. 11. 90 
Dr. Mertens (Bottrop) SPD 15. 11. 90 
Meyer SPD 15. 11. 90 
Dr. Meyer zu Bentrup CDU/CSU 15. 11. 90 
Michels CDU/CSU 15. 11. 90 
Dr. Modrow Gruppe 15. 11. 90 

der PDS 
Möllemann FDP 15. 11. 90 
Dr. Müller CDU/CSU 15. 11. 90* 
Müller (Pleisweiler) SPD 15. 11. 90 
Nagel SPD 15. 11. 90 
Neumann (Bremen) CDU/CSU 15. 11. 90 
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Abgeordnete(r) Fraktion 
entschuldigt bis 
einschließlich 

Niegel CDU/CSU 15. 11.90 
Nitsch CDU/CSU 15. 11.90 
Nowack CDU/CSU 15. 11.90 
Oswald CDU/CSU 15. 11.90 
Dr. Paar CDU/CSU 15. 11. 90 
Paterna SPD 15. 11.90 
Patzig CDU/CSU 15. 11.90 
Peter (Kassel) SPD 15. 11. 90 
Dr. Pfennig CDU/CSU 15. 11. 90 
Pfuhl SPD 15. 11.90 
Platzeck GRÜNE/ 15. 11.90 

Bündnis 90 
Dr. Pohlmeier CDU/CSU 15. 11. 90 
Poß SPD 15. 11.90 
Rau CDU/CSU 15. 11.90 
Reddemann CDU/CSU 15. 11.90* 
Rehm CDU/CSU 15. 11.90 
Dr. Riedl (München) CDU/CSU 15. 11. 90 
Rind FDP 15. 11.90 
Frau Rock GRÜNE/ 15. 11. 90 

Bündnis 90 
Ruf CDU/CSU 15. 11. 90 
Sauer (Stuttgart) CDU/CSU 15. 11. 90 
Frau Schätzle CDU/CSU 15. 11. 90 
Dr. Schäuble CDU/CSU 15. 11. 90 
Dr. Scharf CDU/CSU 15. 11. 90 
Frau Schilling GRÜNE/ 15. 11. 90 

Bündnis 90 
Schluckebier SPD 15. 11.90 
Schmidt (München) SPD 15. 11. 90 
Schmidt (Salzgitter) SPD 15. 11. 90 
von Schmude CDU/CSU 15. 11. 90 
Dr. Schneider (Nürnberg) CDU/CSU 15. 11. 90 
Schreiber CDU/CSU 15. 11. 90 
Dr. Schulte (Schwäbisch CDU/CSU 15. 11. 90 
Gmünd) 

Seehofer CDU/CSU 15. 11. 90 
Seiters CDU/CSU 15. 11. 90 
Sieler (Amberg) SPD 15. 11. 90 
Frau Dr. Skarpelis-Sperk SPD 15. 11. 90 
Dr. Solms FDP 15. 11. 90 
Frau Dr. Sonntag-Wolgast SPD 15. 11. 90 
Spranger CDU/CSU 15. 11.90 
Dr. Stavenhagen CDU/CSU 15. 11. 90 
Stiegler SPD 15. 11. 90 
Dr. Stoltenberg CDU/CSU 15. 11. 90 
Dr. Struck SPD 15. 11. 90 
Frau Teubner GRÜNE/ 15. 11. 90 

Bündnis 90 
Thierse SPD 15. 11. 90 
Tietjen SPD 15. 11. 90 
Tillmann CDU/CSU 15. 11. 90 
Dr. Todenhöfer CDU/CSU 15. 11. 90 
Frau Trenz GRÜNE/ 15. 11. 90 

Bündnis 90 
Tschiche GRÜNE/ 15. 11. 90 

Bündnis 90 

Abgeordnete(r) Fraktion entschuldigt bis 
einschließlich 

Dr. Uelhoff CDU/CSU 15. 11. 90 
Frau Unruh fraktionslos 15. 11. 90 
Frau Vennegerts GRÜNE/ 15. 11. 90 

Bündnis 90 
Verheugen SPD 15. 11.90 
Vogel (Ennepetal) CDU/CSU 15. 11. 90 
Dr. Voigt (Northeim) CDU/CSU 15. 11. 90 
Vosen SPD 15. 11.90 
Graf von Waldburg-Zeil CDU/CSU 15. 11. 90 
Frau Walz FDP 15. 11. 90 
Dr. Warrikoff CDU/CSU 15. 11. 90 
Weinhofer SPD 15. 11.90 
Dr. Weng (Gerlingen) FDP 15. 11. 90 
Werner (Ulm) CDU/CSU 15. 11. 90 
Wischnewski SPD 15. 11. 90 
Wissmann CDU/CSU 15. 11. 90 
Würzbach CDU/CSU 15. 11. 90 
Dr. Zimmermann CDU/CSU 15. 11. 90 

* für die Teilnahme an Sitzungen der Westeuropäischen Union 

Anlage 2 

Amtliche Mitteilungen 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 9. November 1990 beschlos-
sen, den nachstehenden Gesetzen zuzustimmen bzw. einen Antrag 
gemäß Art. 77 Abs. 2 GG nicht zu stellen: 

Sechstes Gesetz zur Änderung des Bundessozialhilfegesetzes 

Gesetz über den Forstabsatzfonds (Forstabsatzfondsgesetz - 
FAfG)  

Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die Deutsche Bundes-
bank 

Gesetz zur Änderung des Kraftfahrzeugsteuergesetzes und des 
Straßenverkehrsgesetzes 

Gesetz zur steuerlichen Förderung besonders schadstoffarmer 
Personenkraftwagen mit Dieselmotor 

Gesetz zur Änderung des Gesetzes über Bausparkassen 

Gesetz über Wertpapierverkaufsprospekte und zur Änderung 
von Vorschriften über Wertpapiere 

Fünftes Gesetz zur Änderung des Steuerberatungsgesetzes 

Gesetz zur steuerlichen Förderung von Kunst, Kultur und Stif-
tungen sowie zur Änderung steuerrechtlicher Vorschriften (Kul-
tur- und Stiftungsförderungsgesetz) 

Gesetz zur Änderung versicherungsrechtlicher Vorschriften 

Gesetz zur Aussetzung der Brennrechtsveranlagung 1992/93 

Gesetz zur Neufassung des Bundesumzugskostengesetzes, zur 
Änderung anderer dienstrechtlicher Vorschriften, zur Rege-
lung personalvertretungsrechtlicher Amtszeiten sowie zur 
Verbesserung der personellen Struktur in der Bundeszollver-
waltung 

Gesetz über die Verlängerung von befristeten Dienst- und Ar-
beitsverhältnissen mit wissenschaftlichem Personal sowie mit 
Ärztinnen und Ärzten in der Weiterbildung 

Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Entlastung der Gerichte 
in der Verwaltungs- und Finanzgerichtsbarkeit 

Viertes Gesetz zur Änderung des Bundesbahngesetzes 
(4. BbÄndG) 

Gesetz über die Beteiligung der Soldaten und der Zivildienstlei-
stenden (Beteiligungsgesetz - BG - ) 

Gesetz über die Feststellung eines Dritten Nachtrags zum Wirt-
schaftsplan des ERP-Sondervermögens für das Jahr 1990 
(3. ERP-Nachtragsplangesetz 1990) 
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Gesetz über die Feststellung des Wirtschaftsplans des ERP-Son-
dervermögens für das Jahr 1991 (ERP -Wirtschaftsplangesetz 
1991) 

Gesetz zu dem Vertrag vom 12. Oktober 1990 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Union der Sozialisti-
schen Sowjetrepubliken über die Bedingungen des befristeten 
Aufenthalts und die Modalitäten des planmäßigen Abzugs der 
sowjetischen Truppen aus dem Gebiet der Bundesrepublik 
Deutschland 

Gesetz zu dem Abkommen vom 9. Oktober 1990 zwischen der 
Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der Regie-
rung der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken über 
einige überleitende Maßnahmen 

Gesetz zu dem Übereinkommen vom 29. Mai 1990 zur Errich-
tung der Europäischen Bank für Wiederaufbau und Entwick-
lung 

Gesetz zu dem Abkommen vom 12. April 1989 zur Änderung 
des Abkommens vom 1. Juni 1961 zwischen der Bundesrepu-
blik Deutschland und der Schweizerischen Eidgenossenschaft 
über die Errichtung nebeneinanderliegender Grenzabferti-
gungsstellen und die Grenzabfertigung in Verkehrsmitteln 
während der Fahrt 

Gesetz zur Verbesserung der Berufsförderung für Soldaten auf 
Zeit 

Gesetz über die Umwelthaftung 

Gesetz zum Schutz von Embryonen (Embryonenschutzgesetz — 

ESchG) 

Gesetz zur Änderung des Gesetzes über Gebühren für die Be-
nutzung von Bundesfernstraßen mit schweren Lastfahrzeu-
gen 

Zu den drei letztgenannten Gesetzen hat der Bundesrat die als 
Anlagen diesem Protokoll beigefügten Entschließungen gefaßt. 

Der Vorsitzende des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten hat mitgeteilt, daß der Ausschuß gemäß § 80 Abs. 3 Satz 2 
der Geschäftsordnung von einer Berichterstattung zu den nachstehen-
den Vorlagen absieht: 

Drucksache 11/7014 

Drucksache 11/7717 

Drucksache 11/7977 

Der Vorsitzende des Ausschusses für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit hat mitgeteilt, daß der Ausschuß die nachstehende 
EG-Vorlage zur Kenntnis genommen bzw. von einer Beratung abge-
sehen hat: 

Drucksache 11/2899 Nr. 3.31 

Der Bundesrat nimmt die Erklärung der Bundesregierung in ihrer 
Gegenäußerung (BT-Drucksache 11/8011) zur Kenntnis, wonach sie 
ausdrücklich bestätigt, ihrer Zusage zum Ausgleich der den Ländern 
entstehenden Kraftfahrzeugsteuerausfälle nachkommen zu wollen. Er 
bedauert allerdings, daß sie insoweit keine gesetzliche Festlegung 
unterstützt. 

Hinsichtlich der Zahlungsmodalitäten und der Verteilung der Aus-
gleichsleistungen geht der Bundesrat davon aus, daß die Bundesre-
gierung hierbei entsprechend der Regelung in § 16 des Gesetzes ver-
fährt. 

Der Bundesrat stellt fest, daß das Gesetz nur für die „Altländer" 
einen Ausgleich ihrer Kraftfahrzeugsteuerausfälle durch die Einnah-
men aus den Straßenbenutzungsgebühren vorsieht. Demgegenüber 
gilt für Berlin (Ost) und die neuen Länder Brandenburg, Mecklen-
burg-Vorpommern, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen zwar 
nach dem Einigungsvertrag das Kraftfahrzeugsteuergesetz mit den 
abgesenkten Steuersätzen für Lastfahrzeuge, jedoch sind diese Län-
der nicht an den Einnahmen aus den Straßenbenutzungsgebühren 
beteiligt. 

Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, umgehend im Jahre 1991 
einen Gesetzentwurf vorzulegen, der eine Beteiligung von Berlin (Ost) 
und den neuen Ländern an der Straßenbenutzungsgebühr oder an 
den Ausgleichszahlungen des Bundes aufgrund der Aussetzung des 
Straßenbenutzungsgebührengesetzes ab 1. Januar 1991 vorsieht. 

Der Bundesrat ist der Auffassung, daß das Embryonenschutzgesetz 
zwar einen wichtigen Beitrag zur Lösung der Probleme darstellt, die 
die neuen Techniken der Fortpflanzungsmedizin und der Einsatz gen-
technischer Verfahren am Menschen aufwerfen. Der Schutz mensch-
lichen Lebens von seiner Entstehung an, also ab Verschmelzung von 
Ei- und Samenzelle, sowie die Beschränkung von künstlichen Be-
fruchtungsmaßnahmen auf mit der Werteordnung des Grundgesetzes 
zu vereinbarende und dem Wohl des Kindes entsprechende medizini-
sche Maßnahmen zur Überwindung von Sterilität ist eine dringliche 
Aufgabe des Gesetzgebers. 

Erforderlich ist jedoch ein Gesamtkonzept, das insbesondere auch 
die — vom Embryonenschutzgesetz ausgeklammerte — medizinisch, 
rechtlich und ethisch umstrittene Frage der Verwendung von Spen-
dersamen und das Problem künstlicher Befruchtungsmaßnahmen au-
ßerhalb der Ehe regelt. Im Interesse der Betroffenen und der Ärzte 
muß die insoweit herrschende Rechtsunsicherheit baldmöglichst 
durch gesetzlich verbindliche Regelungen beendet und ein Rechtszu-
stand geschaffen werden, der sich am Wohl des Kindes, der Würde 
und den Persönlichkeitsrechten der Beteiligten orientiert. Ob eine 
gesetzlich verbindliche Regelung primär durch gesundheits- und arzt-
rechtliche Vorschriften, für die gegebenenfalls eine Bundeskompe-
tenz geschaffen werden müßte, oder durch strafbewehrte Vorschriften 
erfolgen soll, ist alsbald zu klären. 

Dabei sollten die im europäischen Ausland getroffenen gesetzlichen 
Regelungen und gewonnenen Erfahrungen Berücksichtigung fin-
den. 

Das vom Deutschen Bundestag beschlossene Gesetz ist ein erster 
wichtiger Schritt zur Verbesserung der Ausgleichsregelungen bei 
Umweltschäden. Es berücksichtigt die Vorschläge des Bundesrates 
zwar nur zum Teil. Nach den vom Vermittlungsausschuß empfohle-
nen Änderungen ist das Gesetz insgesamt aber ein tragfähiger Kom-
promiß, der den Geschädigten im Verhältnis zur bisherigen Rechts-
lage deutlich besser stellt. 

Der Bundesrat wiederholt und bekräftigt jedoch seine Bitte an die 
Bundesregierung, Lösungsvorschläge für den Ausgleich von Summa-
tions- und Distanzschäden zu erarbeiten. Ungeachtet der Notwendig-
keit, denkbare Regelungsmodelle sorgfältig zu prüfen, duldet die Lö-
sung des Problems, auch wegen der hohen Umweltbelastung in den 
neuen Bundesländern, keinen weiteren Aufschub. 
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